
Seite
Deutscher Städtetag: Brennpunkt Koalitionsverhandlungen  . . . 2
Bayerische Fachtagung der Bibliotheken und Volkshochschulen . . .2

GZ-Kolumne Georg Huber:
Integration als Bereicherung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .3

HSS-Jugendkongress: Heimat in einer globalisierten Welt  . . . . 3
Tagung in Nürnberg: Selbstbestimmtes Leben im Alter  . . . .3
ConSozial 2013: Zwischen Grundsatz und Umsatz  . . . . . . .4
Bayerischer Musikschultag: Für ein Leben mit Musik  . . . . .5

GZ-Fachthema:
Kommunale Energiethemen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .6-12

Aus den bayerischen Kommunen  . . . . . . . . . . . . . . . . . 13-16

Sie lesen in dieser Ausgabe

Seit Jahren ist der Bürger-
meister engagiert bei derWie-
derbelebung seinerstädtischen
Fußgängerzone. Das ist oft
leichter gesagt als getan. Er-
freulicherweise abergelingt es
immer wieder, einen Vermie-
ter davon zu überzeugen, dass
ein Immobilienobjekt auch
dann an Wert verliert, wenn
die Umgebung ihren Charak-
ter einbüßt. Seite 15
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1. Bayerisches Breitbandforum:

Wichtige Plattform auf dem
Weg zum schnellen Internet 

250 Teilnehmer bei GZ-Fachveranstaltung im MOC München

Die Versorgung mit schnellem Internet ist eine zentra-
le Aufgabe der Daseinsvorsorge. Nur durch flächen-
deckenden hochbitratigen Breitbandanschluss kann
echter Wettbewerb den Standort Bayern insgesamt
stärken. Den kommunalen Entscheidern fällt hierbei
die Aufgabe zu, die beste Lösung zu finden und die Fi-
nanzierung sicherzustellen. 

Mit dem Bayerischen Breit-
bandforum im MOC Veranstal-
tungscenter in München hat die
Bayerische GemeindeZeitung
nunmehr eine Plattform geschaf-
fen, über die Kontakte zu Dienst-
leistern, Finanzpartnern und
Netzbetreibern ermöglicht wur-
den. Die IT-Messe Communicati-
on World bot hierfür den perfek-
ten Rahmen. Zusätzlich konnte
die Messe besucht werden, auf
der selbst ein großes Produktange-
bot für die öffentlichen Auftragge-
ber präsentiert wurde. 

Fortsetzung in 2014 geplant

Insgesamt folgten 250 Teilneh-
mer aus den bayerischen Kom-
munen und von branchenrelevan-
ten Unternehmen der GZ-Einla-
dung. Das Forum konnte zudem
knapp zwei Dutzend Partner bzw.
Aussteller für sich gewinnen. Für
2014 ist eine Fortsetzung der Ver-
anstaltung im Rahmen der Com-
munication World geplant.

Zwölf hochkarätige Referenten
(Dr. Rainer Bauer/Bayerisches
Finanzministerium, Christoph
Donhauser/PwC AG, Heinrich
Lenz/Bürgermeister Hinter-
schmiding, Dr. Annette Schuma-
cher/Kabel Deutschland, Rein-
hard Wrchlavsky/LEW TelNet,
Udo Harbers/Deutsche Telekom,
Roland Werb/Corwese GmbH,
Andreas Weber/REHAU AG +
Co., Dr. Christian von Boetti-
cher/Wirtschaftsrat Recht Bremer
& Heller GbR, Peter Reisin-
ger/M-Net, Anja Schramm/inexio
KGaA) erläuterten die Problem-
stellung, technische Umsetzungs-
beispiele sowie juristische Fach-
fragen ebenso wie Finanzierungs-

möglichkeiten des Breitbandaus-
baus in Bayerns Städten und Ge-
meinden. 

Breitbandrichtlinie

Grundsätzliche Anmerkungen
lieferte Ministerialdirigent Dr.
Rainer Bauer, Bayerisches Fi-
nanzministerium. In der neuen
Staatsregierung ist die Zuständig-
keit für Breitband bekannter-
maßen vom Wirtschaftsministeri-
um ins Ministerium für Finanzen,
Landesentwicklung und Heimat
übergegangen. 

Wie Bauer ausführte, ist zum 1.
Dezember 2012 die Bayerische

Breitbandrichtlinie in Kraft getre-
ten. Ziel ist die Förderung des
Aufbaus von Breitband-Hochge-
schwindigkeitsnetzen in Gewer-
be- und Kumulationsgebieten. Je
Kommune ist eine Höchstförde-
rung von 500.000 Euro vorgese-
hen. Die Notwendigkeit der För-
derung ergibt sich, so Bauer, dar-
aus, dass insbesondere in den vie-
len ländlich geprägten Räumen
des Flächenlands Bayern die 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Stellvertretender Geschäftsführer Dr. Manfred Riederle (links) 
gemeinsam mit Verbandspräsident Dr. Ulrich Maly. Bild: DK

Bayerischer Städtetag:

Schicksalsjahr 2019
„Egal, was mit der Klage des Freistaats Bayern gegen
den Länderfinanzausgleich geschieht: 2019 wirkt das
eingebaute Verfallsdatum des Länderfinanzausgleichs.“
Darauf machte der Vorsitzende des Bayerischen Städ-
tetags, Nürnbergs Oberbürgermeister Dr. Ulrich Ma-
ly, bei einer Pressekonferenz in München aufmerksam.
Vor dem Hintergrund, dass 2019 die Finanzierung des
Solidarpakts ausläuft, sei es ratsam, die Verteilungssys-
tematik zu überprüfen. Diese sollte sich nach Bedürftig-
keit und nicht an der geographischen Lage orientieren. 

2019 sei zudem das Jahr der
innerstaatlichen Umsetzung des
Fiskalpakts: Die Bundesländer
müssen bis Ende 2019 ihre Haus-
halte ohne Netto-Neuverschul-
dung ausgleichen. Maly: „Die
Schuldenbremse muss ab 2019
wirken, dies wird sich auch zu
Lasten kommunaler Haushalte
auswirken. Und: Das Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz en-
det 2019.“ 

Wie der Städtetagschef erläuter-
te, sei die Pflege der Infrastruktur
von Straße und Schiene über Jah-
re hinweg chronisch unterfinan-

ziert gewesen. Eine Verlängerung
des Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetzes über 2019 hinaus
sei dringend nötig, weil niemand
wisse, wie eine Großstadt nach
2019 überhaupt ein großes Nah-
verkehrsprojekt anpacken kann. 
Maly: „Die Kommunen brauchen
Planungssicherheit über 2019 hin-
aus, ansonsten droht ein völliger
Stillstand bei Großprojekten.“ 

Da der Finanzbedarf für die
kommunale Verkehrsinfrastruk-
tur enorm sei, fordert der
Bayerische Städtetag eine Ver-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Sonderdokumentation
In Ausgabe 24/2013 der

Bayerischen GemeindeZeitung,
die am 19. Dezember 2013 
erscheint, berichten wir in 
einer Sonderdokumentation
über das GZ-Breitbandforum. 

Unter http://www.bayerisches-
breitbandforum.de werden die
Vorträge zum Download bereit
gestellt. 

Bayerischer Tourismustag in Nürnberg:

Kernthema Wirtshauskultur
Einmal im Jahr lädt die Bayerische Wirtschaftsmini-
sterin die Tourismusfamilie im Freistaat zum Bayeri-
schen Tourismustag ein. Dieses Stelldichein der Frem-
denverkehrsakteure zwischen Aschaffenburg und
Berchtesgaden ist die zentrale jährliche Tourismusver-
anstaltung im Freistaat schlechthin und findet wech-
selweise in München und Nürnberg statt. Im Rahmen
der diesjährigen Veranstaltung in der Norisstadt mit
über 600 Besuchern aus allen Tourismusregionen
stand das Thema „Bayerische Wirtshauskultur“. 

Wie Wirtschaftsstaatssekretär
Franz Josef Pschierer eingangs
erläuterte, sei das Wirtshaus mit
seiner Geschichte, Tradition und
gesellschaftlichen Bedeutung aus
Bayern nicht wegzudenken. Es
sei fester Bestandteil gelebter
bayerischer Kultur und habe das
Gemeinschaftsgefühl geprägt.
„Denn es ist nicht nur Ort des ku-
linarischen Genusses, sondern er-
füllt darüber hinaus eine soziale
Funktion. Ob Familienfeiern,
Meinungsaustausch oder geselli-
ges Beisammensein – im Wirts-
haus kommt der gesamte Ort zu-
sammen. Es stiftet Gemeinschaft
und Identität. Diese Sinnstiftung
macht das traditionelle Wirtshaus
zum Erfolgsfaktor für den Bay-
erntourismus.“

Marketingaktionen

Anknüpfend daran setze der
Bayerntourismus in seinen Mar-
ketingaktionen auf die Emotionen
und das Image des Freistaates bei
seinen Gästen, dabei besonders
bei den jüngsten Kampagnen
„Bayern.MeinWinterLichtBlick“
und „Leben.Fühlen.Bayern“. Teil
davon sei auch das traditionelle
Wirtshaus und die bayerische
Wirtshauskultur. Pschierer ver-
sprach: „Ich setze mich deshalb
dafür ein, das Kulturgut Wirtshaus
auch in Zukunft zu bewahren.“

Große Herausforderungen

Die traditionellen bayerischen
Wirtshäuser stehen vor allem auf
dem Land allerdings vor großen,
zum Teil Existenz bedrohenden
Herausforderungen. Daher ging
Prof. Hans Hopfinger, Inhaber
des Lehrstuhls für Kulturgeogra-
phie an der Katholischen Uni-
versität Eichstätt-Ingolstadt, in

seinem Vortrag „Genuss mit Ge-
schichte – Die Wirtshauskultur
in Bayern im Wandel“ insbeson-
dere auf die wirtschaftlichen
Problemstellungen der bayeri-
schen Wirtshäuser ein. 

Laut einer Grundlagenuntersu-
chung am Lehrstuhl für Kultur-
geographie der Katholischen
Universität Eichstätt-Ingolstadt
hat fast jedes dritte Wirtshaus in
Bayern binnen eines Jahrzehnts
dichtgemacht. Zwischen den Jah-
ren 2000 und 2011 ging die Zahl
dieser Schankbetriebe um rund
30 Prozent auf knapp 4400 zurück,
erläuterte Prof. Hopfinger. Aller-
dings entwickelten sich die Re-
gionen unterschiedlich. 

Der Rückgang der getränkeori-
entierten Wirtshäuser sei zwar
überall feststellbar, doch stärker
sind Schwaben, Unterfranken und
Oberbayern betroffen. Dort gab es
2011 in deutlich mehr als 40 %
der Gemeinden keinen getränkeo-
rientierten gastronomischen Be-
trieb mehr. In der als Fallstudie
genauer untersuchten Beispielge-
meinde Vorra sind von den 1970
noch vorhandenen 15 Gastrono-

miebetrieben ganze zwei Wirts-
häuser übrig geblieben. Deutlich
besser ist die Lage bei den speisen-
orientierten Gaststätten, doch
immerhin sucht der Gast in 257
der insgesamt 2.056 bayerischen
Gemeinden vergeblich nach einer
Speisegaststätte, wobei er sich in
Niederbayern, der Oberpfalz und
in Schwaben etwas schwerer als
in anderen Regionen tut.

Bei der Suche nach Ursachen
und Hintergründen für diese Ent-
wicklung sind die Autoren der

(Fortsetzung auf Seite 4)

Der Kommunale Finanzausgleich 2014, das neue Heimatministerium und die Entwicklung des
neuen Aufgabenbereichs „Digitalisierung, Landesentwicklung, Demografie und Verwaltungs-
reform“ standen auf der Tagesordnung der jüngsten Sitzung von KPV-Landesvorstand und
Hauptausschuss in München. Unser Bild zeigt (v. l.) Ministerialrat Markus Schöne, Ltd. Mini-
sterialrätin Isolde Naht, Neu-MdB Alois Rainer, Staatssekretär Albert Füracker, MdL, KPV-
Landesvorsitzenden Landrat Stefan Rößle, den Präsidenten des Bayerischen Landkreistags Ja-
kob Kreidl und KPV-Landesgeschäftsführerin Theresa Flotzinger. Ein ausführlicher Bericht
über die Veranstaltung folgt in der nächsten Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung. 
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Bürgermeister Simon Landmann
85232 Bergkirchen

am 30.11.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Erhard Friegel

89438 Holzheim
am 24.11.

Bürgermeister Johann Angstl
84103 Postau

am 25.11.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Günter Gamisch

86676 Ehekirchen
am 3.12.

Bürgermeister Franz Kröninger
93197 Zeitlarn

am 25.11.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Joachim Haller

94249 Bodenmais
am 26.11.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Markus Reichart

88178 Heimenkirch
am 29.11.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Sven Janzen

86877 Walkertshofen
am 27.11.

ZUM 75. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Norbert Eberth

97279 Prosselsheim
am 22.11.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hans Strauß

91478 Markt Nordheim
am 21.11.

Bürgermeister 
Bernhard Müller

97616 Salz
am 27.11.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Erich Schmid

94447 Plattling
am 3.12.

Bürgermeister Ewald Ziegler
91719 Heidenheim

am 21.11.

Bürgermeister Erwin Reiter
89294 Oberroth

am 21.11.

Bürgermeister Walter Sauter
89347 Bubesheim

am 23.11.

Bürgermeister
Graf Georg von Preysing

83703 Gmund
am 24.11.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Präsidiumssitzung des Deutschen Städtetags in Berlin: 

Brennpunkt 
Koalitionsverhandlungen 

Im Rahmen von Sitzungen von Präsidium und Hauptausschuss
des Deutschen Städtetags in Berlin haben mehr als 100 Kommu-
nalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker eine Resolution zu
den Koalitionsverhandlungen verabschiedet. Bund, Länder und
Kommunen sind nach Auffassung des kommunalen Spitzenver-
bandes bei großen Zukunftsaufgaben gemeinsam gefordert: Zu
Recht richten sich hohe Erwartungen an eine künftige neue
Bundesregierung und an die Länder. 

Nach Aussage von Verbands-
präsident Dr. Ulrich Maly sind
auch die Städte dazu bereit, ihren
Beitrag zum Gelingen zu leisten
- etwa für mehr Klimaschutz und
damit zur Umsetzung der Ener-
giewende, für die Bereitstellung
von Bauland und damit für be-
zahlbare Wohnungen, für den so-
zialen Zusammenhalt, für Bil-
dung, für Kinderbetreuung, für
die Infrastruktur und gute Rah-
menbedingungen für Wirtschaft
und Wissenschaft. Der Deutsche
Städtetag erwartet deshalb, dass
im Ergebnis der Koalitionsver-
handlungen eine nachhaltige Fi-
nanzierung gesichert wird, die
auch der Lage der Kommunen
gerecht wird und keine öffentli-
che Ebene überfordert. 

Daseinsvorsorge

Der Deutsche Städtetag be-
grüßt, dass es bei den Koalitions-
verhandlungen bereits eine Eini-
gung darüber gibt, die kommu-
nale Daseinsvorsorge zu schüt-
zen. Den Kommunen werde da-
mit für ihre Leistungen der Da-
seinsvorsorge für die Bürgerin-
nen und Bürger wie etwa die
Wasserversorgung deutlich der
Rücken gestärkt. Es sei ein gutes
Zeichen, dass die mögliche
große Koalition jeder weiteren
Einschränkung der Daseinsvor-
sorge durch die EU entgegentre-
ten will und die kommunale Da-
seinsvorsorge zum Kernbestand
staatlicher Aufgaben erklärt. 

Der Deutsche Städtetag hat
mehrfach deutlich gemacht, wie
dringlich in Ballungsgebieten
mit knappem Wohnraum Maß-
nahmen sind, die Wohnen wie-
der bezahlbar machen. Deshalb
sei zu begrüßen, dass die Unter-
händler der Koalitionsarbeits-
gruppe zur Wohnungspolitik den
parteiübergreifenden Vorschlag
der Städte für eine Mietpreis-
bremse bei Wiedervermietung

eins zu eins aufgegriffen haben.
Mieter werden bei Wohnungs-
wechseln vor nicht gerechtfertig-
ten Mietaufschlägen geschützt,
wenn Mieterhöhungen regional
differenziert auf maximal 10
Prozent oberhalb der ortsübli-
chen Vergleichsmiete beschränkt
werden können. 

Mietpreisbremse

Allerdings sei die zunächst auf
fünf Jahre befristete Mietpreis-
bremse kein Allheilmittel gegen
steigende Mieten; Wohnungsbau
müsse wirtschaftlich attraktiv
bleiben. Deshalb fordert der Deut-
sche Städtetag vor allem Impulse
von Bund und Ländern sowie An-
strengungen aller Akteure auf
dem Wohnungsmarkt für den Bau
von zusätzlichen, der Nachfrage
entsprechenden Wohnungen in
wachstumsstarken Städten. 

Viele strukturschwache Städte
könnten sich trotz erheblicher ei-
gener Anstrengungen nicht ohne
Unterstützung von Bund und Län-
dern aus ihrer schwierigen Finanz-
lage befreien. Die Schere zwi-
schen Städten in großer finanziel-
ler Not und Städten mit Spielraum
für Schuldenabbau und Zukunfts-
investitionen wachse, gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse für die
Menschen seien in Gefahr. Als be-
sonders belastend muteten die ste-
tig steigenden kommunalen Sozi-
alausgaben an. 2013 werden die
Kommunen voraussichtlich 46
Milliarden Euro für Sozialausga-
ben ausgeben, 1992 waren es noch
22 Milliarden Euro. Die Einglie-
derungshilfe sei für Menschen mit
Behinderung elementar, hier gehe
es um eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe, die deshalb auch ge-
samtstaatlich finanziert werden
muss. 

Die Verabredung zwischen
Bund und Ländern im Sommer
2012 für ein Bundesleistungsge-
setz für Menschen mit Behinde-

rung müsse zügig umgesetzt
werden. Allein zwischen 2007
und 2011 seien die Nettoausga-
ben der Eingliederungshilfe bun-
desweit von 10,6 auf rund 13
Milliarden Euro gestiegen. Des-
halb fordert der Deutsche Städte-
tag für Menschen mit Behinde-
rung vorrangig ein Bundesteilha-
begeld und dadurch eine deutli-
che Entlastung der Kommunen
durch den Bund. Diese Entla-
stungen müssten unmittelbar bei
den Kommunen ankommen. 

In den Kommunen bestehe er-
heblicher Investitionsbedarf, der
Investitionsstau in allen Fachbe-
reichen belaufe sich nach dem
Kommunalpanel 2012 der KfW
auf etwa 128 Milliarden Euro.
Die Städte, Kreise und Gemein-
den könnten derzeit jedoch nur
etwa 21 Milliarden Euro im Jahr
investieren. Deshalb fordert der
Deutsche Städtetag, die kommu-
nale Investitionskraft zu stärken. 

Um eines der besten Verkehrs-
netze Europas und den Wirt-
schaftsstandort Deutschland at-
traktiv zu halten, müsse als eine
der ersten Aufgaben in der neuen
Legislaturperiode eine langfristige
und nachhaltige Finanzierung von
Bau, Reparatur und Unterhaltung
von Straßen, Schienen und Was-
serstraßen angepackt und späte-

stens bis zum Jahr 2015 geregelt
werden. Dabei sei eine Anschluss-
regelung für das Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz über das
Jahr 2019 hinaus notwendig, auch
um Planungssicherheit für mehr-
jährige kommunale Großprojekte
des ÖPNV zu schaffen. Allein bei
der Erneuerung der kommunalen
Verkehrswege klaffe eine Finanz-
lücke von jährlich mindestens 2,7
Milliarden Euro. Deshalb fordert
der Deutsche Städtetag auch ein
Sofortprogramm von Bund und
Ländern, um die gravierendsten
Schäden an allen wichtigen Ver-
kehrsadern und Brücken zu behe-
ben. 

Emissionsreduktion

Die Städte unterstützen die eu-
ropäischen und nationalen Emissi-
onsreduktionsziele bis zum Jahre
2020 sowie die mit der Energie-
wende und dem Ausstieg aus der
Atomenergie verfolgten Ziele. Ein
zu gestaltendes neues Energie-
marktdesign sollte die Umsetzung
der energiepolitischen Ziele wirt-
schaftlich und ökologisch vertret-
bar ermöglichen, die Versorgungs-
sicherheit gewährleisten und die
Verbraucherinteressen berücksich-
tigen. Um diese Ziele zu erreichen,
sei eine bessere Koordinierung der
Energiepolitik von Bund und Län-
dern unverzichtbar. Deshalb for-
dert der Deutsche Städtetag, dass
eine künftige Bundesregierung in
enger Abstimmung mit den Län-
dern und den Kommunen sowie
den energiewirtschaftlichen Ak-
teuren einen Aktionsplan zur 
Umsetzung der Energiewende er-
arbeitet. DK

Bayern hat Zukunft
Seehofers Regierungserklärung im Landtag

In staatsmännischer Rede hat Ministerpräsident Horst Seehofer
die prägenden Eckpfeiler für die neue Legislaturperiode gesetzt:
Die zunehmende internationale Entwicklung, die digitale Revo-
lution, die demografische und die kulturelle Entwicklung. Mit
konsequenter Finanzpolitik werde man die begonnene Umset-
zung angehen. Die Opposition war im Prinzip auf gleichem
Kurs, aber Staatsregierung und CSU hätten in den vergangenen
Jahren versäumt, die von Seehofer schon bei Amtsantritt vor
fünf Jahren aufgezeigten Schritte zu gehen.

„Bayern ist Zukunft” ist See-
hofers Devise. Das Land biete
die beste Lebensqualität und
müsse in allen Bereichen für
Deutschland und weltweit weiter
in der Spitzengruppe agieren.
Dies bei Verlagerung von Zu-
ständigkeit und Verantwortung
von oben nach unten. Die Koali-
tion mit Bürgern und Kommu-
nen sei Fundament und Regie-
rungsauftrag. Es gehe um Ge-
sundheit und Ernährung, natürli-
che Ressourcen und neue Mate-
rialien, Energie und Umwelt,
Mobilität und vernetzte Infra-
struktur, Luft und Raumfahrt, In-
formation und Kommunikation.

Verkehrsmittel

Zur Infrastruktur avisierte der
Ministerpräsident mehr Geld für
die Sanierung von Straße und
Schiene. Da sei auch der Bund in
der Pflicht und müsse seine Ver-
kehrsmittel aufstocken. In diesem
Zusammenhang stehe auch gene-
rell die - von der Opposition aus-
drücklich unterstützte - Änderung
des Länderfinanzausgleichs. Es
gehe um die Anbindung von Stadt
und Land an das modernste Breit-
bandnetz. Hier seien auch und ge-
rade die Kommunen zu fördern.
Gleichermaßen bei Erhalt und
Modernisierung der wohnortna-
hen rund 6100 Schulen. Beispiel-
hafte Projekte würden gefördert.
Bis 2018 soll es in allen Schular-
ten ein bedarfsgerechtes Ganz-
tagsangebot geben.

Die gesamte Politik steht unter
dem finanziellen Ziel, Bayerns
Verschuldung von jetzt noch
über vier Milliarden Euro auf
Null zu bringen. Das Kabinett
hat beschlossen, zwecks Verla-
gerung von oben nach unten
grundsätzlich keine neuen Ver-
waltungsstellen zu schaffen. Wer
sie wolle, müsse vorschlagen, an
anderer Stelle ebenso viele zu
streichen.,, Wir investieren kraft-

voll in die Zukunft. Nachhaltig-
keit und Gerechtigkeit sind ein
„Geschwisterpaar”, konstatierte
der Ministerpräsident. Den nach-
haltigen Forderungen der Kom-
munalen Spitzenverbände nach
mehr Geld stellte Seehofer, ohne
im Einzelnen darauf einzugehen,
Bayerns Finanzausgleich ge-
genüber. Er sei der beste, den es
bisher gegeben habe. Die Forder-
ungen, voran von der SPD, be-
ruhten auf falschen Zahlen. In
gleichem Stil bestätigte CSU-
Fraktionsvorsitzender Thomas
Kreuzer anschließend das Kon-
zept des Ministerpräsidenten.

Aufholjagd

SPD-Fraktionschef Markus
Rinderspacher ließ sich in seiner
Kritik nicht beirren, auch wenn
er mit den Schwerpunktberei-
chen Seehofers grundsätzlich
einverstanden war. Dass hier ei-
ne Aufholjagd erforderlich sei,
lastete er Seehofer und der CSU
an. Der Ministerpräsident habe
schon beim ersten Amtsantritt
vor fünf Jahren versprochen, en-
ergisch voranzugehen. Gesche-
hen sei kaum etwas. Die zahlrei-
chen richtigen Initiativen der
Opposition, voran der SPD, sei-
en abgelehnt worden. Schulden-
freiheit bis 2030 könne Seehofer
leicht versprechen, weil er bis
dahin längst nicht mehr im Amt
seien werde und 2016 die CSU
die von ihm selbst angedeutete
Nachfolgediskussion für das
Wahljahr 2018 beginnen werde.
In Mutmaßungen werden die neue
Staatskanzleiministerin Christine
Haderthauer und die Berlin-Rück-
kehrerin Ilse Aigner als mächtige
Wirtschaftsministerin genannt.
Das neue Finanz- und Heimatmu-
seum Markus Söders mit Sitz in
München und Nürnberg sei sinn-
los, erklärte die Opposition.

Gegen ein Weitermachen

Für die Grünen wollte Marga-
rete Bause „etwas Neues wagen”
und stellte dem Ministerpräsiden-
ten „eine grüne Regierungser-
klärung” entgegen. Darin bekann-
te sie sich, wie Rinderspacher, zu
den gemeinsam beschworenen
Eckpunkten der Politik: „Im Kern
geht es um die Frage, wie wollen
wir in Zukunft leben. Einfach so
weitermachen wie bisher geht
nicht.” Bauses Kontra folgte Rin-
derspachers, der die SPD als
stärkste Opposition und Gegenre-
gierung geriert hatte.

In gleichem Stil nannte Hubert
Aiwanger die Eckpunkte der
Freien Wähler. Notwendig seien
hervorragende Bildungspolitik,
Stärkung des ländlichen Raumes,
bessere Zusammenarbeit von
Stadt und Land, die Zukunfts-
chancen der Landwirtschaft,
Bewältigung der Energiewen-
de, mehr Einsatz für die Grund-
rechte der Bürger und Stärkung
der Kommunen, insbesondere
durch 15 Prozent Kommunalan-
teil am Steuerverbund. Städte,
Landkreise und Gemeinden seien
die zentralen Akteure”.

Die Berliner Koalitionsver-
handlungen spielten im Landtag
eine Rolle. Seehofer und Rinder-
spacher standen sich bei Pkw-
Maut und Steuererhöhungen mit
Signal nach Berlin gegenüber.
Doch es soll auch im Landtag
„hart aber sachlich” zugehen. Al-
les unter der Perspektive,dass im
neuen Bundestag ein Kabinett der
Großen Koalition erst am 17. De-
zember vereidigt werden soll. rm

Volkshochschulverband und Bibliotheksverband:

Offene und konstruktive Gespräche
auf der Bayerischen Fachtagung

In immer mehr Städten und Gemeinden wird über eine bessere
Verzahnung von Bildungseinrichtungen nachgedacht. Das betrifft
vor allem Öffentliche Bibliotheken und Volkshochschulen bzw. Bil-
dungszentren. Jüngst wurden Wege der Zusammenarbeit zwi-
schen Öffentlichen Bibliotheken und Volkshochschulen in kom-
munalen Bildungslandschaften offen und konstruktiv diskutiert:
Auf der Bayerischen Fachtagung in Nürnberg wurden die Ergeb-
nisse des Forschungsprojekts „Treffpunkt Bildung“ des Bayeri-
schen Volkshochschulverband e.V. in Zusammenarbeit mit dem
Bayerischen Bibliotheksverband e.V. präsentiert. Mit über 100
Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus ganz Deutschland war die
Fachtagung im Nürnberger südpunkt ein voller Erfolg.

Bildungseinrichtungen von
Städten und Gemeinden stehen im-
mer häufiger vor der Frage, wie
Menschen in unterschiedlichsten
Lebenslagen optimal gefördert
werden können. Es sind vor allem
Öffentliche Bibliotheken und
Volkshochschulen, die sich um le-
benslanges Lernen in der Kommu-
ne kümmern. Zwar haben beide
Einrichtungen einen öffentlichen
Bildungsauftrag und sollen breite
Zugänge ermöglichen; trotzdem
arbeiten sie nicht selten mehr ne-
ben- als miteinander. Drei Städte in
Bayern haben es sich zur Aufgabe
gemacht, hier neue Wege zu gehen
und vernetzte Angebote anzubie-
ten: Nürnberg, Regensburg und
Bayreuth haben auf der Bayeri-
schen Fachtagung anhand konkre-
ter Beispiele verdeutlicht, wie Bil-
dungseinrichtungen besser verbun-

den werden können, um abge-
stimmte Bildungsangebote „aus ei-
nem Guss“ zu ermöglichen. Einen
ganzen Tag wurden Ergebnisse des
Forschungsprojektes „Treffpunkt
Bildung“ präsentiert und diskutiert,
wie systematische Kooperationen
in der Praxis auf unterschiedlichste
Weise funktionieren kann.

Professor Dr. Julia Lehner, Kul-
turreferentin der Stadt Nürnberg
und Mitglied im Vorstand des
Bayerischen Volkshochschulver-
bandes e.V., eröffnete die Fachta-
gung im südpunkt. Dr. Manfred
Riederle, Stellvertretender Ge-
schäftsführer und Referent für
Bildungsfragen des Bayeri-
schen Städtetages, folgte mit sei-
nem Vortrag „Öffentliche Biblio-
theken und Volkshochschulen ge-
meinsam auf dem Weg in kommu-
nale Bildungslandschaften.“ Pro-

fessor Dr. Richard Stang, Hoch-
schule der Medien in Stuttgart,
sprach über „Bildungsnetzwerke
gemeinsam gestalten – Optionen
der Kooperation von Bibliotheken
und Volkshochschulen.“ Nachdem
Cornelia Wabra, Leiterin der
Volkshochschule der Stadt Re-
gensburg, und Elisabeth Mair-
Gummermann, Leiterin der Stadt-
bücherei Regensburg, das Projekt
„Treffpunkt Bildung“ präsentier-
ten, wurde an insgesamt sechs
Thementischen die konkrete Zu-
sammenarbeit der beiden Einrich-
tungen vorgestellt und diskutiert. 

Die abschließende Podiumsdis-
kussion stellte „Kooperationsmo-
delle – Bausteine für die Entwick-
lung von kommunalen Bildungs-
landschaften“ in den Fokus. Auf
der Bühne diskutierten Dr. Man-
fred Riederle, Stellvertretender
Geschäftsführer und Referent für
Bildungsfragen des Bayerischen
Städtetages, Professor Dr. Klaus
Meisel, Erster Vorsitzender des
Bayerischen Volkshochschulver-
bandes e.V., Ralph Deifel, Vor-
standsmitglied im Bayerischen Bi-
bliotheksverband e.V. und Leiter
der Landesfachstelle für das öf-
fentliche Bibliothekswesen e.V.
und Beatrix von Guaita, Leiterin
der Volkshochschule Bayreuth. 

Im Bild (v. l.): Dr. Manfred Riederle, Stellvertretender Geschäfts-
führer und Referent für Bildungsfragen des Bayerischen Städteta-
ges, Ralph Deife, Vorstandsmitglied der Öffentlichen Bibliotheken
im Deutschen Bibliotheksverbands e. V., Prof. Dr. Julia Lehner, Kul-
turreferentin der Stadt Nürnberg, Elisabeth Sträter, Direktorin der
Stadt Bibliothek Nürnberg und Dr. Wolfgang Eckart, Direktor des
Bildungscampus Nürnberg. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

Seit Beginn des Jahres sehen
sich die Kommunen des Frei-
staates Bayern mit einem stetig
wachsenden Zustrom von Asyl-
bewerberinnen und Asylbewer-
bern konfrontiert. Die Unter-
bringung dieser Menschen
sorgt nach wie vor für kontro-
versen Gesprächsstoff unter
Bürgerinnen und Bürgern,
aber auch im Bereich der Po-
litik. Hierbei stehen vielmals
die Herausforderung des Or-
tes der Unterbringung und die leider nur zu oft
auf Vorurteilen beruhenden Befürchtungen der
zukünftigen Nachbarn im Vordergrund der
Diskussion.

Übersehen wird dabei häufig, dass hinter jeder
Flucht ein Einzelschicksal steckt – dies betrifft
insbesondere die Jüngsten unter den Flüchtlin-
gen, die Kinder und Jugendlichen, die meist unter
traumatisierenden Bedingungen den Weg nach
Deutschland finden. Viele dieser Jugendlichen
sind ohne Eltern oder erwachsene Begleiter un-
terwegs und kommen auf sich allein gestellt in un-
ser Land. Diese Jugendlichen haben einen erhöh-
ten Bedarf an Schutz und Betreuung, der bisher
gesellschaftlich nur unzureichend gesehen wird.
Gerade diese Jugendlichen bieten aber auch ein
Beispiel, wie die Integration von Asylbewerbern
gelingen kann. Dies möchte ich Ihnen in einem
kurzen Bericht über ein Projekt im Landkreis
Mühldorf a. Inn nahe bringen – wie ein Landkreis
22 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge auf-
nahm und dieses Projekt zu einem Erfolg und ei-
ner Bereicherung für den Landkreis und die jun-
gen Menschen wurde.

„UmF“, die „unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlinge“: So simpel die Abkürzung auf dem
Papier auch ist, die Problematik ist in der Rea-
lität oft sehr mannigfaltig. Schon so einiges
mussten diese jungen Menschen in ihrem Leben
erleiden. Die frühere Bayerische Staatsministe-
rin für Arbeit und Sozialordnung, Familie und
Frauen, Christine Haderthauer, hat in einer
Pressemitteilung vom 26. August dieses Jahres
angekündigt, dass zukünftig alle unbegleiteten
minderjährigen Flüchtlinge in Jugendhilfeein-
richtungen betreut werden sollen und an die für
die Jugendhilfe zuständigen Landkreise und
Kommunen appelliert, erforderliche Einrich-
tungen für die Unterbringung zu schaffen. Der
Landkreis Mühldorf a. Inn ist dieser Bitte zuvor
gekommen: Seit Mitte 2012 konnte der Land-
kreis insgesamt 22 unbegleiteten minderjähri-
gen Flüchtlingen im Berufsbildungswerk Wald-
winkel der Deutschen Provinz der Salesianer
Don Boscos in einer sich darin befindlichen Ju-
gendhilfeeinrichtung ein neues Zuhause geben. 

Unter den unbegleiteten minderjährigen Flücht-
lingen sind dreizehn Jugendliche aus Afghanistan,
die restlichen neun Jugendlichen kommen aus ver-
schiedenen afrikanischen Staaten. Trotz ihrer sehr
unterschiedlichen kulturellen, ethnischen sowie re-
ligiösen Herkunft haben sich die Jugendlichen in
der Einrichtung und in der Wohngemeinde Aschau
a. Inn mittlerweile sehr gut eingelebt und integriert.
So sind sie z. B. Mitglieder in Ortsvereinen und
fühlen sich insgesamt wohl und akzeptiert, auch in
den umliegenden Gemeinden. Kurzum: Sie sind
„gut angekommen“. Nach anfänglichen leichten
Schwierigkeiten wird die gestellte Aufgabe im Pro-
jekt „Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge im
Berufsbildungswerk Waldwinkel“ aufgrund des
flexiblen Zusammenwirkens aller Akteure in vol-

lem Umfang erfüllt. Der Land-
kreis Mühldorf a. Inn stellt für
die rechtliche und sozialpädago-
gische Betreuung sowie für die
wirtschaftliche Abwicklung Per-
sonal aus dem Amt für Jugend
und Familie. Unser Allgemeiner
Sozialdienst führt mit den Ju-
gendlichen regelmäßig inten-
sive Gespräche, um diese in ih-
rer Persönlichkeit und Entwick-
lung zu stärken und ihnen mit
Rat und Tat zur Seite zu stehen.
Durch unseren Amtsvormund
werden die Jugendlichen recht-
lich betreut und unterstützt. Der

Amtsvormund vertritt die Jugendlichen auch im
Asylverfahren. Neben den Anliegen der Jugendli-
chen sind meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
auch Ansprechpartner für das Personal des Be-
rufsbildungswerkes Waldwinkel. Sie werden auf-
grund der unterschiedlichen Vorgeschichten der
Jugendlichen mit individuellen Problematiken kon-
frontiert, die in den meisten Fällen zum Wohle der
Jugendlichen gelöst werden können. 

In enger Zusammenarbeit mit dem Berufsbil-
dungswerk Waldwinkel und der Berufsschule I
Mühldorf a. Inn ist es uns gelungen, ein passge-
naues Konzept zur Beschulung zu erstellen. Die
Aufnahme der Jugendlichen war für alle Betei-
ligten Neuland, so dass ein enger Austausch zwi-
schen den unterschiedlichen Bereichen und Insti-
tutionen notwendig war und nach wie vor not-
wendig ist. Es hat sich gezeigt, dass die von An-
fang an geleistete intensive Betreuung und Be-
schulung der Jugendlichen enorm wichtig für die
positive Entwicklung der Jugendlichen ist. Sie
konnten relativ schnell Vertrauen aufbauen und
zeigen sich sehr motiviert. Aufgrund des hohen
Lernwillens haben sie bereits nach einem Jahr
gute Deutschkenntnisse. Ein Großteil der Ju-
gendlichen konnte bereits in diesem Jahr eine
Ausbildung beginnen. 

Unser Resümee ist bis heute: Wir haben durch-
gehend ausgesprochen positive Erfahrungen mit
diesen jungen, schutzbedürftigen Menschen ge-
macht. Ohne die gemeinschaftliche Mitwirkung
aller Beteiligten könnten wir diesen Erfolg nicht
verzeichnen. Daher bedanke ich mich bei allen
beteiligten, aktiven Kommunalpolitikern, darü-
ber hinaus bei den staatlichen Behörden, bei der
Berufsschule I Mühldorf a. Inn und natürlich
beim Berufsbildungswerk Waldwinkel für die
Aufnahme und Begleitung der unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlinge. Die Jugendlichen ha-
ben ausreichend Potential, den Anforderungen
an Fachkräften auf dem Arbeitsmarkt gerecht zu
werden. Natürlich wirkt dies auch dem bestehen-
den bzw. prognostizierten Fachkräftemangel ent-
gegen. Um diese positiven Erfahrungen noch
ausbauen zu können, appelliere ich an den Frei-
staat Bayern, uns noch mehr bei den anfallenden
Kosten zu unterstützen.

Wie dieses Beispiel zeigt, kann die Lösung
dessen, was derzeit als „Asylbewerberproble-
matik“ bezeichnet wird, nicht in Diskussionen
sondern nur in der Zusammenarbeit aller Betei-
ligten liegen. Zur Aufnahme von Asylbewerbern
sind wir völkerrechtlich verpflichtet. Gerade bei
Kindern und Jugendlichen sollte aber nicht das
Recht, sondern die Menschlichkeit im Vorder-
grund stehen.

Ich hoffe, Sie durch die Zusammenfassung
unserer bisherigen Erfahrungen für die Thema-
tik sensibilisiert zu haben und schließe mit ei-
nem Appell an alle Landkreise bzw. kreisfreien
Städte und auch an die übrigen Kommunen, das
Problem der geeigneten Unterbringung von un-
begleiteten minderjährigen Flüchtlingen in
noch zu schaffenden Jugendhilfeeinrichtungen
gemeinsam zu lösen. Die Jugendlichen werden
es Ihnen – wie unsere bisherigen Erfahrungen
zeigen – danken!

Ihr Georg Huber
Landrat Mühldorf a. Inn

KolumneGZ Georg Huber

Integration 
als Bereicherung

Heimat in einer
globalisierten Welt 

Jugendkongress der Hanns-Seidel-Stiftung in München
„Heimat in einer globalisierten Welt“ lautete das Thema des zweiten Jugendkongresses der Hanns-

Seidel-Stiftung in München. Dabei befassten sich u. a. drei The-
menforen mit verschiedenen Aspekten von Heimat. Rund 100
junge Menschen zwischen 16 und 30 Jahren nutzten das Angebot
zur Diskussion.

In seiner Begrüßung verwies der Vorsitzende der Hanns-Seidel-
Stiftung, Prof. Dr. h.c. mult. Hans
Zehetmair auf das neugeschaffe-
ne Heimatministerium in Bayern
durch Ministerpräsident Horst
Seehofer und erläuterte, warum
Heimat aus seiner Sicht alles an-
dere als antiquiert ist. Jenseits
von Heimattümelei und bloßer
Folklore befassten sich viele
Menschen mit der Frage, was
Heimat ist, wie diese zukünftig
aussehen soll und was die Politik
hierzu leisten kann. Ihr müsse es
um die Schaffung gleichwertiger
Lebensverhältnisse in ganz Bay-
ern gehen, nachdem die bayeri-
sche Bevölkerung kürzlich eine
entsprechende Verfassungsände-
rung mit großer Mehrheit be-
schlossen hat. 

„Wo will ich leben - Perspekti-
ven für Stadt und Land“ lautete das
Thema eines Forums mit den
Kommunalpolitikern Josef Schmid
und Stefan Rößle. Josef Schmid,
CSU-Fraktionsvorsitzender im
Münchner Stadtrat und OB-Kandi-
dat, plädierte für eine verstärkte Ko-
operation zwischen großen Städten
wie München und den ländlichen

Regionen. Stefan Rößle, Landrat
von Donau-Ries und Landesvorsit-
zender der Kommunalpolitischen
Vereinigung der CSU, ermunterte
ländliche Regionen, ihre Vorzüge
herauszustellen. Die Politik könne
dies unterstützen, in dem sie bei-
spielsweise Fachhochschulen und
Universitäten auch dort etabliere. 

Frage derAttraktivität

Prof. Mark Michaeli vom Lehr-
stuhl für Nachhaltige Entwicklung
von Stadt und Land an der TU
München stellte seinerseits die
provokante Frage, ob diese Form
des Lebens, Studierens und Arbei-
tens in ländlichen Regionen we-
gen des dort herrschenden Man-
gels an Mietwohnungen oder we-
gen des notwendigen Pendelns für
junge Menschen attraktiv sei. Ein
weiterer - ökologischer - Aspekt
sei die Frage, wie weit sich ein
Ausbau von Verkehrsanbindungen
sowohl kosten- als auch energie-
technisch zukünftig lohne.

In Forum 2 „Was ist für mich
Heimat - Leben in einer Welt oh-

ne Grenzen“ meinte Dr. Angelika
Niebler, CSU-Abgeordnete im
Europäischen Parlament, ihre
Heimat sei ihre Herkunft. Die
bayerische Identität sei tief in ihr
gewachsen und sie trage diese mit
Stolz nach außen. Um Migranten
eine neue Heimat zu geben, sei
jeder Bürger gefordert. Eine Will-
kommenshaltung der Bevölke-
rung sei ein erster wichtiger
Schritt.

Neue Arbeitswelt

Im Rahmen des dritten Fo-
rums, das sich mit der Frage
„Wo/Wie werde ich in Zukunft
arbeiten? - Schöne neue Arbeits-
welt?“ befasste, wies die junge
Bundestagsabgeordnete Katrin
Albsteiger darauf hin, dass die
Herausforderungen, denen junge
Menschen heutzutage begegnen,
nicht zu vergleichen seien mit de-
nen ihrer Eltern oder gar ihrer
Großeltern. Verändert habe sich
beispielsweise, dass man nicht
mehr nur einen Job zwischen Stu-
dium und Rente ausübt. Vielmehr
sei es jetzt so, dass oftmals nach
zwei bis drei Jahren der Arbeitge-
ber gewechselt wird, um vielseiti-
ger zu werden und auf der Karrie-
releiter weiter zu kommen. Zu-
dem sei es in der heutigen Zeit
eher untypisch, dass Familienle-
ben und Arbeit am selben Ort
stattfinden können. 

Als Hauptredner präsentierte der
Chefredakteur des Bayerischen
Fernsehens, Prof. Sigmund Gott-
lieb Ergebnisse einer Studie des
Bayerischen Rundfunks aus dem
Jahre 2012 unter dem Titel „Wie
die Bayern wirklich ticken“, um
Aspekte von „Heimat“ zu erläu-
tern. Dazu waren in einer bayern-
weit angelegten Repräsentativum-
frage insgesamt 3.501 deutschspre-
chende Erwachsene ab 14 Jahren
telefonisch befragt worden. 

Danach ist die Lebensqualität
im Freistaat höher als in anderen
Bundesländern – die Zustimmung
zu dieser Aussage ist in allen Lan-
desteilen in den letzten drei Jahre
am stärksten angestiegen (von 77
% auf 85 %). Zudem meinen je-
weils drei Viertel der Befragten,
dass Bayern und die eigene Regi-
on in Zeiten der Globalisierung
immer wichtiger werden.

Stolz auf Bayern

So sind auch vier von fünf Bay-
ern stolz, „Bayer zu sein“– ein im
Vergleich zu einer bereits 2009
durchgeführten Umfrage unver-
ändert hoher Wert, der nur noch
durch den Stolz auf die eigene Re-
gion (85 %) überboten wird. Bei
den unter 30-Jährigen ist diese
Heimatliebe sogar noch etwas
ausgeprägter. 77 Prozent dieser
Altersgruppe fühlen sich in ihrer
Region absolut zu Hause, gar 90
Prozent sind stolz auf ihre Region. 

Vor diesem Hintergrund ist es
wenig verwunderlich, dass unter
den jungen Bayern der Anteil de-
rer besonders stark angestiegen
ist, die sich „eher als Bayer denn
als Deutscher“ fühlen (von 53 %
auf 61 %). Basis dieses Lebensge-
fühls ist zunächst das von nahezu
allen geteilte Gefühl, dass man
hier angekommen und gut aufge-
hoben ist: „Hier habe ich meinen
Platz gefunden“, bestätigen 89
Prozent der Bayern und nahezu
jeder (96 %) „fühlt sich hier
wohl“. Wie vor drei Jahren be-
stätigen 95 Prozent bzw. 98 Pro-
zent der Befragten, dass sie „ger-
ne in ihrer Region leben“ und
„sich hier zu Hause fühlen“. Dies
ist nicht nur in den Freunden und
der Familie vor Ort begründet.
Vielmehr fühlen sich die Men-
schen insgesamt eingebettet in die
soziale Gemeinschaft: Der Ein-
druck, dass „ein starkes Zusam-

mengehörigkeitsgefühl herrscht“,
hat sich in den letzten drei Jahren
sogar noch etwas verstärkt; 82
Prozent stimmen dem zu. Und
noch mehr (90 Prozent) mögen
die Mentalität ihrer Mitmenschen.

Landschaftsverbundenheit

Einig sind sich nahezu alle (94
%), dass die Landschaft wesent-
lich zu ihrer Verbundenheit mit
der Region und Bayern beiträgt –
seien es die Berge und Seen in
Schwaben und Oberbayern, der
Wald in Niederbayern und der
Oberpfalz, die Mittelgebirge und
Flüsse in Franken oder ganz all-
gemein der ländliche oder auch
städtische Charakter der jeweili-
gen Gegend. „Praktische Aspek-
te“ rücken demgegenüber etwas

in den Hintergrund: Arbeitsplät-
ze, Infrastruktur und Freizeitmög-
lichkeiten werden von jeweils
rund drei Vierteln genannt, wenn
man sie bittet, ihre Vorliebe für
die Region zu begründen. Das
war 2009 anders. Unter dem un-
mittelbaren Eindruck der Wirt-
schaftskrise wurde damals Ar-
beitsplätzen und auch Bildungs-
einrichtungen weitaus stärkeres
Gewicht zugemessen. 

Brauchtum

Ausdruck der Verankerung in
der Region ist auch, dass man
sich Brauchtum und Geschichte
verpflichtet fühlt. Gut drei Viertel
der Bayern finden es wichtig, die
lokalen Traditionen zu pflegen.
Gerade unter den Jüngeren hat

der Zuspruch deutlich zugenom-
men (von 63 % auf 72 %). Auch
eine weitere Aussage bejahen die
unter 30-Jährigen deutlich öfter
als die Bayern insgesamt: „Ich
trage gerne Tracht“, sagten 2009
knapp ein Viertel der Jüngeren,
aktuell sind es 43 Prozent (ge-
genüber 32 % im bayerischen
Durchschnitt). Zwar umfasst das
auch diejenigen, deren modische
Interpretationen allenfalls Trach-
tenanklänge erkennen lassen.
Aber über die „falsche Tracht“
finden gerade die Jüngeren Zu-
gang zu den traditionelleren Ge-
wändern. Den Dialekt halten
nach wie vor – und relativ genera-
tionenunabhängig – zwei Drittel
der Bayern für wichtig. DK

Schülerzeitungspreis DIE RAUTE verliehen 
Hanns-Seidel-Stiftung zeichnet fünfzehn Schulen aus 

DIE RAUTE hat sich in den vergangenen Jahren zu einem be-
gehrten Preis für Schülerzeitungsredaktionen entwickelt. 210
Schülerzeitungen hatten sich an der diesjährigen Ausschreibung
der Hanns-Seidel-Stiftung beteiligt. Dr. Peter Müller, Amtschef im
Bayerischen Kultusministerium, und Stiftungsvorsitzender Prof.
Hans Zehetmair überreichten in München den mit insgesamt
4.500 Euro dotierten Preis an fünfzehn Redaktionsteams. 
Im Bild das Schülerzeitungs-Team „freestyle” mit dem Stiftungs-
vorsitzenden Staatsminister a.D. Hans Zehetmair (l.), Amtschef
Peter Müller (2. v. l.) aus dem Kultusministerium und Institutslei-
ter Franz Guber (6. v .l.)
Mehr Informationen unter: www.hss.de/preise/die-raute.html

Selbstbestimmtes 
Leben im Alter

Kongress „Genossenschaften für ältere Menschen“

„Es ist derWunsch der meisten älteren Menschen, möglichst lange
zu Hause leben zu können. Die bayerischen Kommunen haben die
Zeichen der Zeit rechtzeitig erkannt und mit Seniorenpolitischen
Gesamtkonzepten die Weichen gestellt. So verfügen bereits rund
90 Prozent von den insgesamt 96 bayerischen Landkreisen und
Städten über ein solches Gesamtkonzept oder sind gerade dabei, es
zu erarbeiten. Unsere Kommunen sind hiermit bundesweit
führend!“, so Bayerns Sozialministerin Emilia Müller beim Kon-
gress „Genossenschaften für ältere Menschen“ in Nürnberg.

Die Ministerin ergänzte: „Bei
der Umsetzung gewinnt die Ge-
nossenschaftsidee, die auf gegen-
seitiger Hilfe beruht, zunehmend
an Bedeutung. Und das zu Recht:
Seniorengenossenschaften bieten
eine optimale Plattform, wenn es
darum geht, passgenaue Lösun-
gen für die sehr unterschiedlichen
Lebenslagen älterer Menschen zu
finden. Und sie beziehen die älte-
ren Bürgerinnen und Bürger aktiv
in Entscheidungsprozesse ein.
Der Auf- und Ausbau gegenseiti-
ger Unterstützung in autonom
verwalteten und finanzierten
Selbsthilfestrukturen wie Seni-
orengenossenschaften hat deswe-
gen meine volle Unterstützung.“

Vielfältige Unterstützung

Das Bayerische Sozialministeri-
um unterstützt Seniorengenossen-
schaften auf vielfältige Weise, ins-
besondere durch eine Anschubfi-
nanzierung von bis zu 30.000 Eu-
ro für drei Jahre pro Seniorenge-
nossenschaft. Im Juni 2013 ist ein
Wegweiser zur Gründung und Ge-
staltung von Seniorengenossen-
schaften erschienen. Auch der
Kongress „Genossenschaften für
ältere Menschen“ leistete einen
Beitrag bei der Unterstützung von
Seniorengenossenschaften. 
Weitere Informationen unter:
www.seniorengenossenschaften
.bayern.de 
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(Fortsetzung von Seite 1)
Wirtschaftlichkeitslücken so groß
sind, dass hier auf lange Sicht
kein eigenwirtschaftlicher Aus-
bau zu erwarten ist. Ohne staatli-
che Anreize werde deshalb der
Ausbau der hochbitratigen An-
schlüsse nicht erfolgen, die je-
doch für den Erhalt der Wirt-
schaftskraft dieser Regionen un-
erlässlich sind. 

Mit dem Förderprogramm lei-
ste der Freistaat Bayern gleichzei-
tig einen wichtigen Beitrag zur
Verwirklichung der Breitbandstra-
tegie der Bundesregierung. Deren
Ziel ist es, bis zum Jahr 2018 je-
den Haushalt mit mindestens 50
Mbit/s zu versorgen. Auch die EU
fordert in ihrer Digitalen Agenda
eine Bandbreite von mindestens

(Fortsetzung von Seite 1) 
längerung der Bundesförderung
über 2019 hinaus und eine Auf-
stockung von 1,33 auf 1,96 Mil-
liarden Euro bundesweit jährlich
für kommunalen Straßenbau und
öffentlichen Nahverkehr. Maly:
„Die Sanierung von Bahn-
strecken, Haltestellen, Tunnel,
Brücken und Straßen ist aufwän-
dig, teuer und lästig für Anlieger
und Fahrer. Aber wir müssen das
Problem angehen, denn wir le-
ben schon zu lange von der Sub-
stanz und rutschen damit in im-
mer gravierendere Probleme.
Wenn die Verkehrsadern nicht
mehr fließen, droht dem Land
ein Verkehrsinfarkt.“

Staatsschuldenkrise

Wie der Vorsitzende weiterhin
feststellte, treffe der europäische
Kampf gegen die Staatsschulden-
krise nicht nur die EU-Mitglied-
staaten. Auch die Kommunen
bekämen die Auswirkungen des
Fiskalpakts zu spüren. Während
die deutsche Schuldenbremse auf
Bund und Länder wirkt, seien die
Kommunen beim Fiskalpakt bei
der Berechnung des gesamtstaat-
lichen Defizits mit einbezogen.
Somit reduzieren sich Maly zu-
folge die Handlungsspielräume
von Bund, Ländern und Kommu-
nen. Sobald der Fiskalpakt im
Jahr 2019 den Finanzministern
der Bundesländer Schraubzwin-
gen ansetzt, verlagere sich dieser
Druck auch auf die Kommunen. 

Möglichst schon vorher bean-
spruchen diese nun einen höhe-
ren Anteil an den Steuereinnah-
men. Wie der Verbandschef dar-
legte, sei dies für den Bayeri-
schen Städtetag das wichtigste
Anliegen für den kommunalen
Finanzausgleich. Der kommuna-
le Anteil im allgemeinen Steuer-
verbund müsse von derzeit 12,75
Prozent weiter erhöht werden.    

„Überfachlichen Planungswil-
len und überörtlichen Gestal-
tungswillen“ forderte Maly darü-
ber hinaus beim Thema Landes-
entwicklung. Der ehemalige Wirt-
schaftsminister Zeil habe zu viel
Wildwuchs bei Einkaufszentren
und Gewerbegebieten auf dem
Land zugelassen. Der nun zu-
ständige Finanzminister Söder
zeige hingegen politischen Ge-
staltungswillen. Die Zusammen-
legung von Landesentwicklung
und digitaler Erschließung im
Finanzministerium könne nach-
haltige Impulse geben. 

Die ungezügelte Ansiedlung
von Einkaufshallen oder Factory-
Outlet-Centern auf der grünen
Wiese halte weder Abwanderung
noch demografischen Wandel auf.
Hier sei eine gute Infrastrukturpo-
litik gefragt – Straße, Schiene, Da-
tenautobahn – und eine staatliche
Regional- und Strukturpolitik, die
attraktive „Ankerpunkte“ für die
Menschen schafft: Behördenver-
lagerungen, Hochschulen und
Außenstellen von Forschungsein-
richtungen könnten wertvolle Im-
pulse für eine Region geben. 

Gute Möglichkeiten zur nach-

(Fortsetzung von Seite 1)
Studie auf ein ganzes Bündel von
Aspekten gestoßen. Einerseits
sind die Ursachen bei den Betrie-
ben selbst zu suchen (mangelnde
Rentabilität, keine Nachfolgere-
gelung, geringe Investitionsbe-
reitschaft, Mangel an guten Ideen
zur Belebung des Geschäfts etc.).
Hinzu kommen gesetzliche Re-
gelungen, die nicht auf das Wohl-
gefallen aller Betroffenen stoßen
(Rauchverbot, kein genereller re-
duzierter Mehrwertsteuersatz für
die Gastronomie, zahlreiche Hy-
giene- und Feuerschutzvorschrif-
ten, Alkoholkontrollen etc.). 

Mancherorts wird die Konkur-
renz durch Vereinsheime und
Feste ohne Beteiligung der loka-
len Gastronomie beklagt, aber
nicht nach Kooperationsmöglich-
keiten und Synergieeffekten ge-
sucht. Übergreifend sind in jedem
Fall die Veränderungen in der Ge-
sellschaft wie demographischer
Wandel und Landflucht, zuneh-
mend flexible Arbeitsverhältnis-
se, verändertes Konsum-, Infor-
mations- und Kommunikations-
verhalten sowie gestiegene Mobi-
lität – um nur einige der wichti-
gen Aspekte zu nennen. 

Hinzu kommen makro- und
mikro-ökonomische Rahmenbe-
dingungen, die als entscheidende
Bestimmungsfaktoren auf das
Geschehen einwirken: makro-
ökonomisch die seit Jahrzehnten
abnehmende Bedeutung der
Landwirtschaft und im Verbund
damit die unelastische, ebenso
seit Jahrzehnten im Vergleich zu
anderen Ausgabebereichen des
privaten Konsums tendenziell
rückläufige Nachfrage nach
Nahrungsmitteln und Getränken;
mikro-ökonomisch die geringe
oder rückläufige Rentabilität von
Dorfwirtshäusern. 

Trotz rückläufiger Zahlen
zeigte die Untersuchung aber
auch: Verhungern oder verdurs-

haltigen Zukunftssicherung lie-
gen nach Malys Ansicht ohnehin
in einer breit gefächerten Hoch-
schullandschaft. Seit den 1970er
Jahren habe der Freistaat bewusst
und mit Erfolg ein vielfältiges
Netz von Hochschulen - Beispie-
le sind Amberg, Coburg, Deggen-
dorf, Hof, Kempten, Schweinfurt
und Weiden - über das ganze
Land gelegt. Neue Bildungsein-
richtungen stießen langfristig In-
novatives an und gäben dem Kul-
turleben Impulse. 

Potential sieht der Verbandsvor-
sitzende in der Verbindung der Zu-
ständigkeiten der digitalen Er-
schließung Bayerns mit der Koor-
dination der Aktivitäten zu den de-
mografischen Herausforderungen:
Erforderlich sei ein Landesent-
wicklungsprogramm mit über-
fachlichem und überörtlichem Ge-
staltungsanspruch – hier bestehe
klarer Bedarf zur Nachbesserung.
Wenn Finanzminister Söder in sei-
nen ersten Äußerungen unter-
streicht, dass die flächendeckende
Versorgung mit Breitband eine
Aufgabe der Daseinsvorsorge von
Bund und Ländern werden soll, ist
dies nach Malys Auffassung ein
verheißungsvoller Ansatz. Plan-
volle Dynamik mit klaren Zielen
könne beim Breitbandausbau nur
helfen. 

Chance für Energiewende

Mit der Zusammenführung der
Zuständigkeiten für Energie im
bayerischen Wirtschaftsministeri-
um öffnet sich laut Maly die
Chance auf eine überlegte Umset-
zung der Energiewende und ein
von Bund und Ländern abge-
stimmtes Gesamtkonzept für eine
Koordination der vielfältigen
Aufgaben. Wie Maly hervorhob,
sei die Bündelung der Kompeten-
zen für die Energiewende in ei-
nem Ministerium dringend gewe-
sen. Nun komme es darauf an,
was Wirtschaftsministerin Aigner
daraus macht. „Fest steht: Bayern
braucht einen Masterplan für die
künftige Energieversorgung, der
verlässliche Rahmenbedingun-
gen schafft und einen konkreten
Projektplan umsetzt.“

Liberalisierungswelle

Äußerste Wachsamkeit verord-
nete der Städtetagsvorsitzende
beim Thema Liberalisierung.
Zwar schien es Maly zufolge in
diesem Sommer so, als hätten die
Kommunen einen Erfolg erzielt:
Nicht zuletzt mit Hinweis auf den
heftigen Widerstand der europäi-
schen Bürgerschaft hatte EU-
Binnenmarkt-Kommissar Michel
Barnier den Entwurf der Europäi-
schen Konzessionsrichtlinie ge-
ändert. Die Versorgung mit Trink-
wasser wurde aus der EU-Kon-
zessionsrichtlinie herausge-
nommen. „Das bedeutete aber
nur kurzzeitig Entwarnung“, so
Maly. Die Ruhe sei trügerisch
gewesen. Inzwischen brächten
zwei globale Freihandelsabkom-
men neue Gefahren für die
kommunale Daseinsvorsorge, „so-

gar die Trinkwasserversorgung
in öffentlicher Hand könnte be-
droht sein“, gab Verbandschef zu
bedenken.

Wasserversorgung

Das überraschende Nachgeben
von EU-Binnenmarktkommissar
Barnier bei der EU-Konzessions-
richtlinie im Juli 2013 könnte stra-
tegisch gewesen sein, vermutet
Maly: „Vorübergehend haben
marktliberale Kräfte in der EU-
Kommission der kommunalen
Daseinsvorsorge Terrain überlas-
sen, um die Bürgerschaft in Ruhe
zu wiegen. Aber wir konnten uns
nur kurz über einen vermeintli-
chen Etappensieg freuen. Am Ho-
rizont steht schon die neue Libera-
lisierungsfront bereit: Die EU ver-
handelt im großen Stil mit den
USA auch über die Liberalisie-
rung der Daseinsvorsorge. Im Juli
stieg die EU in dem Moment, als
für die Wasserversorgung Entwar-
nung gegeben hat, gleichzeitig in
Verhandlungen ein, in denen es
nicht zuletzt um eine Liberalisie-
rung der Wasserversorgung geht.“

Zwei globale Abkommen wol-
len öffentliche Dienstleistungen
international liberalisieren. Da-
mit kann laut Maly auch die De-
batte über Ausschreibungspflich-
ten für die öffentliche Wasser-
versorgung wieder auf die Ta-
gesordnung kommen. Anlass zur
Sorge böten die seit Sommer
2013 laufenden Verhandlungen
zwischen der EU und den USA
über ein Freihandelsabkommen,
die Transatlantic Trade and In-
vestment Partnership (TTIP).
Maly: „Zunächst klingt es posi-
tiv, es klingt nach Erleichterun-
gen für Industrie und große Kon-
zerne: Das Abkommen soll Han-
delshemmnisse für Chemie, Au-
tomobil, Elektronik, Lebensmit-
tel, Agrar und Finanzdienstlei-
stungen beseitigen. Geplant ist
die weltweit größte Freihandels-
zone mit rund 800 Millionen
Einwohnern.“ 

Die EU-Kommission führt im
Auftrag des Europäischen Rats
die Verhandlungen mit den
USA. Das Mandat umfasst auch
kommunal-relevante Hand-
lungsbereiche, etwa das öffentli-
che Auftragswesen, Energiepoli-
tik und Umweltschutz. Nach
dem jetzigen Zeitplan sollen die
Verhandlungen bis Ende 2014
abgeschlossen sein. Das EU-Par-
lament und der Rat müssten da-
nach die Ergebnisse genehmigen
und dann würden die Regeln für
alle EU-Mitgliedstaaten verbind-
lich. Wie Maly ausführte, ist eine
Mitwirkung der Kommunen
nicht vorgesehen. Derzeit fänden
die Verhandlungen im Verborge-
nen statt. Über den Stand der
Verhandlungen dringe nichts
nach außen, für die Menschen in
Europa sei dies nicht transparent. 

Seit Frühjahr 2013 laufen Ver-
handlungen über ein Folgeab-
kommen zum WTO-Dienstleis-
tungsabkommen GATS (General
Agreement on Trade in Servi-
ces), das plurilaterale Abkommen

über Dienstleistungen (Plurilate-
ral Trade in Services Agreement,
PTiSA). Nach Malys Worten
geht es um eine umfassende Li-
beralisierung des internationalen
Dienstleistungshandels. Betrof-
fen seien auch Dienstleistungen
der Daseinsvorsorge wie zum
Beispiel in Bildung, Kulturför-
derung, Gesundheit, soziale
Dienstleistungen, Abwasser- und
Müllentsorgung, Energie, Ver-
kehr und Wasserversorgung. 

In einer Entschließung habe
das EU-Parlament gefordert, dass
die EU-Kommission bei der Aus-
handlung von Marktzugangsver-
pflichtungen sensible Anliegen
bei öffentlichen Dienstleistungen
sicherstellen soll, etwa für öffent-
liche Bildung, Gesundheit, Was-
serversorgung und Abfallwirt-
schaft. Maly zufolge ist fraglich,
ob dies tatsächlich die Interessen
der kommunalen Selbstverwal-
tung in Deutschland ausreichend
schützen kann. Die Verhandlun-
gen liefen hinter verschlossenen
Türen „und die Kommunen ste-
hen ebenso draußen vor der Tür
wie die europäische Bürger-
schaft“. DK

ten muss in Bayern niemand.
2011 gab es nach Ausweis der
amtlichen Statistik in 764 der
insgesamt 2.056 bayerischen
Gemeinden keinen getränkeori-
entierten Gastronomiebetrieb
mehr, was 37,2% aller Gemein-
den entspricht. 2006 war dieser
Wert noch bei 30,2% gelegen.
Daneben gibt es die Kategorie
der speisenorientierten Betrie-
be. Hier stellt sich die Situation
insofern günstiger dar, als es
2011 in 257 bayerischen Ge-
meinden keinen solchen Betrieb
gab, was 12,5% aller Gemein-
den entspricht. Diese Zahl hat
sich gegenüber 2006 nur unwe-
sentlich verändert. 

Führt man nun beide Katego-
rien zusammen und stellt die
Frage, welche Gemeinden in
Bayern weder über einen geträn-
ke- noch über einen speisenori-
entierten Wirtshausbetrieb verfü-
gen, fällt das Ergebnis doch et-
was überraschend aus, relativiert
in jedem Fall beträchtlich das
allzu reißerische Schlagwort
vom „Wirthaussterben“. Im Jahr
2006 gab es in 5,6 % der bayeri-
schen Gemeinden weder ein ge-
tränke- noch ein speisenorien-
tiertes gastronomisches Angebot
in einem entsprechenden Wirts-
haus. Bis 2011 ist dieser Wert
zwar auf 6,7% aller bayerischen
Gemeinden leicht angestiegen,
bewegt sich aber sowohl in abso-
luten Zahlenwerten als auch im
Verlauf des zeitlichen Wandels
in engen Grenzen. 

Erfolgreiche Geschäftsmodelle
zeigten beim Bayerischen Touris-
mustag zwei Praxisbeispiele aus
Rödental („Der Grosch – Gastlich-
keit seit 1425“) und aus Altenau
(„Ein Dorf wird Wirt“). Einen hu-
moristischen Beitrag zum Touris-
mustag lieferte der bekannte Kaba-
rettist Django Asül mit seinen Er-
kenntnissen zum „Urlaub in Bay-
ern – die wahre Erleuchtung“. DK

30 Mbit/s bis 2020 für alle EU-
Bürger und mindestens 100
Mbit/s für mindestens die Hälfte
aller europäischen Haushalte in
allen Mitgliedstaaten. Die bisheri-
ge Entwicklung in Deutschland
zeige klar, dass diese Ziele ohne
intelligent gesetzte staatliche An-
reize nicht zu erreichen sind.

Förderprogramm

Bauer zufolge haben als erste
Kommunen in Bayern Willanz-
heim und Iphofen Zuwendungs-
bescheide im Rahmen des bayeri-
schen Hochgeschwindigkeitsför-
derprogramms erhalten und kön-
nen damit den Ausbau von hoch-
leistungsfähigen Breitbandnetzen
realisieren. Die Förderbescheide
hat Finanzminister Dr. Markus
Söder kürzlich übergeben. 

Aktuell nutzen etwa 340 Kom-
munen im Freistaat das bayeri-
sche Förderprogramm, um die
Breitbandversorgung in ihrer Re-
gion nachhaltig und zukunftswei-
send zu verbessern. Insgesamt
schreitet nach Bauers Darstellung
der Förderprozess stetig voran;
fast täglich stiegen neue Gemein-
den in das Verfahren ein oder gin-
gen im Prozess den nächsten
Schritt. So hätten einige Gemein-
den das Auswahlverfahren bereits
abgeschlossen und erwarteten in
den kommenden Wochen eben-
falls ihre Zuwendungsbescheide. 

Kostenlose Unterstützung

Wie der Ministeriumsvertreter
erläuterte, stehe das Bayerische
Breitbandzentrum, zum Januar
2013 vom Freistaat Bayern initi-
iert, allen Kommunen während
des Förderprozesses als An-
sprechpartner zur Verfügung und
biete den Gemeinden umfangrei-
che und kostenfreie Unterstüt-
zungsleistungen – ein Angebot,
das bisher bereits mehr als 910
Kommunen in rund 1380 Ge-
sprächen wahrgenommen haben
(Stand: Oktober 2013). Bauer
machte deutlich, dass nun ein be-
sonderes Augenmerk auf die spe-
zielle Unterstützung der Kommu-
nen gelegt werden soll. Die Kom-
munen seien subsidiär für wichti-
ge Entscheidungen tätig, sie seien
vor Ort konkrete Ansprechpartner
für die Bürger. 

Minister Söder habe bereits an-
gekündigt, die bestehende Breit-
bandförderrichtlinie auf Vereinfa-
chungsmöglichkeiten hin zu über-
prüfen. Haushaltsmittel stünden
ausreichend zur Verfügung. Zwar
sei der Abfluss derzeit noch denk-
bar gering, doch hofft Bauer,
„dass die Gemeinden eine qualifi-
zierte Betreuung erfahren und die
zur Verfügung stehenden Mittel in
der Folge abrufen können“. DK

Kernthema...

Schicksalsjahr 2019...

Wichtige Plattform...ConSozial 2013 in Nürnberg:

Zwischen Grundsatz und Umsatz
Mit einer neuen Höchstmarke von über 5.100 Besuchern sind die
ConSozial 2013 und der KITA-Kongress der ConSozial in Nürn-
berg zu Ende gegangen. Einmal mehr zeigte sich die ConSozial
unter dem Motto „Soziales unternehmen: zwischen Grundsatz
und Umsatz“ als zentrale Leistungsschau des Sozialen in
Deutschland. 227 Aussteller waren ebenso wie die Besucher vom
neuen Messe-Konzept begeistert. 

Die ConSozial extra ließ unter
der Überschrift „Humanität – Hu-
mor – Haltung“ Alltagsthemen
des Sozialen in einem neuem
Licht erscheinen. Zu den Höhe-
punkten zählten ein Auftritt des
Sängers Purple Schulz, der sich
mit dem Thema Demenz ausein-
andersetzte, sowie die Comedy-
Lesung „Besser Arm ab als arm
dran“ von Martin Fromme.

Der KITA-Kongress ging aus-
drücklich auf die Bedürfnisse
von Kindertagesstätten ein. Neue
Spiele, Lern- und Sportmateria-
len wurden präsentiert und an-
stehende Fragen erörtert. Dabei
ging es vor allem um die Finan-
zierung von Kindertagesstätten
und den Fachkräftemangel in der
Branche. Gastgeber des KITA-
Kongresses waren das Deutsche
Jugendinstitut und das Staatsin-
stitut für Frühpädagogik.

Preisverleihung

Das neue Messe-Konzept der
ConSozial mit einem Mix ge-
werblicher und ideeller Aussteller
bot interessante Perspektiven auf
die Vielfalt der Sozialbranche. Die
ebenfalls neuen Themen-Specials
unter der Überschrift „Lösungen
statt Produkte“ zeigten den Wert-
beitrag von Informationstechnolo-
gie für soziale Einrichtungen im
direkten Vergleich.

Im Rahmen der Eröffnung
wurde auch der ConSozial Ma-
nagementpreis verliehen. Dies-
jährige Preisträger sind das 
Deutsche Rote Kreuz für sein 
„Führungskräfteentwicklungs-

programm” in der ambulanten
Pflege und das Diakonische
Werk Bamberg – Forchheim für
die „KulturTafel Bamberg“.

Der Bezirk Mittelfranken war
in diesem Jahr der Ausrichter des
Fach-Forums, das unter dem
Leitgedanken „Wenn die Hände
sprechen“ stand. Dabei ging es
darum aufzuzeigen, welche Hil-
fen und Therapiemöglichkeiten
psychisch kranke Menschen ha-
ben, die zudem auch noch an ei-
ner Hörschädigung leiden. 

Professionalität gefordert

Die Abteilung für Hörgeschä-
digte im Klinikum am Europaka-
nal Erlangen schafft es mit einem
Team aus Ärzten, Psychologen,
Fachtherapeuten und Pflegekräf-
ten auf jeden Patienten einzuge-
hen. „Dies ist eine besondere
Herausforderung, der sich die
Fachkräfte nicht nur mit ganzer
Professionalität, sondern auch
mit Leidenschaft stellen”, wür-
digte Mittelfrankens Bezirkstags-
präsident Richard Bartsch die
Leistungen des Teams.

Die Fachmesse ConSozial ist
für die Bezirke und den Bayeri-
schen Bezirketag zu einem Aus-
hängeschild in der Außendarstel-
lung geworden. Am Messestand
standen Fachleute aus den Sozial-
verwaltungen der Bezirke den
Besuchern Rede und Antwort. 

„Mit dem großen Andrang an
Besuchern hat die ConSozial ein-
mal mehr unter Beweis gestellt,
dass sie die Leitveranstaltung für
die Führungs- und Fachkräfte der

Sozialwirtschaft im deutschspra-
chigen Raum ist. Es zeigt auch,
welch hohen Stellenwert soziale
Leistungen in unserer Gesellschaft
haben. Die Arbeit, die in den Ein-
richtungen und Diensten von der
Kinder- und Jugendhilfe über die
Hilfe für Menschen mit Behinde-
rung bis hin zur Seniorenarbeit
und Hospizversorgung tagtäglich
geleistet wird, ist das Fundament
unserer sozialen Marktwirtschaft.
Um dieses Fundament zu festigen,
setze ich mich auch bei den derzei-
tigen Koalitionsverhandlungen im
Bund beispielweise für mehr Ren-
tengerechtigkeit – Stichwort ‚Müt-
terrente’ - und ein bundesfinan-
ziertes Bundesleistungsgesetz ein,

das Menschen mit Behinderung
aus der Sozialhilfe herausnimmt“,
zog Bayerns Sozialministerin
Emilia Müller eine positive Bilanz.

Auch der KITA-Kongress der
ConSozial sei ein voller Erfolg
gewesen, so die Ministerin. Die
vielen Vorträge und die hohe
Aufmerksamkeit für den KITA-
Kongress hätten gezeigt, dass ei-
ne bedarfsgerechte und qualitativ
hochwertige Betreuung der Kin-
der in Bayern vielen am Herzen
liegt. „Auch ich unterstütze wei-
terhin unsere Kommunen beim
Ausbau der Kinderbetreuungsan-
gebote für unter Dreijährige. Ein
besonderer Fokus muss hier auf
Bayerns Metropolen München
und Nürnberg liegen. Dabei ist
mir wichtig, dass die Betreuungs-
qualität mit dem Krippenausbau
Hand in Hand geht”, betonte
Müller abschließend. DK
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 EUROPA

Bayerischer Musikschultag in Erlangen:

Für ein Leben mit Musik
Der Bayerische Musikschultag bietet stets die besondere Gele-
genheit, Einblicke in die Arbeit der öffentlichen Musikschulen in
Bayern und deren Leistungsfähigkeit zu gewinnen. In Erlangen
stand heuer neben Konzerten der jungen musikalischen Elite
aus den bayerischen Musikschulen auch die Erörterung aktuel-
ler Themen auf dem Programm: die wachsende Bedeutung öf-
fentlicher Musikschularbeit für Bildung und Gesellschaft, Ko-
operationen von öffentlichen Musikschulen mit allgemeinbil-
denden Schulen sowie das Musizieren in heterogenen Gruppen.

Kooperationen mit anderen
Bildungsträgern sind ein be-
deutendes Thema für die
bayerischen Sing- und Musik-
schulen. Im vergangenen Jahr
hat sich eine Arbeitsgruppe mit
dem Thema Öffentliche Musik-
schulen in Kooperation mit Ki-
tas, Grund- und Förderschulen
beschäftigt. In Fortführung des-
sen hat die Arbeitsgruppe Musi-
kalische Bildung in Bayern eine
weitere Publikation mit Leitge-
danken und Handlungsempfeh-
lung unter der Überschrift „Öf-
fentliche Musikschulen als Partner
von weiterführenden Schulen“
entwickelt, die in Erlangen vorge-
stellt wurde. Vertiefend fand unter
demselben Titel ein Forum statt.  

Um Zusammenarbeit ging es
auch beim Workshop „Am lieb-
sten gemeinsam – Menschen
machen Musikschule“. Dabei
lag der Schwerpunkt beim Zu-
sammenwirken von Individuen
in heterogenen Kleingruppen.
Persönliche Schranken und Vor-
urteile werden hierbei überwun-
den, denn gerade die Vielgestal-
tigkeit der Gruppenmitglieder ist
Bereicherung. 

Besonders eindrucksvoll zeig-
te sich dies beim Festkonzert im
Markgrafentheater. Zu diesem
Anlass präsentierte neben einer
Auswahl talentierter Musiker
aus der Städtischen Sing- und
Musikschule Erlangen, die ihr
60-jähriges Bestehen feierte, und

dem Erlanger Musikinstitut e. V.
ein inklusives Ensemble sein
Können. Dieses Ensemble ist in
Kooperation der Musikschule
Fürth e. V. und der Städtischen
Sing- und Musikschule Linden-
berg im Allgäu entstanden. Ins-
gesamt waren an diesem Abend
14 Ensembles und Solisten aus
zwölf fränkischen Musikschulen
mit einem abwechslungsreichen
Programm zu hören.

Persönlichkeitsbildung

Interessantes zum Thema „Öf-
fentliche Musikschulen in Bay-
ern“ bekamen die zahlreichen
Ehrengäste des Festaktes in den
Grußworten des Präsidenten des
Verbandes Bayerischer Sing-
und Musikschulen e. V., Landrat
Martin Bayerstorfer sowie des
Oberbürgermeisters der Stadt Er-
langen, Dr. Siegfried Balleis und
des Kulturausschussvorsitzen-
den des Bayerischen Städtetags,
Dr. Dieter Rossmeissl, zu hören.

„Musikerziehung bildet Per-
sönlichkeit, schafft Gemein-
schaftserlebnisse und braucht
ihren Platz in jeder Kommune“
stellte der wiedergewählte
VBSM-Präsident Martin Bayer-
storfer in seinem Grußwort her-
aus: „Uns ist klar, wie lebens-
wichtig Musik für Kinder und
Jugendliche, aber auch für Men-
schen höheren Alters ‚lebens-
länglich‘ ist. Kindern, Jugendli-

chen und ‚Junggebliebenen‘ muss
der ‚Möglichkeitsraum Musik-
schule‘ flächendeckend offen ste-
hen.“ Vor allem sprach Bayerstor-
fer den Eltern seinen Dank aus.
Sie finanzierten „den Löwenanteil
von 45 Prozent der Kosten – das
ist der höchste Anteil, den Bürger
in Bildungs- und Kultureinrich-
tungen übernehmen.“ 

Förderquote

Dieter Rossmeissl griff diese
Gedanken auf und drängte auf
eine Erhöhung der staatlichen
Förderquote, denn man könne
„Eltern und Kommunen damit
auch nicht alleine lassen“. Die
Städte seien gern bereit, ihre
kommunal verankerte Bildungs-
kompetenz in den Musikschulen
auch dem staatlichen Schulwe-
sen für den Ganztagsbetrieb zur
Verfügung zu stellen, weil das
Schulwesen diesen erweiterten
Bildungsanspruch benötige und
ihm gar nicht anders gerecht
werden könne. 

„Aber die Städte sind natürlich
nicht bereit, das zum Nulltarif zu
tun“, fuhr Rossmeissl fort. „Mu-
sikpädagogik, die Kernkompe-
tenz der Musikschulen, kann und
darf dem Staat nicht weniger
wert sein, als andere pädagogi-
sche Arbeit … auch“. Für diese
läge die finanzielle Verantwor-
tung, im Rahmen des Ganztags-
unterrichts an weiterführenden
Schulen, eben auch beim Staat.
„Wir wollen keine Verstaatli-
chung der Musikschulen, aber
wir wollen eine finanzielle Mit-
verantwortung des Staates für
die Mitgestaltung von Ganztags-
schulen, von Ganztagsbetrieb,
durch die Kommunen. Ich freue
mich aktuell darüber hinausge-
hende Signale zu hören. Ich war-
te jedoch noch auf deren Umset-
zung“, so der Verbandsvertreter. 

Im Mittelpunkt des diesjähri-
gen Festakts stand die Rede des
Bayerischen Staatsministers des
Inneren, Joachim Herrmann mit
dem Titel „Die Bayerischen Sing-
und Musikschulen: Bewahrer
und Förderer der Musikkultur in
Bayern“. Wie Herrmann ausführ-
te, fördert der Freistaat Bayern
die öffentlichen Musikschulen
nach Kräften. „In der gerade ab-
geschlossenen Legislaturperiode
flossen heuer fast 14,3 Millionen
Euro in unsere Musikschulen.
Damit haben wir unsere Förde-
rung um ca. 2,3 Millionen Euro
seit 2008 gesteigert.“ 

Auch der neue „Dritte Bayeri-
sche Musikplan“ stelle die Wei-
chen richtig: Er enthalte eine aktu-
elle Bestandsaufnahme des Musi-
klebens in Bayern und gebe
gleichzeitig die richtigen zeit-
gemäßen Antworten auf die einge-
tretene Entwicklung für alle Berei-
che der Musik und Musikausbil-
dung. Herrmann: „Hier nehmen
wir den gesamten Bereich der mu-
sikalischen Erziehung in den Blick
und zeigen viele Querverbindun-
gen auf - von der vorschulischen
zur schulischen und außerschuli-
schen Musikerziehung, bis hin zur
Laien- und Profimusik. Es geht
uns darum, alle vorhandenen Mu-
sikbereiche noch stärker mitein-
ander zu verzahnen und somit
neue Synergiepotentiale zu er-
schließen.“

Das erst kürzlich verabschie-
dete Landesentwicklungspro-
gramm sieht nach den Worten
des Ministers vor, dass Sing- und
Musikschulen „in allen Teilräu-
men flächendeckend und be-
darfsgerecht vorzuhalten“ sind.
Im aktuellen Doppelhaushalt
2013/14 konnten laut Herrmann
die Mittelansätze für die Musik-
schulen von 15,4 auf 16,2 Mil-
lionen Euro jährlich angehoben
werden. „Wir werden hier aber
beharrlich am Ball bleiben, um
im Rahmen des Möglichen auch
künftig zu weiteren Verbesserun-

gen zu kommen.“ 

Landeskoordinierungsstelle

Herrmann gab zudem seiner
Freude darüber Ausdruck, dass
vor etwas mehr als einem Jahr die
lange diskutierte und geforderte
Landeskoordinierungsstelle Mu-
sik eingerichtet werden konnte.
Wissenschaft, Kultus- und Sozial-
ministerium arbeiteten hier mit
dem Bayerischen Musikrat und
insbesondere auch mit dem Ver-
band der Sing- und Musikschulen
intensiv zusammen. 

Die besondere Anerkennung
des Ministers galt schließlich „al-
len Kommunen für ihren großen
Einsatz für unsere Musikschulen
auch unter schwierigen finanziel-
len Rahmenbedingungen“. Dass
die Musikschulen aus der Gesell-
schaft schlichtweg nicht mehr
wegzudenken sind, zeige nicht
zuletzt das erhebliche finanzielle
Engagement der Eltern, das diese
für die musikalische Ausbildung
ihrer Kinder aufbringen. „Unsere
Musikschulen sind damit ein Mu-
sterbeispiel einer gesamtgesell-
schaftlich getragenen Institution“,
so Herrmann abschließend. 

Einen weiteren Höhepunkt des
Festakts bildete die Verleihung
der Carl-Orff-Medaille für be-
sondere Verdienste um die
bayerischen Sing- und Musik-
schulen an den Intendanten des
Bayerischen Rundfunks, Ulrich
Wilhelm. „Der Kulturauftrag ist
dem Bayerischen Rundfunk und
den bayerischen Musikschulen
gemeinsam. Die Erfüllung die-
ses Auftrags ist umso wichtiger,
als es gilt, Tendenzen der Banali-
sierung von Kultur und des Ver-
lusts kultureller Werte zu begeg-
nen. Wir, die Musikschulen, wis-
sen den Bayerischen Rundfunk
als verlässlichen Partner an unse-
rer Seite. Seit Jahrzehnten be-
gleitet er die Arbeit der Musik-

schulen mit großer Zuwendung
und Aufmerksamkeit“, begrün-
dete VBSM-Präsident Bayer-
storfer in seiner Laudatio die ein-
stimmige Entscheidung.

Weiter führte er aus: „Der Sen-
der ist uns zuverlässiger, aufge-
schlossener Wegbegleiter im Be-
mühen um die Pflege und Weiter-
gabe des Kulturgutes Musik. Sie,
verehrter Herr Wilhelm, haben
sich in Ihrer nun fast dreijährigen
Tätigkeit als Intendant des Bayeri-
schen Rundfunks persönlich für

dieses hochwertige Programman-
gebot sowie den Erhalt und die
Weiterentwicklung der drei her-
vorragenden Klangkörper des
Bayerischen Rundfunks einge-
setzt. Sie sind Garant dafür, dass
der Bayerische Rundfunk unseren
Schülerinnen und Schülern auch
zukünftig ein Podium für die eige-
ne musikalische Präsentation bie-
tet und ihnen die Möglichkeit gibt,
sich in vielfältigen, attraktiven
Sendeformaten mit Musik ausein-
anderzusetzen.“ DK

Auszeichnung 
für Inklusionsschulen

Kultusstaatssekretär Georg Eisenreich händigte in München den
Schulleitungen weiterer 39 Schulen aus ganz Bayern die Urkunde
„Schule mit dem Schulprofil Inklusion“ aus.

„An den nun 127 bayerischen
Profilschulen wird das gemeinsa-
me Leben und Lernen von jungen
Menschen mit und ohne besonde-
ren Förderbedarf vorbildhaft ge-
lebt“, betonte Eisenreich bei der
Veranstaltung. Er hob dabei vor
allem das große Engagement der
Lehrkräfte hervor. Mit ihrem Ein-
satz tragen sie dazu bei, dass das
Miteinander an den Schulen ge-
stärkt wird und eröffnen so jungen
Menschen in besonderer Weise
Zukunftschancen. An Schulen mit
dem Profil „Inklusion“ gestalten
Lehrkräfte der allgemeinen Schu-
le und Lehrkräfte für Son-
derpädagogik das gemeinsame 
Lernen.

Für den gemeinsamen Unter-
richt von Kindern mit und ohne
Behinderung stellt der Freistaat
wie bereits in den vergangenen
beiden Jahren auch in den
Schuljahren 2013/2014 und
2014/2015 jeweils 100 weitere
Lehrerplanstellen zusätzlich zur
Verfügung. Es werden zahlrei-
che Fortbildungen zum Thema
Inklusion angeboten, die spezi-
ell auf die Bedürfnisse der Lehr-
kräfte an den einzelnen Schular-
ten zugeschnitten sind. Fachta-
gungen und ähnliche Veranstal-
tungen ergänzen das Angebot.
Das Thema Inklusion ist seit
Oktober 2013 verpflichtender
Studien- und Prüfungsinhalt für
Studierende aller Lehrämter.

Der gemeinsame Unterricht
und Schulalltag von jungen
Menschen mit und ohne beson-
deren Förderbedarf ist eine
Kernherausforderung des bayer-
ischen Schulwesens. Bei der
Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention stehen in
Bayern die Schülerinnen und

Schüler mit ihrem konkreten
Förderbedarf im Mittelpunkt.
Der Freistaat setzt daher bei der
Realisierung von Inklusion ne-
ben den Profilschulen auf eine
Vielfalt der Angebote inklusiven
Unterrichts, beispielsweise:

können einzelne Kinder mit
sonderpädagogischem Förder-
bedarf den Unterricht an allge-
meinen Schulen besuchen.

können Kinder ohne Förder-
bedarf offene Klassen an der
Förderschule besuchen.

können für Schülerinnen und
Schüler mit einem sehr hohen
sonderpädagogischen Förderbe-
darf in Grund- und Mittelschulen
mit Schulprofil „Inklusion“ auch
sogenannte Tandemklassen gebil-
det werden, in denen der Unter-
richt gemeinsam von einer Lehr-
kraft einer allgemeinen Schule
und einer Lehrkraft für Sonder-
pädagogik gestaltet wird.

bieten Lehrkräfte im Mobilen
Sonderpädagogischen Dienst und
Förderlehrkräfte zusätzlich wert-
volle Unterstützung.

„Wir haben das Ziel, dass alle
Schulen in Bayern zu Schulen
für Kinder mit und ohne Förder-
bedarf werden“, erklärte Staats-
sekretär Eisenreich. „Die Förder-
zentren spielen als Kompetenz-
zentren weiterhin eine wichtige
Rolle. Auf ihre Angebote und
Expertise können wir nicht ver-
zichten. Bereits über 25 Prozent
der Schüler mit Förderbedarf ha-
ben im vergangenen Schuljahr
den Unterricht an einer Regel-
schule besucht. Wir wollen mög-
lichst vielen weiteren Kindern
mit besonderen Bedürfnissen
den Besuch einer Regelschule
ermöglichen, wenn sie und ihre
Eltern dies wollen.“ 

Bayerische Sparkassen unterstützen Nachsorgehaus
Mit einem Betrag in Höhe von 15.000 Euro aus dem Reiner-
trag des PSSparen und Gewinnens fördern die bayerischen
Sparkassen den „Irmengard-Hof“, ein neues Nachsorgehaus
für krebskranke und chronisch kranke Kinder, Jugendliche
und junge Erwachsene im Chiemgau.
„Die Natur, eine schöne Landschaft, die Nähe der Familie und
eine wohnliche Atmosphäre verbunden mit fachgerechten Pfle-
gemöglichkeiten tragen hier zur Erholung der jungen Patien-
ten bei. Sie und ihre Angehörigen schöpfen neue Hoffnung und
Kraft für den langwierigen Kampf gegen die Krankheit.“, so
Theo Zellner, Präsident des Sparkassenverbands Bayern, im
Gespräch mit Karin Seehofer, der Schirmherrin für dieses Pro-
jekt der Björn Schulz Stiftung. Der zweite Umbauabschnitt des
historischen Dreiseithofs wird voraussichtlich im nächsten
Jahr abgeschlossen. Derzeit müssen noch viele Einrichtungs-
gegenstände finanziert werden. Die Sparkassen-Spende er-
möglicht die Anschaffung von drei Kinderpflegebetten. Mit
61,6 Millionen Euro unterstützten die bayerischen Sparkassen
und ihre Stiftungen im Jahr 2012 gemeinnützige Projekte. Fast
15 Millionen Euro davon trugen zur Umsetzung vielfältiger
Maßnahmen im sozialen Bereich bei. 
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Erster Energiedialog Schwaben in Augsburg:

Energiewende – Sackgasse oder
wegweisender Fortschritt?

Verleihung des LEW-Innovationspreises Klima und Energie an Unternehmen 
aus Bissingen, Großaitingen, Biessenhofen und Donauwörth

Diskussionen und Gespräche über die Weichenstellung, Chancen
und Herausforderungen der Energiewende standen im Mittel-
punkt des ersten Energiedialogs Schwaben in Augsburg, zu dem
die LEW, HWK Schwaben und IHK Schwaben eingeladen hat-
ten. Rund 170 Gäste – Unternehmer, Handwerker, Vertreter von
Kommunen und Institutionen – nahmen an der Premierenveran-
staltung teil. 

Franz Josef Pschierer, Staatsse-
kretär im Bayerischen Wirt-
schafts- und Energieministerium,
der den Energiedialog eröffnete,
wies darauf hin, dass in den ver-
gangenen Jahrzehnten kein Bun-
desland derart von der Kernener-
gie abhängig gewesen sei wie
Bayern. Fünf Kernkraftwerke lie-
ferten bis zu zwei Drittel des
bayerischen Stroms. Die Energie-
wende stelle Bayern damit vor
immense Herausforderungen. 

Gaskraftwerke notwendig

Pschierer zufolge soll 2015 die
Thüringer Strombrücke - nach
der Abschaltung des bayerischen
Kernkraftwerks Grafenrheinfeld -
Wind- und Kohlestrom aus 
den ostdeutschen Bundesländern
nach Süden ableiten. Zudem wer-
de 2017 das AKW Gundremmin-
gen-B vom Netz gehen. Man sei
sich dessen bewusst, „dass die
Energiewende nur mit Sonne,
Wind und Biogas nicht zu schaf-
fen ist“. Ohne fossile Energieträ-
ger sei diese Herausforderung
nicht zu schultern. „Selbstver-
ständlich brauchen wir in Bayern
neue Gaskraftwerke“, stellte der
Staatssekretär klar. Er plädierte
deshalb dafür, sich beim Bund für
verbesserte Investitionsbedingun-
gen einzusetzen. 

Laut Pschierer sind auch in der
Politik drei Faktoren ausschlag-
gebend: Kompass, Kompetenz
und Kompromiss. „Als Politiker
bin ich nicht bereit, eine Energie-
wende gegen den erbitterten Wi-
derstand von Bürgern, Kommu-
nalpolitikern und gegen jede wirt-
schaftliche Vernunft umzuset-
zen“, machte der Staatssekretär
deutlich und meinte: „Ich bin
zum Kompromiss bereit.“

Versuch eines Dreiklangs

Energiepolitik ist in seinen Au-
gen sowohl Standort- als auch
Wirtschaftspolitik. Die Staatsre-
gierung werde darauf achten, dass
die Energiewende auch die Wirt-
schaftsstruktur des Freistaats
berücksichtigt. Gerade die fami-
liengeführten Betriebe stünden
im Fokus, wenn es darum gehe,
die Energiewende zu gestalten.
Pschierer: „Wir versuchen den
Dreiklang – eine sichere, bezahl-
bare und umweltverträgliche
Energieversorgung. Die Energie-
wende bedeutet für uns aber
auch darauf zu achten, dass Ar-
beitsplätze im Industriebereich
bleiben.“

Pschierer sprach sich für eine
durchgängige Reformierung,
sprich marktkonforme Ausgestal-
tung des EEG aus. Verbraucher
und Wirtschaft dürften nicht ge-
geneinander ausgespielt werden.
Um die Konsumenten zu entla-
sten, könnte zudem als Sofort-
maßnahme die Senkung der
Stromsteuer ins Visier genommen
werden. Eine Möglichkeit wäre
auch die Direktvermarktungs-
pflicht für Neuanlagen.

Ein wichtiger Schlüsselfaktor

für die Energiewende liegt nach
Pschierers Worten außerdem im
Bereich Energieeinsparung –
Stichwort energetische Gebäu-
desanierung. Hier gebe es viel
Potenzial, „hier kann jeder bei
sich selbst anfangen“. Auch wer-
de der Freistaat versuchen, beim
Thema Forschung und Entwick-
lung moderne Technologien wie
Smart Grid oder Smart Meter zu
nutzen, um Energie einzusparen.

Managementprojekt

Alois Glück, Vorsitzender des
Zentralkomitees Deutscher Ka-
tholiken und Mitglied des Nach-
haltigkeitsrates der Bundesregie-
rung sprach in seiner Key Note
über die große gemeinschaftliche
Aufgabe, vor die die Energiewen-
de Politik, Unternehmen und Ge-
sellschaft gleichermaßen stellt.
„Die Energiewende ist das an-
spruchsvollste politische Mana-
gementprojekt, das es in der Bun-
desrepublik je gegeben hat“, ur-
teilte Glück. Die Komplexität lie-
ge in der Vielfalt der Akteure. Der
Verlauf im Jahr 2014 entscheide,
ob die Energiewende in der ver-
einbarten Zeit gelingt. Die jetzt
beschlossene Energiewende mit
dem Zeitziel 2022 sei nur der 
erste Teil des Langzeitprojektes.
Die zweite Etappe mit dem Ziel
weitestgehender Ersatz der
Stromproduktion aus fossilen
Quellen durch erneuerbare Ener-
gien müsse folgen und weise ei-
nen Zeithorizont von nochmals
etwa 20 Jahren auf. 

Für Systemveränderung

„Energiepolitik ist Langzeitpo-
litik“, so Glück. Dafür seien stabi-
le Investitionsbedingungen Vor-
aussetzung. Jetzt gehe es in der
Stromversorgung um eine grund-
sätzliche Systemveränderung, 
d. h. um die „Entwicklung eines
anderen Leitbildes von Fort-
schritt“. Die Komplexität des
Projekts zeige sich u. a. dadurch,
dass bisherige Stromverbrau-
cher nun gleichzeitig auch
Stromproduzenten sind. Dies
wiederum habe Auswirkungen
auf die Leitungssysteme und an-
dere Stromversorger. Darüber
hinaus seien die Systeme, die mit-
einander verbunden werden müs-
sen, sehr komplex und die Zahl
der beteiligten Akteure sehr groß.
Somit könne die Energiewende
„nur als Gemeinschaftswerk ge-
lingen“, betonte der Politiker.

Die Ethikkommission der Bun-
desregierung habe für die Um-
strukturierung Prüfkriterien for-
muliert. Auf einen knappen Nen-
ner gebracht, geht es Glück zufol-
ge darum, drei Maßstäbe richtig
miteinander zu verbinden: Ver-
sorgungssicherheit, soziale Ver-
träglichkeit und ökologische Ver-
träglichkeit.

Schlüsselproblem

Als Schlüsselproblem wertete
Alois Glück die Speicherung des
Stroms. Zudem könne man ohne
Netzausbau letztlich nicht zu ei-
ner vernünftigen Energieversor-
gung gelangen. Neben der Be-
deutung von Gaskraftwerken für
die Versorgungssicherheit sei das
Augenmerk auch darauf zu rich-
ten, das gesamte Finanzierungs-
system für den Stromsektor neu
zu strukturieren. In diesem Zu-

sammenhang verwies Glück auf
einen Vorschlag des langjährigen
Vorsitzenden der Ethikkommissi-
on, Umweltminister a. D. Prof.
Klaus Töpfer und des Geschäfts-
führers des Rates für Nachhaltige
Entwicklung, Dr. Günther Bach-
mann, wonach die Langzeitver-
pflichtungen aus dem EEG in ei-
nen Altlastenfond ausgelagert
werden sollen.

Weltweit bedeutsames Modell

Glücks Fazit: „Die Energie-
wende in Deutschland ist in zwei-
facher Weise ein weltweit bedeut-
sames Modell. Zum einen hat sie
grundsätzliche Bedeutung für die
weltweite Entwicklung in der
Stromversorgung, zum anderen
stellt sie das Pilotprojekt für die
Umstellung auf eine nachhaltige
Lebens- und Wirtschaftsweise
nach dem Maßstab der Nachhal-
tigkeit dar.“

Eine von BR-Moderatorin Ursu-
la Heller geleitete Podiumsdiskus-
sion mit Sepp Bichler, Gründer und
Geschäftsführer der Energiebauern
GmbH, Sielenbach b. Aichach,
Prof. Dr. Hans Ulrich Buhl, Lehr-
stuhl für BWL, Wirtschaftsinfor-
matik, Informations- & Finanzma-
nagement a.d. Universität Augs-
burg und Dr.-Ing. Harald Westhei-
de, Geschäftsführer Gartner Extru-
sion GmbH, Gundelfingen, eröff-
nete im Anschluss den Dialog unter
Experten und bot auch dem Publi-
kum die Möglichkeit, sich aktiv zu
beteiligen. 

LEW-Innovationspreis

Der Energiedialog Schwaben
bot zudem den angemessenen
Rahmen für die Verleihung des
mit insgesamt 50.000 Euro do-
tierten LEW-Innovationspreises
Klima und Energie. Die Gewin-
nerprojekte sowie weitere High-
light-Projekte konnten in einer
Ausstellung begutachtet werden. 

Mit dem 1. Preis (25.000 Euro)
ausgezeichnet wurde die Molke-
rei Gropper aus Bissingen im
Landkreis Dillingen für das Pro-
jekt „Kälteerzeugung aus Pro-
duktionsabwärme“. Um Energie
zu sparen, nahm der Milchver-
arbeitungsbetrieb ein eigenes 
Blockheizkraftwerk in Betrieb. In
diesem nutzt eine Absorptions-
kälteanlage die anfallende Ab-
wärme des Gasmotor-Kühlwas-
sers zum Antrieb und liefert über
eine Eiswasser-Kälteanlage die
für den Produktionsprozess benö-
tigte Kälte. Das Unternehmen er-
reicht damit eine jährliche CO2-
Einsparung von 3.412 Tonnen.
Den Energieverbrauch konnte
die Molkerei um 27 Prozent re-
duzieren. 

CO2-Verbrauch gesenkt

Der 2. Preis (15.000 Euro) ging
an die Interquell aus Großaitingen
im Landkreis Augsburg für das
Projekt „Gekoppelte Strom- und
Dampferzeugung mit Mikrogas-
turbine“. Das Unternehmen, das
unter anderem Getreide zu Quell-
mehlen veredelt, hat erstmals in
Deutschland eine Mikrogasturbine
mit einem nachgeschalteten Spezi-
albrenner kombiniert. Die daraus
gewonnene Energie versorgt die
Produktionsanlagen mit Strom,
Wärme und - das ist neu – mit
hochreinem, lebensmittelechten
Dampf. Interquell konnte seinen
CO2-Verbrauch um 701 Tonnen
und seinen Energieverbrauch um
13 Prozent im Jahr senken. 

Mit dem 3. Preis (5.000 Euro)
wurde das Solarzentrum Allgäu
aus Biessenhofen im Landkreis
Ostallgäu für das Projekt „Ener-

Die Preisträger von den Unternehmen Molkerei Gropper, Interquell, Solarzentrum Allgäu und Fir-
mengruppe Ungermit Vertretern derJury und Franz Josef Pschierer (3.v.l.), Staatssekretär im Bayeri-
schen Staatsministerium für Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie. V.l.: Jürgen Schmid,
Präsident derHWK Schwaben Dr. Andreas Kopton, Präsident derIHK Schwaben Franz Josef Pschie-
rer, Staatssekretär im Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft und Medien, Energie und Tech-
nologie Willi Bihler, Inhaber des Solarzentrums Allgäu, Gewinner 3. Preis Dr. Markus Litpher, LEW-
Vorstandsmitglied Georg Müller, Inhaber und Geschäftsführer der Firma Interquell, Gewinner 2.
Preis Norbert Schürmann, LEW-Vorstandsmitglied Marc Alexander Paeske, von der Unger Firmen-
gruppe, Gewinner Sonderpreis Karl Klein, Geschäftsführer der Molkerei Gropper, Gewinner 1. Preis
Prof. Ulrich Thalhofer, Vizepräsident der Hochschule Augsburg Hildegard Wanner, Vorsitzende des
Bayerischen Gemeindetages Bezirksverband Schwaben Herbert Dachs, Verlagsleiter Pressedruck
GmbH Karl Michael Scheufele, Regierungspräsident von Schwaben Prof. Dr. Wolfgang Reif, Vize-
präsident der Uni Augsburg. Bild: LEW/Bleier

getische Unabhängigkeit von fos-
silen Brennstoffen“ bedacht. Das
Solarzentrum Allgäu erreicht
durch das hocheffiziente Zusam-
menwirken von Windenergie, So-
larmodulen, Batteriespeicher und
Wärmepumpen bei seinem Ge-
bäudeneubau eine absolute Unab-
hängigkeit von fossilen Brenn-
stoffen. Der Solarmoduleherstel-
ler produziert sogar über 40 Pro-
zent Überschuss an elektrischer
Energie. Die jährliche CO2-Ein-
sparung liegt bei 758 Tonnen. An
Energie spart das Unternehmen
beeindruckende 60 Prozent.

Sonderpreis

Zusätzlich vergab die Jury ei-
nen Sonderpreis über 5.000 Euro

an die Unger Firmengruppe aus
Donauwörth für das Projekt
„Energie sparen mit nachhalti-
gem Estrich-System“. Unger
hat ein Estrich-System mit Na-
men „RenoScreed“ entwickelt.
Der neue Estrich bedeutet für
die energetische Sanierung von
Altbauten einen entscheiden-
den Fortschritt. Er schafft die
bisher fehlenden Voraussetzun-
gen, um auch im Altbau ener-
gieeffiziente Fußbodenheizun-
gen und umweltfreundliche
Heizsysteme wie die Wärme-
pumpe einzubauen. Im Gegen-
satz zu Standardestrichen ist
dieser extrem dünn, leicht und
besitzt eine sehr gute Wärme-
leitfähigkeit.

„Die Projekte zeigen: Erfinder-

geist und Engagement sind we-
sentliche Erfolgsfaktoren für das
Gelingen der Energiewende“, be-
tonte LEW-Vorstandsmitglied Dr.
Markus Litpher. „Hier in Baye-
risch-Schwaben haben wir die
Ideen, die wir für die Energiezu-
kunft brauchen.“ 

Plattform für
innovative Projekte“

„Mit dem Innovationspreis
würdigen wir die Preisträger,
gleichzeitig schaffen wir eine
Plattform für innovative Projek-
te“, hob LEW-Vorstandsmitglied
Norbert Schürmann hervor. „Der
Preis soll Impulse geben und an-
dere anregen, eigene Initiativen
und Projekte zu starten.“ DK

N-ERGIE-AG: 

1. Energieeffizienz-Netzwerk
erfolgreich abgeschlossen

Neun mittelständische Unternehmen aus Franken und der
Oberpfalz können nach knapp vier Jahren Arbeit in einem von
der N-ERGIE Aktiengesellschaft geleiteten Energieeffizienz-
Netzwerk eine positive Bilanz ziehen: Ausgehend vom Jahr
2009 konnte das Netzwerk im Vergleich zu 2012 seinen Ge-
samtenergieverbrauch um knapp zwölf Prozent senken und
damit auch entsprechend viel Energiekosten einsparen.

Damit hat das Netzwerk sein
zu Beginn gestecktes Ziel, seine
Energieeffizienz um rund neun
Prozent zu steigern, weit über-
troffen. Darüber hinaus konnte
der CO2-Ausstoß um nahezu elf
Prozent reduziert werden.

Der sogenannte N-ERGIE
TISCH EFFIZIENZ ist eines
von rund 30 Pilotnetzwerken in
Deutschland, die das Fraunho-
fer-Institut für System- und In-
novationsforschung im Auftrag
des Bundesumweltministeriums
konzipiert hat. 

Entscheidender Baustein

„Neben dem Ausbau der re-
generativen Energieerzeugung,
dem Netzausbau und der Spei-
cherung von Energie ist Ener-
gieeffizienz ein entscheidender
Baustein, um die Energiewen-
de erfolgreich voranzubringen.
Durch die Steigerung ihrer Ener-
gieeffizienz im Rahmen des
Netzwerkes können die Unter-
nehmen nachhaltig Energie und
Geld sparen, tragen zur Energie-
wende bei und verbessern gleich-
zeitig ihre Wettbewerbsfä-
higkeit“, hob Josef Hasler,
Vorsitzender des Vorstands der
N-ERGIE Aktiengesellschaft,
beim Abschlusstreffen der

Teilnehmer in Nürnberg hervor. 
Im Mittelpunkt der Bera-

tungs- und Austauschplattform
standen regelmäßige Treffen,
bei denen die Teilnehmer ge-
meinsam mit Experten der
N-ERGIE Effizienz GmbH, ei-
nem Tochterunternehmen der 
N-ERGIE Aktiengesellschaft,
Energiespar-Strategien für ihre 
Büro- und Produktionsgebäude
erarbeiteten und umsetzten.

Die Teilnehmer

Zu den teilnehmenden Betrie-
ben zählten das BRK-Senio-
renzentrum Am Zeltnerschloss 
(Nürnberg), Dataform (Ammern-
dorf), Fränkische Thermoglas
(Diespeck-Stübach), Nürnberg
Gummi Babyartikel (Geor-
gensgmünd), OBI Baumarkt 
Franken (Nürnberg), Offset-Druck
Nürnberg (Schwaig), Raiffeisen-
Volksbank Gewerbebank (Ans-
bach), wbg Immobilienunterneh-
men (Nürnberg) und ZF Electro-
nics (Auerbach i. d. Oberpfalz).

59 Energieeffizienz-
Maßnahmen umgesetzt

Seit Anfang 2010 setzten die
neun Unternehmen insgesamt
59 Maßnahmen zur Steigerung

ihrer Energieeffizienz um, zum
Beispiel die Koppelung einer
Hallenheizung mit Kompresso-
renabwärme, die eine jährliche
Einsparung von rund 200.000
Kilowattstunden (kWh) zur Fol-
ge hat. 

Des Weiteren schlug die Ver-
ringerung der Luftwechselrate
einer Klimaanlage um 15 Pro-
zent ohne Qualitätseinbußen
mit einer Ersparnis von rund
90.000 kWh pro Jahr zu Buche.
Die Nachrüstung der Beleuch-
tung im Fertigungsbereich mit
Reflektoren und der damit
verbundenen Einsparung von
Leuchtmitteln spart jährlich
rund 45.000 kWh ein. Hinzu
kommen zahlreiche weitere
Maßnahmen, die von der Isolie-
rung von Heizrohren über die
Sanierung und Dämmung bis
hin zu einem Programm zur
Motivation und Sensibilisierung
der Mitarbeiter reichen.

Ausblick

Neben dem ersten N-ERGIE
TISCH EFFIZIENZ gibt es seit
Februar 2012 ein zweites Netz-
werk unter der Leitung der
N-ERGIE Effizienz GmbH, in
dem elf Unternehmen aktiv
sind. Anfang 2014 startet ein
weiteres Netzwerk, der ENER-
GIE TISCH 50001, der sich
schwerpunktmäßig mit dem En-
ergiemanagement im Sinne der
DIN EN ISO 50001 beschäftigt.
Weitere Informationen unter
www.n-ergie-effizienz.de



Klaus-Peter Dietmayer 
Geschäftsführer erdgas schwaben

Der sympathischste
Energiemix

Wir sind da, wo unsere Kunden sind

www.erdgas-schwaben.de

Erdgas // Bio-Erdgas
Strom // Bio-Strom

Geld sparen, Klima schonen – 
unser Mix macht’s möglich
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Die Energie 
von morgen

Erdgas idealer Partner der erneuerbaren Energien 
Der erdgas schwaben Geschäftsführer Klaus-Peter Dietmayer
sieht auch zukünftig großes Potenzial im klimaschonenden En-
ergieträger Erdgas: „Erdgas ist heute so aktuell wie nie zuvor,
da es langfristig verfügbar ist und mit allen regenerativen Ener-
gien wie z. B. Solar-, Wasser oder Windenergie flexibel kombi-
niert werden kann. Die Einspeisung erneuerbarer Energien un-
terliegt Schwankungen. Erdgas-Kraftwerke können Engpässe
auffangen, für Überschüsse ist das Erdgasnetz ein optimaler
Energie-Speicher.“ 

Die Zukunft braucht 
Energiespeicher

Eine „Power-to-Gas”-Anlage
in Frankfurt, an der erdgas
schwaben maßgeblich beteiligt
ist, soll die Möglichkeiten,
flüchtige Energie aus regenera-
tiven Quellen „haltbar” zu ma-
chen erproben. Im weltweit er-
sten Pilotprojekt dieser Art er-

möglicht es die Speichertechno-
logie „Power-to-Gas” mit Hilfe
von Wasser große Mengen von
überschüssigem grünen Strom
in Wasserstoff zu wandeln und
in Erdgas einzulagern – zur spä-
teren Nutzung für Mobilität,
Wärme und Verstromung. 

Als Weiterentwicklung der
Anlage ist eine Erweiterung
vorgesehen, die grünen Strom

unter Zusatz von CO2 in Bio-
Erdgas wandelt, ein Meilenstein
für die Energiewende!

Strom und Wärme 
dezentral erzeugen

Ein Blockheizkraftwerk (BHKW)
betrieben mit Erdgas oder Bio-
Erdgas macht Konsumenten zu
Produzenten. Ob im Privathaus-
halt oder im großen Gewerbe-
betrieb, BHKWs ermöglichen
eine maximal effiziente Strom-
und Wärmeerzeugung vor Ort,
mehr Effizienz geht nicht. 

Die kompakten Kraftwerke
sind die größten Energiesparer,
da sie nach dem Prinzip der
Kraft-Wärme-Kopplung arbei-
ten. Ein Motor produziert Strom
für den Eigenverbrauch. Dabei
wird die Abwärme des Motors
für Heizung und Warmwasser
genutzt. Überschüssiger Strom
wird in das öffentliche Netz ein-
gespeist und vergütet. 

Für eine regionale nachhalti-

ge Energieerzeugung und -ver-
sorgung erprobt erdgas schwa-
ben die Vernetzung zahlreicher
kleiner BHKWs zum virtuel-
len „Schwabenkraftwerk”. Ei-
ne von erdgas schwaben in
Auftrag gegebene Studie des
Fraunhofer-Instituts ergab: Mit
einem BHKW in jedem dritten
Haus in Bayern könnte eine
Stromleistung bereitgestellt
werden, die drei Isar-1-Reak-
toren ersetzt. 

Bio-Energie aus der Region
für die Region 

Für regionalen Verbrauch in der
Heimat produzierte Bio-Energie
macht unabhängiger von Importen
und hält die Wertschöpfung im
Land. erdgas schwaben investiert
seit Jahren in den Ausbau erneuer-
barer Energien, denn der Wunsch
nach sauberer Energie ist da. Längst
wird in vier regionalen Anlagen aus
heimischen Roh- oder Reststoffen
100 Prozent umweltschonendes
Bio-Erdgas für 20.000 Haushalte
in Bayerisch-Schwaben gewon-
nen. Bio-Erdgas ist CO2-neutral
und kann Erdgas 1:1 ersetzen. 

Umweltschonend

Ideal, weil besonders umwelt-
schonend, ist die Kombination
BHKW und Bio-Erdgas. Bio-
Erdgas als Kraftstoff senkt die
CO2-Emission von Erdgasfahr-
zeugen gegen Null. 

Unter 0821 9002-373 erhalten
„erdgas schwaben” Kunden und
alle die es noch werden wollen
Beratung zum Thema BHKW
und Bio-Erdgas. erdgas schwaben
fördert die Anschaffung eines
„Mikro-BHKW” für Privathaus-
halte und Kleingewerbetreibende.
Weitere Informationen unter:
www.erdgas-schwaben.de 

Bayerngas:

Erste Baumaßnahmen
am Bohrplatz Reudnitz 
Bayerngas informiert das Begleitgremium zur Erdgassuche in
der Lizenz Reudnitz über erste Baumaßnahmen auf dem
Bohrplatz und zeigt die nächsten Schritte auf. Darüber hinaus
informiert Bayerngas die Stadtverordneten der Stadt Fried-
land über Pläne zu seismischen Messungen 

Noch im November beginnt die
Bayerngas GmbH erste Baumaß-
nahmen auf dem ausgewählten
Bohrplatz im Gemeindegebiet
Schneeberg. Darüber und über die
geplanten weiteren Schritte hat das
Unternehmen nun in der vierten
Sitzung des Begleitgremiums zur
Erdgassuche in der Lizenz Reud-
nitz im Beeskower Rathaus und in
der Stadtverordnetenversammlung
der Stadt Friedland berichtet. 

Nach der Baugrunduntersu-
chung und einer artenschutztech-
nischen Prüfung im Juli 2013 wird
auf dem zukünftigen Bohrplatz
jetzt die Humusschicht abgetragen
und das Standrohr für die später zu
errichtende Bohranlage in den Bo-
den gesetzt. Im März 2014 wird
das Gelände für die Anlage befe-
stigt und hergerichtet. Die eigentli-
che Bohrung mit der Bezeichnung
2E erfolgt, sofern die passende
Bohranlage verfügbar ist, im April
2014. In der voraussichtlich
zweimonatigen Bohrphase wird
die Bayerngas GmbH Interessier-
ten die Gelegenheit bieten, die An-
lage zu besichtigen. 

Der Bohrphase schließt sich ei-
ne ca. zweiwöchige Testphase an,
in der die Qualität des Erdgases
aus dem konventionellen Vor-
kommen untersucht wird. Da-
nach wird die Anlage wieder ab-
gebaut. 

Der Standort für die Bohrung
auf dem Gemeindegebiet Schnee-
berg war das Ergebnis der im Fe-
bruar bis März 2013 durchgeführ-
ten seismischen Messungen in der
Region. Diese Messungen haben
die bereits bestehenden seismi-
schen Linien aus früheren Jahren
ergänzt. Bayerngas erwägt bei ei-
ner erfolgreichen Bestätigungs-
bohrung eine zweite Bohrung im
Süden der Lizenz südöstlich der
Stadt Friedland, die im weiteren
Verlauf auch als Produktionsboh-
rung genutzt werden könnte. Da-
zu plant das Unternehmen, die
dort vorhandenen seismischen Li-
nien im Februar 2014 durch die
Messung weiterer 2D-Linien zu
ergänzen. Das Vorhaben wurde
aktuell zur Genehmigung dem
Landesamt für Bergbau, Geologie
und Rohstoffe (LBGR) vorgelegt. 

Der Umfang der Messungen
entspricht der Hälfte dessen von
Anfang 2013 und besteht aus vier
Linien. Betroffen davon sind im
Wesentlichen die Grundstückeig-
ner und –pächter im Süden der
Lizenz, mit denen Bayerngas be-
reits im März 2013 Kontakt hatte.
Wie bei der vorangegangenen
Messung werden die Betroffenen
im Vorfeld wieder vom Bayern-
gas-Dienstleister Geophysik
GGD mbH aus Leipzig ange-
sprochen. 

Stabile Erdgas-Preise
Bis mindestens Ende September 2014 keine Preiserhöhungen bei erdgas schwaben 

„Gute Nachricht für unsere Kunden: Bis Ende September 2014
werden unsere Erdgas-Preise nicht erhöht. Sollten die Bedin-
gungen an der Energiebörse weiterhin stabil bleiben, sehen wir
derzeit auch keine Veranlassung, unsere Preise Ende 2014 anzu-
heben“, so Klaus-Peter Dietmayer, Geschäftsführer erdgas
schwaben.

Seit fast 3 Jahren hält erdgas
schwaben die Erdgas-Preise kon-
stant. „Mit unserer fairen Preispo-
litik setzen wir nicht nur ein posi-
tives Signal bei unseren langjähri-
gen Kunden, sondern zeigen auch
potenziellen Neukunden, dass
sich ein Wechsel zu erdgas
schwaben durchaus lohnt“, so
Dietmayer. 

erdgas schwaben sichert für
mehr als 560.000 Menschen in
ganz Schwaben und Teilen Ober-

bayerns die Versorgung mit Erd-
gas. Seit Anfang des Jahres bietet
der Energiedienstleister auch kli-
maneutrales Erdgas an. Weitere
Informationen zum Erdgas-An-
gebot von erdgas schwaben unter
www.erdgas-schwaben.de.

Aktuell sind 185 Städte und
Gemeinden an 6.500 km Erdgas-
leitungen angeschlossen. Sowohl
öffentliche Einrichtungen wie
private Haushalte nutzen Lei-
stungen von erdgas schwaben.

Erdgas ist heute Wunschenergie
Nr. 1: Über 75 % aller Bauher-
ren wünschen einen Erdgasan-
schluss. erdgas schwaben inve-
stiert jährlich 10 Mio. EUR in er-
neuerbare Energien. Anfang Juli
war Spatenstich für eine Power-
to-Gas-Anlage, an der erdgas
schwaben maßgeblich beteiligt
ist. Mit ihr kann erdgas schwaben
auch Wasserstoff produzieren.
Erdgas ist der Partner der erneu-
erbaren Energien und lässt alle
Zukunftsoptionen zu – sei es
schwäbisches Bio-Erdgas oder
Wasserstoff. erdgas schwaben ist
Vollsortimenter im Energieange-
bot: Erdgas + Bio-Erdgas, Strom
+ Bio- Strom, Contracting.  

Meitingen: 

Erdgas als Partner
der Erneuerbaren Energien

Erdgas-Wegenutzungsvertrag verlängert

Seit fast 30 Jahren arbeiten die Marktgemeinde Meitingen und
erdgas schwaben zusammen. Der 1. Bürgermeister von Meitin-
gen, Dr. Michael Higl, ist überzeugt: „Die Energiewende ist eine
Herausforderung für die Kommunen – wir nehmen sie an und
setzen auf Erneuerbare Energien, unterstützt durch Erdgas. So
können wir uns als moderner Produktionsstandort für Indu-
strie- und Gewerbe präsentieren und eine hohe Lebensqualität
für unsere Bürger bieten.“

1984 kam der klimaschonende
Energieträger Erdgas nach Meit-
ingen, alle Ortsteile - bis auf
Langenreichen - sind heute ans
Erdgas-Netz angeschlossen, zu-
letzt Waltershofen 1998/99. Die
Hochdruck-Erdgaslei tung
Lechtal (gebaut 1984) versorgt
über eine Station Meitingen, Er-
lingen und Waltershofen, Her-
bertshofen verfügt über eine ei-
gene Versorgungsstation.

Schneller Netzausbau

Im Unternehmensverbund von
erdgas schwaben ist für den Bau
und den Unterhalt des Erdgasnet-
zes die 100%-Netztochter schwa-
ben netz verantwortlich. Uwe
Sommer, Prokurist schwaben
netz, erläutert: „Der Bedarf nach
Erdgas war groß, das Netz wurde
schnell ausgebaut: Seit 1984 sind
immer neue Erdgas-Kunden

hinzugekommen, zuletzt u.a. in
der Karlwendelstraße und am
Krautfeld/Rössle-Ring. Heute
sind in Meitingen rund 38 km
Ortnetzleitung und knapp 1.000
Hausanschlüsse verlegt.“ Markus
Kittl, Sprecher Geschäftsführung
schwaben netz, ergänzt: „Auch
die großen Arbeitgeber am Ort –
SGL Carbon und Lechstahlwerke
– nutzen Erdgas. Genauso wie
zahlreiche kommunale Einrich-
tungen: Feuerwehr Herberts-
hofen, Kindergarten, Feuerwehr-
haus und Freibad Meitingen, Feu-
erwehrhaus Waltershofen, Grund-
schule Erlingen – um nur einige
zu nennen. Sie alle setzen auf die
sichere und zuverlässige Energie-
versorgung.“ 

Nach Juni-Hochwasser: 

Energie Südbayern und Energienetze Bayern
realisieren Hausanschlüsse im Akkord 

Im Rahmen der Hochwasser-Hilfsaktionen von Energie Süd-
bayern und Energienetze Bayern konnten in den letzten Mona-
ten über 200 neue Hausanschlüsse verlegt werden. Bis Jahresen-
de sind 300 neue Hausanschlüsse prognostiziert. 

Im Versorgungsgebiet der Ener-
gie Südbayern GmbH und der En-
ergienetze Bayern GmbH waren
zahlreiche Regionen vom Juni-
Hochwasser stark betroffen, dar-
unter die Stadt und der Landkreis
Deggendorf, der Landkreis Pas-
sau und die Stadt Freilassing. Er-
mäßigte Erdgasnetzanschlüsse
mit kulantem Zahlungsziel gehör-
ten zu dem umfassenden Hilfsan-
gebot, mit dem Energienetze Bay-
ern auf das Hochwasser reagierte.
Betroffenen, die sich nach Schä-
den an Öl- oder Pellet-Heizungen
im Zuge des Hochwassers für

Erdgas entschieden hatten, konnte
auf diese Weise rasch geholfen
werden. Ziel der Baumaßnahmen
war zudem, so viele Aufträge wie
möglich noch vor Beginn der
Heizperiode abzuwickeln. 

Einsatz vor Ort 

„Fast 200 Aufträge sind allein in
Fischerdorf und Natternberg bis-
her eingegangen, von denen wir
bereits über die Hälfte realisieren
konnten“, erklärt Anton Erb, Ge-
schäftsführer der Energienetze
Bayern GmbH, „in Freilassing

sind es über 40. Die beauftragten
Bauunternehmer sind teilweise
mit jeweils zwei bis drei Kolonnen
vor Ort im Einsatz.“ 

Die Steigerung der Anzahl
von Hausanschlüssen geht zum
Teil auch mit einer notwendigen
Erweiterung der jeweiligen Orts-
netze einher. „Über 2,6 Kilometer
an neuen Ortsnetzleitungen mus-
sten beispielsweise in Fischer-
dorf und Natternberg verlegt wer-
den“, erläutert ESB-Regionalleiter
Herbert Schramm, „etwa 1,3 Kilo-
meter haben wir noch vor uns.“
Die Maßnahmen reihen sich ein in
die ohnehin erfolgreiche Tendenz
der letzten Jahre, in denen die An-
zahl realisierter Erdgasnetzan-
schlüsse stetig anstieg. 
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Genießen Sie mit uns 
        die schöne Aussicht – 
 auf gemeinsame 
   Zukunftsperspektiven.

Energie Südbayern
Regionaler Partner der Kommunen

Energie Südbayern GmbH

Seit 50 Jahren Energieversorger der Region. Unsere Leistungen: 
 Entwicklung zukunftsweisender Energielösungen
 Intelligente Energiekonzepte für Städte und Gemeinden
 Sichere und strukturierte Energiebeschaffung und -lieferung 
 Individuelle Beteiligungsmodelle

Erfahren Sie mehr unter www.esb.de

Power-to-Gas: 

ZSW-Methan 
erreicht Erdgasqualität

Stuttgarter Forscher stellen 
hochwertiges Gas mit 99 Prozent Methan her

Das Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung
Baden-Württemberg (ZSW) kann einen weiteren Forschungs-
erfolg für seine Power-to-Gas-Technologie verbuchen: Erstmals
ist es den Stuttgarter Experten gelungen, ein besonders reines
Methan in der ZSW-Power-to-Gas-Anlage zu erzeugen, das den
Gaseinspeise-Richtlinien mehr als Genüge tut. „Das regenerati-
ve Methan aus unserer Anlage ist so hochwertig wie russisches
Erdgas”, erklärt Dr. Michael Specht vom ZSW.

Das maßgeblich vom ZSW ent-
wickelte Power-to-Gas (P2G®)-
Verfahren ist wieder einen Schritt
näher an die Marktreife gerückt:
In der Ende Oktober 2012 fertig-
gestellten 250-Kilowatt-For-
schungsanlage in Stuttgart konn-
ten die Wissenschaftler nun ein
überaus hochwertiges Gas mit 99-
prozentigen Methan-Anteil erzeu-
gen. Das verbleibende Prozent
setzt sich aus Wasserstoff und
Kohlendioxid zusammen.

Membran-Technologie

Möglich wurde diese hervor-
ragende Gasqualität durch eine
Membran-Technologie. Mithilfe
der Membran wird das Gas nach
der Methanisierung im Reaktor
aufbereitet. „Unser nachgeschal-
tetes Membran-Modul hat sich
bewährt. Es verhilft uns zu einer
Gasqualität, mit der wir schon
jetzt ein wichtiges Projektziel
der P2G-Forschungsanlage ver-
wirklichen konnten”, sagt Dr.
Michael Specht, Leiter des
ZSW-Fachgebiets Regenerative
Energieträger und Verfahren.

Bei P2G® handelt es sich um
ein Stromspeicherverfahren. Da-

bei wird aus überschüssigem
Sonnen- sowie Windstrom

zunächst per Elektrolyse Wasser-
stoff erzeugt und in einem zwei-
ten Schritt zusammen mit Koh-
lendioxid methanisiert. Das so
entstandene Methan bzw. syn-
thetische Erdgas lässt sich über
Monate verlustfrei im Erdgas-
netz speichern, um bei Strom-
knappheit wieder zurück ver-
stromt zu werden. Es kann aber
auch direkt genutzt werden, etwa
in Blockheizkraftwerken, in der
Industrie oder als Kraftstoff für
den CO2-neutralen Antrieb von
Erdgasautos.

Förderung

Die Forschungs- und Entwick-
lungsarbeiten an der Anlage wer-
den vom Bundesministerium für
Umwelt, Naturschutz und Reak-

torsicherheit (BMU) finanziell
gefördert (Förderkennzeichen
0325275A-C).

230 Wissenschaftler

Das Zentrum für Sonnenener-
gie- und Wasserstoff-Forschung
Baden-Württemberg (ZSW) ge-
hört zu den führenden Instituten
für angewandte Forschung auf
den Gebieten Photovoltaik, rege-
nerative Kraftstoffe, Batterietech-
nik und Brennstoffzellen sowie
Energiesystemanalyse. An den
drei ZSW-Standorten Stuttgart,
Ulm und Widderstall sind derzeit
rund 230 Wissenschaftler, Ingeni-
eure und Techniker beschäftigt.
Hinzu kommen 120 wissen-
schaftliche und studentische
Hilfskräfte. 

Aufnahme der Erdgasversorgung in Hunderdorf:

Fest der „Ersten Flamme“ 
Als günstiger und effizienter Energieträger ist Erdgas in der Re-
gion Südbayern auf Wachstumskurs. Im Rahmen einer Neuer-
schließung durch die Energienetze Bayern GmbH ermöglicht
die Energie Südbayern GmbH seit November die Versorgung
der Gemeinde Hunderdorf im Landkreis Straubing-Bogen mit
Erdgas. Mit einem Fest der „Ersten Flamme“ wurde die örtliche
Erdgasversorgung Anfang November offiziell aufgenommen. 

Seit Baubeginn im März 2013
konnten rund 50 Erdgasnetzan-
schlüsse für Häuser vor Ort rea-
lisiert werden, das örtliche Erd-
gasnetz wurde um über vier Ki-
lometer Leitungsstrecke erwei-
tert. Darüber hinaus wurde durch
die Erschließungsmaßnahmen
auch der Anschluss der örtlichen
Mittelschule mit Nahwärmever-
bund Grundschule, Turnhalle
und Hallenschwimmbad an das
Erdgasnetz ermöglicht und in
Betrieb genommen. 

Die Vorteile der neu entstande-
nen Energieversorgung nützen
nicht nur bereits ansässigen Kun-
den, Liegenschaften und Betrie-

ben, die Gemeinde wird damit
auch für weitere Industriezweige
attraktiv – denn Standorte wie
Hunderdorf profitieren auch beim
Thema Energie von effektiven In-
frastrukturen. Um die Aufnahme
der Erdgasversorgung in der Ge-
meinde Hunderdorf zu feiern, lud
Energie Südbayern zum Fest der
„Ersten Flamme“ in die Mittel-
schule Hunderdorf ein. 

„In Deutschland bleibt Erdgas
nach Angaben des Bundesver-
bands der Energie- und Wasser-
wirtschaft die Nummer eins im
Wärmemarkt“, erklärt Werner
Bähre, Geschäftsführer der Ener-
gie Südbayern GmbH, „darum ar-

beiten wir stetig daran, ein mög-
lichst flächendeckendes Versor-
gungsnetz zu schaffen und einen
umfassenden Zugang zu diesem
effizienten und umweltverträgli-
chen Energieträger zu ermögli-
chen, der als Zukunftstechnologie
eine wichtige Rolle im Rahmen
der Energiewende spielt.“ 

Neben einem Unterhaltungs-
programm für die ganze Familie
stand das EnergieMobil von En-
ergie Südbayern bereits ab 13
Uhr vor Ort für alle Fragen rund
um die Themen Energieversor-
gung und neue Technologien zur
Verfügung. Um 17 Uhr entzünde-
ten die zuständigen Ansprech-
partner von Energie Südbayern
und Hunderdorfs 1. Bürgermei-
ster Hans Hornberger nach einem
kurzen Informationsvortrag die
Erdgas-Fackel. „Für die Region
und die Kunden vor Ort bietet
Erdgas als günstiger, effizienter
und zukunftsträchtiger Energie-
träger zahlreiche Vorteile“, erklärt
Johann Windpassinger, Fachver-
antwortlicher Netzvertrieb, Pla-
nung & Bau bei Energie Südbay-
ern, „als erfahrener Partner in Sa-
chen kommunaler Energieversor-
gung freuen wir uns, dass wir
Hunderdorf beim Ausbau einer
leistungsfähigen Erdgasversor-
gung begleiten dürfen.“ 

dena-Umfrage: 

Praxiswerkzeuge für
Energie- und Klima-
schutzmanagement

Energieeffizienz und Klimaschutz haben in Deutschlands Kom-
munen einen sehr hohen Stellenwert. Drei Viertel der Kommu-
nen (76 Prozent) sind der Meinung, dass die Bedeutung der The-
men Energieeffizienz und Klimaschutz in Zukunft weiter steigen
wird. Der Kostendruck wird dabei von knapp zwei Dritteln (64
Prozent) als Hauptargument für die zunehmende Wichtigkeit
genannt. Das ergab eine Umfrage unter 160 Kommunen im Auf-
trag der Deutschen Energie-Agentur GmbH (dena).

Die Senkung der Energiekosten
ist für fast alle Befragten (98 Pro-
zent) noch vor dem Klimaschutz
(88 Prozent) der wichtigste Grund
für Energieeffizienzmaßnahmen.
Das Umsetzen konkreter Effizi-
enzmaßnahmen scheitert jedoch
oft an zu wenig Personal, fehlen-
den Investitionsmitteln oder man-
gelndem Fachwissen.

Effektiver Weg

„Der effektivste Weg, den En-
ergieverbrauch in allen kommu-
nalen Handlungsfeldern langfri-
stig zu senken, ist die Einführung
eines systematischen Energie-
und Klimaschutzmanagements“,
so Stephan Kohler, Vorsitzender
der dena-Geschäftsführung. „Um
Gemeinden und Landkreise mit
einem geeigneten Instrumentari-
um zu unterstützen, hat die dena
ein solches Managementsystem
speziell für Kommunen ent-
wickelt. So kann jede Kommune
– unabhängig von ihrer Größe, ih-
rer Personalstruktur oder ihren fi-
nanziellen Möglichkeiten – ein
Energie- und Klimaschutzmana-
gement einführen.“

Implementierung

Neben einer umfassenden
Schritt-für-Schritt-Anleitung
zum Vorgehen bietet die dena
zahlreiche Werkzeuge und Hilfs-
instrumente, um die Implemen-
tierung in der Kommune zu er-
leichtern. Dazu gehören bei-
spielsweise Hilfen zur Zeit- und
Ressourcenplanung, Dokumente

zur Erfassung und Auswertung
des Gebäudebestands und der
Straßenbeleuchtung oder für die
Priorisierung und Kontrolle von
Maßnahmen. Eine Anbieterda-
tenbank listet Dienstleister mit
kommunalen Referenzen in den
Bereichen Energieeffizienz, er-
neuerbare Energien und Klima-
schutz auf.

Unterstützung durch Bund

Die Entwicklung des Energie-
und Klimaschutzmanagements
durch die dena erfolgte mit Un-
terstützung des Bundesministeri-
ums für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung, der EnBW Vertrieb
GmbH, E.ON SE und der EWE
Vertrieb GmbH.

Das Meinungsforschungsun-
ternehmen Forsa befragte im
April und Mai 2013 im Auftrag
der dena 160 Kommunen in tele-
fonischen Interviews zum The-
ma Energieeffizienz. 
Weitere Informationen unter:
http://www.energieeffiziente-
kommune.de. 

Green City Energy, Nordex und Stadtwerke Tübingen:

Windpark Bayerischer
Odenwald vollständig errichtet

Einweihungsfest in der Gemeinde Eichenbühl

Die fünf Anlagen des Windparks Bayerischer Odenwald von
Green City Energy sowie die beiden Schwestern-anlagen der
Stadtwerke Tübingen sind fertiggestellt. Die Gondeln und die
Rotorsterne auf den 141 Meter hohen Hybridtürmen sind
montiert, seit Anfang Oktober werden die Anlagen nacheinan-
der in Betrieb genommen.Mitte Oktober 2013 luden Green 
City Energy, die Stadtwerke Tübingen und der Hersteller Nor-
dex alle Anwohner und Interessierten zur feierlichen Einwei-
hung der Anlagen ein.

Die Errichtung der fünf Wind-
energieanlagen des Windparks
Bayerischer Odenwald ist abge-
schlossen. Ebenso die Anlagen
der Stadtwerke Tübingen im be-
nachbarten Neunkirchen. Im Sep-
tember wurde der Rotorstern der
letzten Windenergieanlage des
Windparks auf 141 Meter gezo-
gen und montiert. „Das ist für
Green City Energy ein bedeuten-
der Moment, unser gesamtes
Team hat konsequent auf diesen
Tag hingearbeitet“, so Dirk
Woldrich, Bereichsleiter Winden-
ergie bei Green City Energy.

Auch die Peripherie der Anla-
gen wurde zwischenzeitlich fer-
tiggestellt, die Kabeltrasse zu den
Einspeisepunkten ist vollständig
verlegt, der Netzanschluss besteht
und die Übergabestationen sind
in Betrieb. Aktuell werden die
Anlagen planmäßig und Schritt
für Schritt von Nordex, dem An-
lagenhersteller, in Betrieb genom-
men. Zu Beginn werden im Test-
betrieb alle Sicherheitssysteme
überprüft und getestet. Zukünftig
werden die Windenergieanlagen
vom Typ N117 rund 30 Mio. Ki-

lowattstunden Ökostrom produ-
zieren und einen Beitrag zur En-
ergiewende in Bayern leisten. 

Besonders erfreulich war das
große Interesse der privaten An-
leger, die das Eigenkapital in
Höhe von ca. 6,8 Mio. Euro be-

reit gestellt haben. „Die Zustim-
mung der Bürger ist ungebro-
chen, über 90 Prozent der Men-
schen stehen hinter der Energie-
wende. Doch für eine erfolgrei-
che Umsetzung benötigt die
Branche sichere und verlässli-
che Rahmenbedingungen. Hier
ist die Politik gefordert“, stellt
Unternehmenssprecher Martin
Betzold klar. Mit dem Wind-
park Maßbach hat Green City
Energy aktuell erneut einen
Windpark in Bayern im Ver-
trieb. Interessenten können onli-
ne unverbindlich Informations-
material anfordern.

Mitte Oktober fand vor Ort di-
rekt an den Anlagen ein großes
Einweihungsfest statt, an dem
sich auch der Anlagenhersteller
Nordex und die Stadtwerke Tü-
bingen beteiligten. Alle Interes-
sierten als auch Pressevertreter
waren herzlich eingeladen, sich
aus nächster Nähe ein eigenes
Bild von den Windenergieanla-
gen zu machen. Die Besucher er-
wartete ein abwechslungsreiches
Programm mit einer Anlagenbe-
sichtigung, musikalischer Unter-
haltung, Speis und Trank sowie
einem Kinderprogramm. Zum
Abschluss traten die Gastgeber
der Einweihungsfeier als „Ener-
gie United“ gegen den FC Hepp-
diel an.

Bundesnetzagentur legt 
Biogas-Monitoringbericht 2013 vor
Die Bundesnetzagentur (BNetzA) hat in Bonn ihren Biogas-

Monitoringbericht für das Jahr 2013 veröffentlicht. Der dritte Be-
richt dieser Art weist für den Stichtag 31.12.2012 einen Bestand
von 108 Biomethaneinspeiseanlagen in Deutschland aus. Diese
108 Biogasanlagen bereiten das produzierte Biogas zu Biomet-
han mit Erdgasqualität auf und speisen es direkt in das Erdgas-
netz ein. Biomethan kann durch das Gasnetz nahezu an jeden Ort
mit Gasanschluss transportiert werden. 

Gleichzeitig fungiert das Erdgasnetz als riesiger Langzeitspei-
cher für den erneuerbaren Energieträger Biomethan. „So ist Bio-
methan hervorragend geeignet, über die flexible Verstromung in
Blockheizkraftwerken Systemdienstleistungen im Stromnetz zu
erbringen, beispielsweise Regelenergie. Über das Gasnetz
kommt Biomethan auch zur Erdgastankstelle und spart als er-
neuerbarer Kraftstoff im Erdgasauto Treibhausgase ein. Dies
schützt das Klima“, stellt Horst Seide, Präsident des Fachverban-
des Biogas dar. 
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Der Anteil der regenerativ erzeugten Energie im Netz des Bayernwerks
liegt bei nahezu 50 Prozent. Bis heute haben wir über 230.000 Photo-
voltaikanlagen in unser Netz integriert. Damit betreiben wir eines der
ökologischsten Netze in Deutschland.

www.bayernwerk.de

Netze für neue Energien.

Kulturpreis Bayern verliehen
Altötting. Ein spontanes Gitarren-Solo von Sigi Schwab, ein
überraschender Besuch von „Erwin Pelzig“ und der aus dem
Veitshöchheimer Frankenfasching bekannte Kabarettist und
Kopf der „Altneihauser Feierwehrkapelln“, Norbert Neugirg,
begeisterten die rund 350 Gäste bei der Verleihung des Kultur-
preises Bayern 2013 der Bayernwerk AG im Altöttinger „Kul-
tur+Kongress-Forum“. 

Neugirg würdigte als Laudator
die fünf Preisträger in der Kate-
gorie Kunst in Versform und mit
der ihm eigenen Würze. Zu den
Preisträgern zählten neben Sigi
Schwab der niederbayerische Ba-
riton Thomas E. Bauer, der Oboist
Albrecht Mayer, der Maler Rudi
Tröger und der Intendant des
Münchner Gärtnerplatzthea-
ters, Josef Ernst Köpplinger.
Einen Sonderpreis erhielt Frank-
Markus Barwasser, alias „Pelzig“. 

Zudem erhielten die besten Ab-
solventen der bayerischen Hoch-
schulen für angewandte Wissen-
schaften, der Kunsthochschulen
und die besten Doktoranden
der bayerischen Universitäten
den Kulturpreis Bayern. 

Gründungsdatum 1959

Der Kulturpreis Bayern geht auf
das Jahr 1959 zurück. Seit 2005
wird er auf bayerischer Ebene und

gemeinsam mit dem Bayerischen
Staatsministerium für Bildung und
Kultus, Wissenschaft und Kunst
verliehen. „Das vielfältige Kultur-
leben in den Regionen ist eine der
herausragenden Besonderheiten
Bayerns, die uns allen wieder zu
Gute kommt. Mit unserem Kultur-
preis Bayern zeichnen wir Men-
schen aus, die für diese kulturelle
Vielfalt stehen“, begründete der
Vorstandsvorsitzende der Bayern-
werk AG, Reimund Gotzel, das En-
gagement seines Unternehmens. 

Sonderpreisträger

Wissenschafts- und Kunststaats-
sekretär Bernd Sibler begleitete
die Preisverleihung und hielt die
Laudatio für den Sonderpreisträ-

Die glücklichen Preisträger in der Gesamtschau.

Bürgerenergiepreis Niederbayern:

Impulse für die Energiezukunft
Erstmals wurde im Rahmen einer Feierstunde bei der Regierung
von Niederbayern in Landshut der „Bürgerenergiepreis Nieder-
bayern“ verliehen. Den Wettbewerb hatte das Bayernwerk mit
Unterstützung der Regierung von Niederbayern ins Leben geru-
fen. Der Bürgerenergiepreis Niederbayern ist mit insgesamt
10.000 Euro dotiert.

Gefördert werden pfiffige und
außergewöhnliche Ideen und Maß-
nahmen, die einen Energiebezug
haben und sich mit den Themen
„Energieeffizienz“ oder „Ökolo-
gie“ befassen. Die Projekte sollen
dazu beitragen, ein Bewusstsein für
diese Themen zu schaffen. Die Pro-
jekte sollen eine Vorbildfunktion
einnehmen und einen Impuls für
die Energiezukunft setzen.

Die aus Heinz Grunwald (Regie-
rungspräsident von Niederbayern;
Energiebeauftragter), Jürgen Roith
(Vertreter des Bezirksverbands 
Niederbayern des Bayerischen Ge-
meindetags), Professor Dr. Petra
Denk (Leiterin Institut für Systemi-
sche Energieberatung GmbH, HS
Landshut), Thomas Eckl (Ge-
schäftsführer donau TV) sowie
Christoph Henzel (Regionalleiter
Ostbayern bei Bayernwerk) beste-
hende Jury wählte folgende vier
Preisträger aus: Die Grundschule
Arnbruck mit ihrem Projekt „Ener-
giewende fängt bei uns an!“, den
TC 1974 Geiselhöring e. V. für die
„energieeffiziente Sanierung der 3-
Platz-Tennishalle und des Vereins-
heims“, die Grund- und Mittelschu-
le Aitrachtal (Mengkofen) mit ih-
rem Projekt „Drei Elemente auf
dem Weg zur Energiewende“ so-
wie Anna Zimmermann und Ha-
rald Slesiona, Deggendorf, mit
ihrem Projekt „Wohngebäude
als Energiespeicher“.

Die Grundschule Arnbruck führt
ihre Schüler anhand schriftlicher
Unterrichtsmaterialien, Zeitungs-
berichten und speziellen Kinder-
seiten im Internet sowie durch
selbst durchgeführte Umfragen
und Unterrichtsgänge, beispiels-
weise zu Photovoltaik- und Bio-
gasanlagen, an ökologische The-
men heran. Als Energiedetektive
decken die Schüler Energiever-
schwendungen im Schulgebäude
auf, die dann abgestellt werden. In
einer weiteren Stufe wird die Ei-

geninitiative der Schülerinnen und
Schüler noch ausgebaut, indem
diese das Entdeckte und Gelernte
in Form von Postern darstellen
und in Referaten an Schüler nied-
rigerer Klassenstufen weitergeben.
Dieses Projekt fördert bereits in
jungen Jahren Energie- und Um-
weltbewusstsein.

Die Grund- und Mittelschule
Aitrachtal habe ein umfangreiches
Schulprojekt auf die Beine gestellt,
hieß es in einer weiteren Preisbe-
gründung. Es bestehe aus drei Ele-
menten: Im ersten Element gehe es
um die Energieeinsparung in der
Schule. Im zweiten Element gehe
es darum, Energiethemen begreif-
bar zu machen. Dafür sei eine Ener-
gieecke eingerichtet worden, in der
anhand von Modellen gezeigt wer-
de, wie die Energietechnik im
Großen funktioniere. Element 3
weite das Projekt auf die häusliche
Umgebung der Schüler aus. 

Die bauliche Sanierung von
Halle und Vereinsheim des TC
1974 Geiselhöring e.V. hat den
Heizölverbrauch halbiert. Mit ei-
ner Photovoltaikanlage werden
vor Ort 160.000 kWh Strom pro
Jahr umweltfreundlich erzeugt. In
einem nächsten Schritt wird die
Beleuchtung von gewöhnlichen
Leuchtstofflampen auf LED-
Technik umgerüstet, wodurch der
Stromverbrauch erheblich redu-
ziert wird. Die Arbeiten wurden
von vielen ehrenamtlichen Helfern
erbracht. Der TC Geiselhöring hat
Informationen zu seinem Projekt
im Internet veröffentlicht und sei-
ne Erfahrungen an zahlreiche in-
teressierte Vereine weitergegeben.

Eine Wärmepumpe im Wohn-
gebäude der Deggendorfer Anna
Zimmermann und Harald Slesiona
erzeugt die Heizwärme und kann
besonders effizient arbeiten, weil
eine optimierte, mit reinem Wasser
arbeitende Erdsonde als Wärme-
quelle verwendet wird. Spezielle

Bauteile dienen als Heizflächen
mit großer Oberfläche und be-
nötigen dazu nur eine geringe
Vorlauftemperatur. 

Die entwickelte Technik ist
mit einer großen Wärme-
speicherkapazität versehen. Die
Wärmepumpe wird so gesteuert,
dass das Angebot von regenera-
tiv erzeugtem Strom optimal ge-
nutzt wird. Durch den Einsatz
von einfachen Verfahren und
Techniken kann dieses Projekt
für viele als Vorbild dienen. DK

Neue Stromautobahn 
bringt Energiewende voran

Bayerns Wirtschafts- und Energieministerin Ilse Aigner begrüßt die
Erklärung derStromnetzbetreiberTenneTund TransnetBW, jetzt in
die konkrete Planung für die neue Stromautobahn in Gleichstrom-
technik von Schleswig-Holstein nach Süddeutschland einzusteigen. 

„Das Projekt SUED.LINK
bringt die Energiewende voran.
Die neue Leitung wird einen wei-
teren wichtigen Beitrag leisten,
Strom aus Erneuerbaren Energien
in unser Versorgungssystem zu
integrieren. Und sie ist wichtig
für die Stromversorgungssicher-
heit in Bayern nach Abschaltung
der Kernkraftwerke“, erklärt die
Ministerin. Endpunkt eines der
beiden geplanten Leitungssträn-

ge ist Grafenrheinfeld in Unter-
franken. Gleichzeitig appelliert
Aigner an die Netzbetreiber und
die für das Genehmigungsverfah-
ren zuständige Bundesnetzagen-
tur, die bayerischen Behörden, die
betroffenen bayerischen Kommu-
nen und Bürger so transparent wie
möglich über die Planungen zu in-
formieren und in den Entschei-
dungsprozess über die Trassen-
führung einzubeziehen. 

VKU und GE zur Energiewende: 

Politik braucht den Mut
zum großen Wurf

Hans-Joachim Reck, Hauptgeschäftsführer des Verbandes kom-
munaler Unternehmen (VKU), und Prof. Dr. Stephan Reimelt,
CEO von GE Energy Germany haben im Rahmen eines gemeinsa-
men Pressefrühstücks in Berlin an die Politik appelliert, den Ener-
giemarkt in Deutschland schnellstmöglich zu reformieren. 

„Wir sehen, dass der Energie-
markt nicht mehr funktioniert.
Während alte, ineffiziente Braun-
kohlekraftwerke rund um die Uhr
laufen, verdienen hocheffziente
Kraftwerke kein Geld mehr. Das
ist Energiewende paradox und
zeigt, dass sich die neue Bundesre-
gierung dringend um die politi-
sche Ausrichtung der Energiewen-
de kümmern muss. Viele unserer
Mitglieder haben Projekte zum
Neubau von Kraftwerken wegen
der unsicheren politischen Rah-
menbedingungen auf Eis gelegt“,
so Reck. 

87 Prozent der deutschen Stadt-
werke gaben in einer im Septem-
ber 2013 durchgeführten Befra-
gung an, dass für sie die Bedin-
gungen für den Neubau von Kraft-
werken nicht mehr ausreichend
sind. 

„Die Energiewende steht an ei-
nem Wendepunkt und die Zeit
drängt“ sagt Reimelt. „Beim Aus-
bau der Erneuerbaren sind zwar
große Fortschritte erzielt worden,
doch es wachsen zunehmend
Zweifel hinsichtlich Investitionssi-
cherheit und Verhältnismäßigkeit,
Akzeptanz und Versorgungssi-
cherheit. Das eigentliche Ziel der

Dekarbonisierung, bei marktwirt-
schaftlich sinnvoller Verzahnung
von erneuerbaren und konventio-
nellen Energien, ist aus dem Blick
geraten. Die Nichtinbetriebnahme
modernster Gaskraftwerke in die-
sem Jahr ist nur ein eindrucksvol-
ler Beleg dafür. Für die neue Re-
gierungskoalition besteht daher
dringender Handlungsbedarf, die
Energiewende wieder auf Erfolgs-
kurs zu bringen.“ 

Appell an die neue 
Bundesregierung

VKU und GE appellieren daher
an die neue Bundesregierung, die
Probleme schnellstmöglich anzu-
gehen. Dabei muss folgendes im
Vordergrund stehen: 

Die Reform des Erneuerbaren-
Energien-Gesetzes (EEG) hin zu
mehr wettbewerblichen Anteilen
mit dem Ziel von mehr Kostenef-
fizienz,

die Einführung eines Marktes
für gesicherte und hocheffizient
produzierte elektrische Leistung,
die insbesondere dann benötigt
wird, wenn der Bedarf hoch und
der produzierte Strom durch die
erneuerbaren Energieträger gering
ist,

die Stärkung der Kraft-Wärme-
Kopplung als hocheffiziente Er-
zeugungstechnologie,

die Förderung der Entstehung
von leistungsfähigen Märkten für
Energiespeicher und die Ein-
führung von intelligenten Netz-
technologien („Smart Grids“),

die Stärkung des europäischen
Emissionszertifikatehandels mit
dem Ziel, die Verschmutzung der
Atmosphäre wieder angemessen
zu bepreisen und gleichzeitig ent-
sprechende Impulse für neue, hoch-
effziente Kraftwerke zu setzen. 

Reck: „Es sind genügend Bran-
chen-Vorschläge für den Transfor-
mationsprozess auf dem Tisch. Es
ist endlich an der Zeit, zu handeln!
Dabei stehen wir der Politik kon-
struktiv zur Seite.“

ger des Wissenschafts- und Kunst-
ministeriums, Frank-Markus Bar-
wasser. „Vor zwanzig Jahren stand
Barwasser erstmals als Erwin Pel-
zig mit charakteristischem Kord-
hut und fränkischem Dialekt auf
der Bühne. Seitdem kommentiert
Pelzig das Leben und das politi-
sche Geschehen oft vermeintlich
harmlos, in Wirklichkeit aber lis-
tig und hintergründig“, würdigte
Sibler den aus Unterfranken stam-
menden Kabarettisten. Zur Begei-
sterung der Gäste und Preisträger
hatte Barwasser auch Erwin Pelzig
„im Gepäck“, der den Abend mit
einer kabarettistischen Einlage ab-
schloss.
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VKU/Landesgruppe Bayern:

Stromnetze der Stadtwerke
sind Basis der Energiewende

In immer mehr Stunden quillt das Landauer Stromnetz über vor
Elektrizität. Wo früher der Strom von außen kam, können die
großen Mengen lokal produzierten, regenerativen Stroms nicht
mehr vor Ort verbraucht werden. Sie müssen in das vorgelagerte
Netz abtransportiert oderauch lokal sinnvoll gesteuert werden. Wie
das gelingen kann, diskutierte der Vorstand der Landesgruppe
Bayern im Verband kommunaler Unternehmen (VKU) in Landau.

Bedeutet die große Menge er-
neuerbaren Stroms nicht den Er-
folg in der Energiewende? „Be-
dingt“, sagt Josef Brunner, 1. Bür-
germeister der Stadt Landau und
Vorsitzender des Werkausschusses
der Stadtwerke Landau. „Wir freu-
en uns mit unseren Bürgern über 

die Wertschöpfung vor Ort, sind
aber auch sehr gefordert, das Ener-
giesystem sicher am Laufen zu
halten. Das wird leider zu oftnicht
gesehen. Damit es möglich ist,
diesen Strom anderenorts zu ver-
brauchen, mussten wir in den letz-
ten Jahren zusätzliche Investi-
tionen von rund 1,8 Mio. Euro in
das Stromnetz tätigen.“

Fokus auf Netzstabilität

Inzwischen ist bei zu viel
Stromproduktion das nationale
Stromnetz immer häufiger über-
lastet. Die Übertragungsnetzbe-
treiber können die Netzstabilität
nicht mehr wie in der Vergangen-
heit allein auf den oberen Netzebe-

nen regeln. Sie fordern daher im-
mer öfter Verteilnetzbetreiber auf,
regenerative Erzeugung zu steu-
ern. „Daher zeichnet sich auch mit
unseren schon getätigten Investi-
tionen ab,“, so Alois Wanninger,
Werkleiter der Stadtwerke Lan-
dau, „dass wir Stromerzeuger
wohl künftig auch aktiv regeln
werden müssen, wenn die Nach-
frage nicht gegeben ist. Dies war
bei benachbarten Netzbetreibern
diesen Sommer mehrfach der Fall.
Oder wir bekommen endlich die
Spielräume, Lösungen im Netz
und auch mit den Verbrauchern
vor Ort zu refinanzieren.“

Zentrale Forderungen

Laut Götz Ulrich Luttenberger,
Vorsitzender der VKU-Landes-
gruppe Bayern, bedeutet dies:
„Unsere Unternehmen müssen
endlich sinnvolle Lösungen
gemäß des neuesten technischen
Stands in die Netzinfrastruktur
umsetzen dürfen und nicht bis zu

sieben Jahre darauf warten müs-
sen, dass ihre Investitionskosten
zurückfließen.“ Diese Verzöge-
rung ist in der derzeit gültigen Re-
gulierung der Verteilnetzbetreiber
unterhalb der 110-kV-Ebene ange-
legt. Daher sind für die Refinan-
zierbarkeit der Kosten der Stadt-
und Gemeindewerke die Anerken-
nung von Investitionsmaßnahmen
unterhalb der 110-kV-Ebene und
die Aufhebung des Zeitverzugs
zwei zentrale Forderungen des
VKU zur Überarbeitung der Netz-
regulierung. „Die Regulierung
passt mit den politischen Vor-
stellungen zum Umbau der Strom-
versorgung nicht überein“, stellt
Luttenberger fest.

Regulierung der Verteilnetze

Luttenberger weiter: „Wir sind
daher darauf angewiesen, dass die
Politik die Regulierung der Ver-
teilnetze nun schnell und wir-
kungsvoll ergänzt. Wir wollen die
Wertschöpfung vor Ort mit erneu-
erbaren Energien und mit den en-
gagierten Bürgern weiter stärken,
allerdings ohne die Versorgungssi-
cherheit zu riskieren und die Ko-
sten zu treiben.“

Die Stadtwerke Landau haben
in den vergangenen Jahren so vie-
le Anlagen erneuerbarer Energien
angeschlossen, dass ihr Umsatz
mit den eigenen Kunden heute
niedriger ist als die durch sie aus-
zuzahlende Vergütung an die Be-
treiber von Biogas-, Photovoltaik-
und Wasserkraftanlagen. Sie lei-
sten dabei eine nicht zu gering zu
schätzende rein administrativeAr-
beit, damit jeder Anlagenbetreiber
seine Vergütung nach dem EEG
erhält. Zusätzlich lösen sie aber

auch die enorme technische und fi-
nanzielle Herausforderung in den
Stromnetzen der Stadtwerke. So
leistet die Werkleitung mit ihrem
Team nicht zuletzt Pionierarbeit
bei der Bundesnetzagentur, um die
Investitionen des Netzumbaus
überhaupt bewältigen zu können.

Künftig wird auch die Steue-
rung des Verbrauchs wichtiger
werden. In den Landesgruppen
Bayern des VKU und des Deut-
schen Vereins des Gas- und Was-
serfaches (DVGW) wird daher
derzeit geprüft, wie auch der
Stromverbrauch in der Wasserver-
sorgung zur Steuerung mit genutzt
werden kann. 

Die Energiewende lebt

„Wir wissen es sehr zu schätzen,
wie engagiert unsere Stadtwerker
ihren Aufgaben einer sicheren Ver-
sorgung nachkommen und zu-
gleich den Ausbau der regenerati-
ven Energien in Landau und Um-
gebung unterstützen“, stärkte Bür-
germeister Brunner seinem Unter-
nehmen den Rücken. „Bei uns lebt
die Energiewende. Daher freuen
wir uns auch Gastgeber zu sein 
für den VKU-Landesgruppenvor-
stand Bayern.“

Wasserversorgung

Dessen Agenda behandelt über
die Netzfragen hinaus unter an-
derem auch die Ausgestaltung
des künftigen Energiemarktes,
die Umsetzung der europäi-
schen Energieeffizienzricht-
linie und die erreichte Abkehr
der Europäischen Kommission,
die Wasserversorgung in die
Dienstleistungskonzessions-
richtlinie einzubeziehen. Hier
hatten der VKU und seine
Landesgruppe Bayern sich im
Bayerischen Innenministerium
und gegenüber der Europäi-
schen Kommission erfolgreich
stark gemacht, die Wasserver-
sorgung durch die Kommunen
nicht in Frage zu stellen.

Bayernwerk Natur GmbH:

Ausweitung erfolgreicher
Partnerschaften 

KWK-Anlage im Crana Mare in Kronach 
in Betrieb genommen

Die Stadtwerke Kronach setzen weiter auf Energieeffizienz
und haben die Bayernwerk Natur GmbH mit der Errichtung
einer Kraft-Wärme-Kopplungsanlage (KWK) mit einem Inve-
stitionsvolumen von rund 120.000 Euro für das Erlebnisbad
Crana Mare beauftragt.

Die bestehende Heizungsan-
lage für das Crana Mare, zwei
Erdgas-Heizkessel mit einer
Leistung von insgesamt 952 Ki-
lowatt, wurde ebenfalls von der
Bayernwerk Natur bzw. deren
Rechtsvorgängerin E.ON Bay-
ern Wärme GmbH errichtet und
wird als Wärme-Contracting-
Anlage betrieben. Die Bayern-
werk Natur GmbH ist damit zu-
ständig für die Gasbeschaffung
sowie für den Betrieb, den Un-
terhalt und die Wartung der An-
lage. Zudem liefert sie die ge-
samte Wärmeenergie für das
Crana Mare an die Stadtwerke
Kronach.

Die neue KWK-Anlage wur-
de in das bestehende Heizsy-
stem des Crana Mare integriert
und ging im April 2013 in Be-
trieb. Die komplette Anlage
wurde von der Bayernwerk Na-
tur geplant und projektiert. Das
hocheffiziente Blockheizkraft-
werk nach dem neuesten Stand
der Technik erzeugt 630 Mega-
wattstunden Wärme jährlich
und daneben rund 350 Mega-
wattstunden Strom, die zu rund
95 % im Crana Mare verbraucht
werden. Die restlichen fünf Pro-
zent werden in das öffentliche
Netz eingespeist. 

Erdgasmotor als Herzstück

Äußerst positiv ist die Um-
weltbilanz der neuen Anlage:
Die Rauchgase werden durch
einen Dreiwege-Katalysator
gereinigt und unterschreiten die
geforderten Emissionswerte.
Das nach dem Prinzip der
Kraft-Wärme-Kopplung arbei-
tende Herzstück der Anlage, ein
hocheffizienter Erdgasmotor,
gekoppelt mit einem Stromge-
nerator und einem Wärmetau-
scher, erreicht einen Gesamtnut-
zungsgrad – dies ist das Verhält-
nis der nutzbaren zur eingesetz-
ten Energie – von über 90 Pro-
zent. Somit wird deutlich weni-
ger Energie benötigt, als bei ge-
trennter Erzeugung von Heiz-
wärme und des elektrischen
Stroms nötig wäre. Durch diese
Technik vermeiden die Stadt-
werke Kronach zudem den Aus-
stoß von circa 139 Tonnen CO2
im Jahr.

Hohe Laufzeit

Die optimale Auslegung und
Dimensionierung der Anlage
mit einer möglichst hohen Lauf-
zeit und Verfügbarkeit war
Maßgabe für dieses Projekt. Die
gesamte technische Realisie-
rung konnte ohne Unterbre-
chung und Störung des Badebe-
triebes durchgeführt werden.

„Diese moderne und hochgra-
dig wirtschaftlich arbeitende
Anlage ist ein weiterer wesent-
licher Beitrag zur Energiewen-
de in Kronach“, freuen sich
Bürgermeister Wolfgang Beier-
größlein, Stadtwerkeleiter Peter
Maaß und der Geschäftsführer
der Bayernwerk Natur GmbH,
Werner Dehmel.

Bürgermeister Beiergrößlein
betont, dass die eingesetzte
Kraft-Wärme-Koppelungsanla-
ge wegweisend sei und neben
wirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten auch Umwelt- und Klima-
aspekte in vorbildlicher Weise
berücksichtige. Er hob auch die
gute Zusammenarbeit mit der
Bayernwerk Natur hervor. Die
Stadt Kronach erstellt derzeit ei-

nen Energienutzungsplan, in
dessen Rahmen die Möglichkeit
der Realisierung weiterer inno-
vativer Projekte ausgelotet
wird. Bis Ende 2013 sollen die
Ergebnisse vorliegen.

Zufrieden ist das Stadtober-
haupt auch mit der langjährigen
und vertrauensvollen Zusam-
menarbeit zwischen der Stadt
Kronach und der Bayernwerk
AG. Diese wird durch Ab-
schluss eines neuen Konzessi-
onsvertrags für die Versorgung
mit Gas bis 2022 fortgesetzt. Im
Zuge der nahezu 45-jährigen
Partnerschaft im Gasbereich hat
der Energiedienstleister in Kro-
nach ein rund 88 Kilometer lan-
ges Gasnetz mit rund 1.840
Hausanschlüssen, 2.520 Gas-
druckreglern und 37 Gasstatio-
nen errichtet.

Zuverlässiger Service

Ludwig Schiebler, Mitglied
der Geschäftsleitung der Bay-
ernwerk AG, sicherte der Stadt
Kronach weiterhin den zuver-
lässigen Service seines Unter-
nehmens zu: „Unsere Teams
sind umgehend einsatzbereit
und kümmern sich im Falle ei-
ner Störung rund um die Uhr
um eine schnelle Behebung.
Unsere Mitarbeiter kommen aus
der Region und leben dort und
kennen sich dadurch mit den
örtlichen Gegebenheiten be-
stens aus.“ 

Allein in Franken beschäftigt
Bayernwerk rund 720 Frauen
und Männer, 35 davon kommen
aus dem Landkreis Kronach.
Seit vielen Jahren hat Bayern-
werk auch eine Anlaufstelle in
der Industriestraße 15. Dort
kümmern sich 14 Service-Mon-
teure und ein technischer Sach-
bearbeiter, die durch die lange
Kooperation das Netz intensiv
kennen, zuverlässig um eine si-
chere Strom- und Gasversorgung
in der Stadt und der Region. 

Die Bayernwerk Natur
GmbH ist eine 100-prozentige
Tochtergesellschaft der Bayern-
werk AG (vormals E.ON Bay-
ern AG) und auf das Errichten
und Betreiben von Anlagen zur
Wärmeerzeugung und -vertei-
lung spezialisiert. Sie betreibt
über 100 dezentrale energieeffi-
ziente und regenerative Kraft-
werksanlagen wie Fernwärme-
versorgungen, Biomasseheiz-
werke, Biogas- und Bio-Erdgas-
anlagen, Blockheizkraftwerke,
Wärmepumpenanlagen sowie
Pelletheizungen bis hin zu Gas-
und Dampfturbinen-Heizkraft-
werken und realisiert derzeit meh-
rere Geothermieprojekte.

Erfolgreiche Energiewende:

Nur mit 
Tiefengeothermie möglich 
Die Tiefengeothermie trägt aktiv zur erneuerbaren Stromer-
zeugung bei, damit die Systemumstellung von fossilen zu er-
neuerbaren Energien gelingt. Der momentan bei den Verhand-
lungen zur großen Koalition angedachte radikale Umbau des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) kann für die erfolgrei-
che Entwicklung der Tiefengeothermie in Deutschland das Aus
bedeuten. 

Mit Sorge blickt das Wirt-
schaftsforum Geothermie e.V.
(WFG) auf die Verhandlungen
in der Arbeitsgruppe Energie,
welche die große Koalition vorbe-
reiten soll. Der von einigen Mit-
gliedern der AG Energie befür-
wortete Vorschlag, das Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG) radikal
umzubauen, oder gar eine Ein-
heitsvergütung für erneuerbar er-
zeugten Strom einzuführen, be-
deutet das Aus für die Stromerzeu-
gung aus Tiefengeothermie und
anderen Erneuerbaren Energie-
quellen in Deutschland. 

Newcomer

„Die Tiefengeothermie ist der
Newcomer unter den Erneuerba-
ren Energien. Sie hat aufgrund ih-
rer geologischen, physikalischen
und hydraulischen Komplexität
derzeit noch einen anderen Ent-
wicklungsstand, als Massentech-
nologien wie Photovoltaik oder
Windkraft. Diese werden bereits
seit Jahrzehnten erforscht und
flächendeckend im Praxisbetrieb
eingesetzt. Der Tiefengeothermie
muss man ebenfalls diesen Ent-
wicklungspfad zugestehen“, sagt
Dr. Erwin Knapek, Vorsitzender
des WFGs. Für ihn ist Tiefengeo-
thermie die ideale Ergänzung zu
volatilen Energie-Quellen wie
Wind und Solar. „Tiefengeother-
mie als flexible, grundlastfähige
Energieform muss im deutschen
Energie-Mix eine entscheidende
Rolle spielen, da sie rund um die
Uhr Versorgungssicherheit garan-
tiert“, erläutert Dr. Knapek. 

Technische Erfolge

Die Tiefengeothermie ist seit
wenigen Jahren am deutschen
Energiemarkt aktiv. Sie weist
jedoch bereits bedeutende tech-
nische und wirtschaftliche Er-
folge auf, wie das WFG als Ver-

band der Tiefengeothermie-Un-
ternehmen in einem aktuel-
len Schreiben an die Arbeits-
gruppe Energie zur Vorberei-
tung der großen Koalition deut-
lich macht: 

Tiefengeothermie steigert 
die Wirtschaftskraft: Mit For-
schungsinvestitionen von insge-
samt etwa 116 Millionen Euro
hat die Branche in weniger als
zehn Jahren bereits 930 Millio-
nen Euro Investitionen getätigt.
1 Euro Forschungsgeld löst
rund 9 Euro privatwirtschaftli-
che Investitionen in den Berei-
chen Energie, Anlagen-/Ma-
schinenbau und Dienstleistun-
gen aus. 

Tiefengeothermie-Strom
wird immer günstiger: Seit dem
Beginn der systematisch betrie-
benen Tiefengeothermie-For-
schung im Jahr 2004 hat die
Branche den Erzeugungspreis
für Strom, die so genannten
Stromgestehungskosten, von
über 50 Cent pro Kilowattstun-
de auf momentan etwa 20 bis 25
Cent gesenkt. Weitere Kosten-
senkungen sind kurzfristig zu
erzielen. 

Tiefengeothermie ist ko-
steneffizient und planbar: Im
Jahr 2012 erhielt die Branche
5,5 Millionen Euro EEG-Umla-
ge. Das sind 0,04 Prozent der
gesamten EEG-Ausschüttun-
gen. Bei Projekt-Vorlaufzeiten
von drei bis sieben Jahren er-
folgt der Strom-Ausbau somit
absolut plan- und kalkulierbar.
Eine Kostenexplosion ist somit
nicht denkbar. 

Tiefengeothermie ist zuver-
lässig: Mit 8.000 Betriebsstun-
den im Jahr sind die regulierba-
ren und grundlastfähigen Anla-
gen die ideale Ergänzung für
volatile Energiequellen wie
Wind und Sonne. 

Tiefengeothermie ist klima-
neutral: Strom, Wärme und Käl-

te werden CO2-frei erzeugt. 
Tiefengeothermie ist uner-

schöpflich: Da das Potenzial der
tiefengeothermischen Energie
in Deutschland mit 300.000
Terawatt-Stunden den Jahres-
Strombedarf um das 600-fache
übersteigt, ist es absolut ziel-
führend, Tiefengeothermie als
regenerative und nach mensch-
lichem Ermessen unerschöpfli-
che Energie-Quelle in Deutsch-
land zu nutzen. 

Ein Verzicht auf die Nut-
zung der tiefen Erdwärme in
Deutschland bedeutet, auf eine
Zukunftstechnologie mit welt-
weit nutzbarem Potenzial zu
verzichten: 

Verzicht auf Investitionen:
Momentan liegen allein in
Oberbayern Projekte im Wert
von knapp einer Milliarde Euro
auf Eis. Die Investoren aus
Deutschland und dem Ausland
erwarten ein klares Bekenntnis
der Politik zur Energiewende
und zum Erneuerbare-Energien-
Gesetz, das für die Förderung
innovativer Technologien ge-
schaffen wurde. 

Verzicht auf Grund- und Re-
gellast-Strom: Bei optimalen
Rahmenbedingungen kann die
Branche mittelfristig etwa 10
Prozent des deutschen Strombe-
darfs abdecken. 

Verzicht auf Kostensparef-
fekte beim Stromtrassen-Aus-
bau: Tiefengeothermie ist eine
faire und regionale Energie:
Strom, Wärme und Kälte wer-
den dort erzeugt, wo sie ge-
braucht werden – schwerpunkt-
mäßig im Süden Deutschlands,
in der Nähe großer Stromabneh-
mer. 

Verzicht auf Erfolge bei der
Erneuerbaren Wärme-Wende:
Tiefengeothermische Anlagen
versorgen bereits heute zehntau-
sende Bürger und Unternehmen
mit Fernwärme, so etwa in Mün-
chen, Neustadt-Glewe, Waren 
oder Simbach – zum Teil schon
seit zwei Jahrzehnten. 

Verzicht auf Erfolge beim
Klimaschutz: Die CO2-freie
Tiefengeothermie unterstützt
die Klimaschutzziele Deutsch-
lands. Bis 2020 werden mit Erd-
und Umweltwärme 11 Millio-
nen Tonnen CO2 eingespart. 

Verzicht auf Arbeitsplätze: In
der Erd- und Umweltwärme-
Branche werden 2020 etwa
25.000 Beschäftigte arbeiten,
meist bei hochinnovativen Mit-
telständlern. Eine Abwanderung
dieser Spezialisten ins Ausland
droht. 

Verzicht auf Export-Erlöse:
Die Aktivitäten deutscher Un-
ternehmen in Asien, Afrika,
Süd- und Nordamerika bewei-
sen das weltweite Interesse an
deutschem Tiefengeothermie-
Know-how. 

Das Wirtschaftsforum
Geothermie e. V.

Die in der Tiefengeothermie
führenden rund 50 deutschen
und Schweizer Unternehmen
finden sich seit dem Jahr 2006
unter dem Dach des Wirtschafts-
forums Geothermie (WFG) zu-
sammen. Der Verband ist Basis
und Schnittstelle für den inter-
disziplinären Erfahrungsaus-
tausch seiner Mitglieder. Inge-
nieure, Finanziers, Planer und
Geologen bündeln hier ihr Ex-
pertenwissen. Zudem sind alle
aktiven deutschen Strom- und
die meisten Wärmeprojekte im
WFG vertreten. Das WFG hat
sich daher über die gesamte
Bandbreite der Branche hinweg
als kompetenter Ansprechpart-
ner gegenüber der Politik posi-
tioniert. 

Vorsitzender des WFG ist Dr.
Erwin Knapek (Vizepräsident
Bundesverband Erneuerbare
Energie e.V.), seine Stellver-
treter sind Dr. Peter Seibt 
(Geothermie Neubrandenburg
GmbH) und Dr. Thomas Kölbel
(EnBW Energie Baden-Würt-
temberg AG).

Projektsteckbrief
1 Aggregat mit einer ther-

mischen Leistung von 90 kW
und einer elektrischen Lei-
stung von 50 kW

Geplante Stromerzeugung:
ca. 350 MWh pro Jahr

Geplante Wärmeerzeu-
gung: ca. 630 MWh pro Jahr

Wirkungsgrad elektrisch:
33,2 %

Wirkungsgrad thermisch:
59,8 %

CO2-Vermeidung: 139
Tonnen jährlich gegenüber
konventioneller Erzeugung

Die Vertragslaufzeit des
gemeinsamen Projektes be-
trägt zunächst 15 Jahre.
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„ Von unseren Ideen
profi tieren später alle.“
LEW erprobt im Pilotprojekt „Smart Operator“ 
intelligente Stromnetze

In Wertachau bauen die Lechwerke im Rahmen des Pilotprojekts „Smart 

Operator“ das Stromnetz der Zukunft. Es hält Stromerzeugung und 

-verbrauch selbstständig im Gleichgewicht. Mitarbeiter wie Stefan Meyer 

von LEW Verteilnetz (LVN) installieren dafür intelligente Stromzähler in 

über 100 Haushalten.

GEHT
WERTACHAU

Wasserkraft in Bayern:

Die Politik ist am Zug 
GZ-Interview mit RMD-Vorstand Dr. Albrecht Schleich

Der Wasserkraftnutzung kommt für die Volkswirtschaft eine zen-
trale Bedeutung zu. Sie erfüllt bestmöglich die energiepolitischen
Zielsetzungen einer sicheren, nachhaltigen und qualitativ hoch-
wertigen Energieversorgung auf Grundlage erneuerbarer Ener-
gien. Über aktuelle Entwicklungen in Bayern zum Ausbau der
Stromerzeugung aus Wasserkraft informierte Dr. Albrecht
Schleich, Vorstand der Rhein-Main-Donau AG, im Gespräch mit
GZ-Chefredakteurin Anne-Marie von Hassel. 

GZ: Wasserkraft galt über
Jahrzehnte als wichtigstes Ka-
pital Bayerns für den Aufbau
einer umweltschonenden, von
Brennstoffimporten unabhän-
gigen Stromversorgung und
damit als Motor der wirtschaft-
lichen Entwicklung. Wird sich
dies angesichts des hoch sub-
ventionierten Ausbaus von
Sonnen- und Windkraftwerken
künftig ändern?

Schleich: Die Zukunft der Was-
serkraft sehe ich sehr positiv, weil
sie unschätzbare Vorteile auf-
weist. Im Gegensatz zu den vola-
tilen Energieträgern Sonne und
Wind ist die Wasserkraft Tag und
Nacht verfügbar und zudem spei-
cherbar. Dies möchte man im en-
ergiepolitischen Gesamtkonzept
nicht missen.

GZ: Die bayerische Wasser-
kraft sieht sich also als wichti-
ger Stützpfeiler für eine erfolg-
reiche Energiewende. Wie soll
der Beitrag der Rhein-Main-
Donau AG hierzu aussehen? 

Schleich: Die RMD AG, 1921
gegründet, ist ein bayerisches
Traditionsunternehmen. An Main,
Donau und Lech hat sie sukzessive
Kraftwerksketten gebaut. Mit der
Stromerzeugung in unseren Was-
serkraftwerken können wir in er-
heblichem Maße zur erfolgreichen
Umsetzung der Energiewende bei-
tragen. Hier sehen wir uns in der
Pflicht. Gemeinsam mit der Politik
wollen wir versuchen, die Energie-
wende zu befördern.

GZ: Die Staatsregierung hat
ja nun die Bevölkerung als Koa-
litionspartner. Wie ist die Stim-
mung beim Bürger? Gibt es
neue Umfragewerte?

Schleich: Für uns als Wirt-
schaftsunternehmen ist es wich-
tig, bei der bayerischen Bevölke-
rung eine positive Einstellung zur
Wasserkraft und zu deren Rolle
bei der Umsetzung der Energie-
wende vorzufinden. Aus der dies-
jährigen Umfrage der Industrie-
gewerkschaft Bergbau, Chemie
und Energie ergibt sich ganz klar,
dass auch die Bürger im Freistaat
stark auf Wasserkraft setzen. Sie
wird von mehr als drei Viertel als
der beliebteste, interessanteste
und auch wertvollste erneuerbare
Energieträger für die Energie-
wende betrachtet. Wenn es uns
gelingt, bei unseren Ausbaupro-
jekten die Menschen mit einzube-
ziehen, und wir in einem kon-
struktiven, intensiven Dialog für
ausreichende Informationen sor-
gen können, sehe ich keinerlei
Akzeptanzproblem. Insofern bin
ich hier guten Mutes. 

GZ: Apropos qualifizierte In-
formation: Könnte nicht auch
die Politik noch stärker in die-
sen Dialog involviert werden?

Wie ist es um deren Bring-
schuld bestellt? 

Schleich: Wenn laut bayeri-
schem Energieprogramm die
Wasserkraftstromerzeugung bis
zum Jahr 2020 um 15 Prozent ge-
steigert werden soll, braucht 
es einerseits Unternehmen, die 
bereit sind, in Ausbauprojekte
zu investieren, und andererseits

Rückenwind von Seiten der Poli-
tik, wenn es um die Umsetzung
geht. Die Politik muss dafür Sor-
ge tragen, dass den Gesichts-
punkten Klimaschutz und Ener-
giewende im Rahmen von Geneh-
migungsverfahren in angemesse-
ner Weise Rechnung getragen
wird. Darüber hinaus sollte mei-
nes Erachtens das Thema Ener-
gie allgemein noch sehr viel in-
tensiver Eingang in das schuli-
sche Bildungsprogramm finden.
Die Energiewirtschaft ist jeden-
falls bereit, diese Bildungsaufga-
be anhand von Informationen, die
Lehrern zur Verfügung gestellt
werden, erfüllen zu helfen.

GZ: Wie wird sich Ihrer Mei-
nung nach die Energieproduk-
tion im Freistaat mittelfristig
aufteilen? Wird sich die Was-
serkraft trotz der Tatsache,
dass Windkraft- und Solaran-
lagen wie Pilze aus dem Boden
schießen, behaupten können?

Schleich: Die Wasserkraft wird
nicht den einzigen Schlüssel zur
Lösung des Problems liefern kön-
nen. Aufgrund ihrer bereits er-
wähnten ständigen Verfügbarkeit
und unter Anwendung bestimmter
Techniken, z. B. der Pumpspei-
cherkraftwerkstechnik, kann sie
aber sicherlich in entscheiden-
dem Maße zur Stabilisierung der
Netze beitragen. 

GZ: Gibt es denn Ideen für
neue Pumpspeicherkraftwerke
mit RMD-Beteiligung?

Schleich: Natürlich gibt es
Überlegungen. Allerdings können
wir diese nur dann angehen, ge-
schweige denn realisieren, wenn
auch die Wirtschaftlichkeit für
solche Anlagen gegeben ist. Mo-
mentan sind die politischen Rah-
menbedingungen derart unklar,
dass ein Unternehmen jetzt unge-
heure Schwierigkeiten hätte, ein
neues Kraftwerksprojekt umzu-
setzen. Aufgrund des Erneuerba-
ren-Energien-Gesetzes und des
massenhaften Zubaus von Wind-
und Sonnenkraftwerken ist an der
Börse ein Strompreis-Tiefstpunkt
erreicht worden, der unter wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten
schon den Betrieb der laufenden
Anlagen, erst recht aber den Neu-
bau von Anlagen in Frage stellt.
Es wird daher entscheidend dar-
auf ankommen, welche Schritte
die Politik nun nach der Bundes-
tagswahl in die Wege leitet, um

den aus den Fugen geratenen Er-
zeugungsmarkt wieder zu einem
echten Markt zu machen. Es geht
darum, für ein Preisniveau zu
sorgen, das Investitionen in
Kraftwerke tatsächlich wieder
wirtschaftlich werden lässt.

GZ: Welches Ausbaupotenzi-
al haben Wasserkraftwerke in
Bayern überhaupt?

Schleich: Bei den Überlegun-
gen zu einem konkreten Wasser-
ausbauprojekt sind letztlich fol-
gende Gesichtspunkte ausschlag-
gebend: Technische Möglichkei-
ten, Wirtschaftlichkeit und ökolo-
gische Realisierbarkeit. Eine ent-
sprechende Studie, die die RMD
AG vor ein paar Jahren gemein-
sam mit ihren Partnerunterneh-
men BEW und E.ON Wasserkraft
erstellt hat, zeigt, dass ein Aus-
baupotenzial von etwa 10 Prozent
realistisch ist. Wenn wir also von
einer Erzeugungsleistung von
derzeit rund 12 Mrd. kWh Strom
im Jahr ausgehen, so bedeutet
dies eine mögliche zusätzliche
Leistung von 1,2 Mrd. kWh. Die-
ses Potenzial wird aber nur dann
zu erreichen sein, wenn wir Was-
serkraftwerke nicht nur moderni-
sieren und ausbauen, sondern
auch neu bauen. Ohne Neubau-
ten, die rund ein Drittel des er-
rechneten Potenzials betragen,
werden wir nicht zu den erhofften
zusätzlichen 1,2 Mrd. kWh Was-
serkraftstrom kommen. Neubau-
ten sollten also tunlichst nicht von
vornherein als ungangbarer Weg
ausgeschlossen werden.

GZ: Bestünde für die RMD
die Möglichkeit, Kommunen
beim Ausbau von Kleinwasser-
kraftanlagen Hilfestellung zu
bieten?

Schleich: Die RMD hat tradi-
tionell ein Konzessionsrecht an
den großen Flüssen Donau, Main
und Lech. Mit Kleinwasserkraft-
werken hat sie daher weniger zu
tun. Dies obliegt ihrer Tochter-
gesellschaft, der RMD Consult
GmbH, die als Ingenieurbüro im
Bereich Wasserbau und Wasser-
kraft fungiert und international als
Projekteur auch von Kleinwasser-
kraftanlagen im Einsatz ist. 

GZ: Gegner der Wasserkraft
stellen regelmäßig die These
auf, dass diese der Ökologie
großen Schaden zufügt. Wie ist
dieses Argument zu gewichten? 

Schleich: Keine Form der
Stromerzeugung ist frei von Ne-
benwirkungen. Dies gilt sowohl
für die konventionellen, als auch
die erneuerbaren Energien.
Natürlich verzeichnet leider auch
die Wasserkraftstromerzeugung
bestimmte negative Begleiteffekte
– ich denke hier etwa an die Be-
einträchtigung der Durchgängig-
keit von Flüssen und Bächen
durch Querbauwerke. Diesem
Thema widmen wir uns aber mit
großem Engagement, indem wir
versuchen, über Fischtreppen,
Umgehungsgewässer und weitere
ökologische Optimierungsmaß-
nahmen diese Beeinträchtigun-
gen zu minimieren. 

GZ: Wenn das Fischthema
aufgrund diverser Maßnah-
men nicht mehr greift, bringen
die Angler den angeblichen Kli-
makiller Methan ins Spiel. Ist
dieses Argument überhaupt als
seriös zu bezeichnen?

Schleich: Das Methanthema
halte ich auch aufgrund seriöser
Untersuchungen für keinen wirk-
lich ernstzunehmenden Einwand
gegen die Wasserkraftstromer-
zeugung. Es handelt sich hier
hauptsächlich um ein Problem
bei stehenden Gewässern und
nicht an Flüssen. An der einen
oder anderen Stauhaltung mag es
in äußerst geringem Maße Met-
hanaustritt geben; doch sind die
dabei frei werdenden Mengen
derart verschwindend gering,

dass sie im Vergleich zu dem, was
natürliche Seen, Sumpflandschaf-
ten, Auenlandschaften oder gar
Rinderherden emittieren,dass sie
überhaupt nicht ins Gewicht fal-
len. Bei der Wasserkraft reden
wir von Größenordnungen, die
einen winzigen Bruchteil im Ver-
gleich zu den Methan-Emissionen
von Nutztieren, wie Kühen, aus-
machen. Beispielsweise setzen
schon 1.000 Kühe rund 75 Ton-
nen Methan im Jahr über ihren
Verdauungstrakt frei – und wir
haben allein in Bayern derzeit et-
wa 3,3 Millionen Kühe.

GZ: An verschiedenen Stel-
len in Bayern – siehe Iller und
Salzach – müssten dringend je-
ne flussbaulichen Maßnahmen
zum Schutz der damaligen Be-
völkerung aufgefangen wer-
den, die vor hunderten Jahren
begangen wurden. Könnten
Strombezieher nicht an der Fi-
nanzierung von Reparaturen
beteiligt werden? Wie stehen
hier die Chancen?

Schleich: Gerade im Tittmo-
ninger und Freilassinger Becken
der Salzach gibt es interessante

Wasserkraft als wichtiger Stützpfeiler für eine erfolgreiche Energiewende: GZ-Chefredakteurin
Anne-Marie von Hassel im Dialog mit RMD-Vorstand Dr. Albrecht Schleich.

Überlegungen. Der österreichi-
sche VERBUND als Wasserkraft-
werksbetreiber prüft derzeit, ob
und inwieweit es möglich ist, die
Flusssanierung mit einer beson-
ders ökologischen Form der Was-
serkraftnutzung unter Anwen-
dung neuer Techniken zu verbin-
den. Vonseiten der Kommunal-
wie auch der Landespolitik gibt
es diesbezüglich viel Akzeptanz,
leider aber auch gehörigen Wi-
derstand seitens der Naturschutz-
verbände in Österreich und Bay-
ern. Aber das ist nicht nur an der
Salzach so. Das ist ein ganz
grundsätzliches Problem. Wir als
Wasserkraftstromerzeuger bedau-
ern dies sehr.

GZ: Können Sie dies näher
erläutern?

Schleich: Gerade weil die
Wasserkraft eine unabdingbare
Voraussetzung für das Gelingen
der Energiewende ist, ist es auch
wichtig, jede Ausbauchance zu
nutzen.  Hierzu ist seitens der En-
ergiewirtschaft und der Politik
ein intensiver Dialog auch mit
nichtstaatlichen Organisationen
wie dem Bund Naturschutz und

den Fischereiverbänden gefor-
dert, in dessen Rahmen verdeut-
licht werden muss, dass der Na-
turschutz zwar ein wichtiger, aber
nicht der einzige Wert ist, der bei
der Abwägung von Entschei-
dungsprozessen über Wasser-
kraftprojekte Beachtung zu finden
hat. Auch Naturschutzverbände
müssen Kompromissbereitschaft
zeigen und Projekte unterstützen,
die dem Klimaschutz dienen und
die Energiewende befördern. Mo-
mentan fehlt es hier leider oft
schon an der notwendigen Ge-
sprächsbereitschaft. 

Aber ich bin zuversichtlich,
dass sich die Naturschutzverbän-
de ihrer gesamtgesellschaftlichen
Verantwortung bewusst werden
und zu einer – in der Demokratie
eigentlich selbstverständlichen –
Gesprächs- und Kompromissbe-
reitschaft zurückfinden. Und dann
werden wir auch beim Wasser-
kraftausbau zu allseits akzeptier-
ten Lösungen gelangen können.
Eine entscheidende Vorausset-
zung dafür wird allerdings sein,
dass die Politik diesen Weg un-
terstützt. DK

Das Wasserkraftwerk Rothenfels am Main steht exemplarisch für
zahlreiche Anlagen der RMD-Gruppe.
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Salon Strom:

Die neue digitale Infotainment-
Plattform von VERBUND

VERBUND lädt in den Salon Strom, ein Online-Infotainment-
Format, das sich spielerisch mit dem Thema Strom beschäftigt.
Die beiden VERBUND-Kampagnenstars Stermann & Grisse-
mann spielen auch hier die Talkmaster, geben Stromspar-
Tipps, spielen Elektrogeräte nach und reden mit illustren Gäs-
ten über Strom und die Welt. 

Seit Mitte Oktober ist www.
salon-strom.at online: Gestartet
wird die Interview-Serie sehr lau-
nig mit Mathematiker Prof. Ru-
dolf Taschner über die Grundprin-
zipien der Energie. Zu erleben auf
der von TBWA\ konzipierten in-
teraktiven Plattform sind außer-
dem: lustige Videoclips über die
Energiewende, das Stromsparen
und den einfachen Stromanbieter-
Wechsel, Links zur VERBUND-
Stromschule, Infos zum Geräte-
verbrauch, ein Kraftwerks-Finder,
natürlich alle TV-Spots und Quiz-
spiele. Salon Strom verlinkt alle
digitalen Informationen von VER-
BUND, inklusive der App-Version
des VERBUND-Magazins FLOW,

des FLOW-Blogs und aller Social
Media-Kanäle.

„Wir versorgen Salon Strom
laufend mit neuem Content: neue
Gäste, neue Gewinnspiele, neue
Video-Clips, um den Dialog über
Strom lebendig zu halten. Salon
Strom ist ein wichtiger Bestand-
teil der aktuellen VERBUND-
Kampagne „Danke, Wasser-
kraft!“. Themen, die wir im TV-
Spot, in den Anzeigen oder Ban-
nern ansprechen, werden hier ver-
dichtet“, so Irene Sagmeister,
TBWA\ Geschäftsführerin, über
das umfassende Online-Projekt.

„Wir leben heutzutage online.
Wer sich über Themen wie
Strompreise, saubere Energie,

die Energiewende oder E-Mobi-
lität informieren will, tut das im-
mer häufiger im Internet.“ sagt
Beate McGinn, Kommunikati-
onschefin von VERBUND:
„Auf der digitalen Infotain-
ment- Plattform Salon Strom mit
Stermann & Grissemann ist das
praktisch, einfach und macht
auch noch Spaß.“

Salon Strom bündelt Wissen, In-
fo, Service und Unterhaltung in ei-
nem Format: „Vieles, was wir auf
facebook, in unserem FLOW-Ma-
gazin und im Blog oder auf flickr
machen, läuft hier in einem neuen
Rahmen zusammen und bietet
ständig etwas Neues“, freut sich
Heinrich Schmid, VERBUND-
Werbung.
Wer die neuesten energieeffizi-
enten Geräte gewinnen will,
macht gleich mit beim Elek-
trogeräte-Raten: www.salon-
strom.at

In Feldkirchen wandern nun die
Fische ums Kraftwerk herum

Die Fischwanderhilfe beim VERBUND Innkraftwerk Feldkirchen
hat mit Ende Oktober den Betrieb aufgenommen

Die VERBUND Innkraftwerke GmbH hat Ende Oktober 2013 ein
neues 5,3 km langes Umgehungsgerinne beim Laufwasserkraft-
werk Feldkirchen in Betrieb genommen. Diese Fischaufstiegshilfe
ist teilweise als technisches Bauwerk, überwiegend jedoch durch die
Einbindung des angrenzenden Hammerbaches als natürlicher
Bach ausgeführt. Ziel des Gesamtvorhabens ist nicht nur die
Durchgängigkeit des Gewässers für Huchen, Äschen, Barben und
Nasen herzustellen, sondern auch neue Lebensräume für die Innfi-
sche zu erschließen und zu gestalten. 

Aufgrund der EU-Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) sollen pri-
oritäre Fließgewässer in der Eu-
ropäischen Union durchgängig ge-
macht werden Dazu werden Quer-
bauwerke wie Wehre und Kraft-
werke mit technischen und/oder
naturnahen Umgehungsgerinnen
aufgerüstet. 

Fischwanderhilfe
ist neuer Lebensraum

Die Fischwanderhilfe beim
VERBUND Innkraftwerk Feld-
kirchen bietet den Fischen zukünf-
tig die Möglichkeit, sowohl das
Kraftwerk im Inn zu passieren, als
auch über die Einbindung des

Hammerbaches neue und zusätzli-
che Lebensräume und Laichplätze
zu finden. Das Konzept und die
Planung wurden im Vorfeld mit
der Naturschutzbehörde, dem ört-
lichen Fischereiverein und der
Fachberatung für Fischerei abge-
stimmt und schließlich auch was-
serrechtlich genehmigt.

Teils technischer, teils 
naturnaher Fischaufstieg 

Die Fischwanderhilfe besteht
aus einem ca. 160 m langen natur-
nahen Verbindungsgerinne mit
Brücke und Verschlussbauwerk
vom Inn zum Hammerbach. Der
Hammerbach selbst wurde zusätz-

lich strukturiert und mit der neu er-
richteten 130 Meter langen techni-
schen Fischwanderhilfe (Vertical
Slot) mit dem Inn verbunden. Die
Fische haben dabei insgesamt rd. 9
Höhenmeter zu überwinden.

Die Vertical Slots (Beckenfisch-
pass mit Schlitzen) bestehen aus
Trennwänden mit Schlitzen und
einem Absetzbecken für die Innse-
dimente. Die mittlere Höhendiffe-
renz zwischen den Becken um-
fasst rund 13 cm. Die Schlitzwei-
te beträgt etwas mehr als 35 cm.
Die Fließgeschwindigkeit in der
Fischaufstiegshilfe ist zwischen
0,5 bis maximal 1,5 m/s begrenzt,
die ganzjährliche Abgabe beträgt
350 Liter pro Sekunde. Eine Be-
sonderheit der Fischaufstiegshil-
fe ist die Möglichkeit der Fisch-
beobachtung. In einer kleinen Hüt-
te - direkt am Innradweg - befin-
det sich am technischen Bauwerk
ein Schaufenster, an dem vorbei-
schwimmende Fische beobachtet
werden können. 

Rund 20 Mitarbeiter von loka-
len Unternehmen haben an dem
Bauwerk in Feldkirchen mitgear-
beitet. Die Investitionssumme be-
trug ca. 1,8 Mio. Euro.

Beim Innkraftwerk Neuötting
ist bereits eine weitere Fischwand-
erhilfe in Bau, die ebenfalls im
Herbst 2013 in Betrieb gehen soll.
Parallel dazu wird mit der Errich-
tung der Fischaufstiegshilfen an
den Kraftwerken Teufelsbruck
und Gars begonnen. 

Bis 2015 sollen von der VER-
BUND Innkraftwerke GmbH alle
Kraftwerke mit einer Fischauf-
stiegshilfe ausgestattet sein und so-
mit die ökologische Durchgängig-
keit von Rosenheim bis Stamm-
ham gewährleisten.

Neben der Herstellung der
Durchgängigkeit entlang des Inns
setzt die VERBUND Innkraftwer-
ke GmbH auch viele weitere
Maßnahmen zur Erhöhung der
Strukturvielfalt und der Anbin-
dung und Revitalisierung von
Altgewässern.

Massiver Ausbau 
der Energienetze unerlässlich 

Bayerische Wirtschaft untersucht Handlungsbedarf bis 2022

Im Februar 2012 schlitterte Süddeutschland knapp an einem
Blackout im Stromnetz vorbei. Rund 250 Industriebetriebe re-
duzierten ihren Verbrauch, gingen vom Netz oder schalteten
ihre Gaskraftwerke auf Öl um, damit aus dem Engpass im
Gasnetz kein Flächenbrand wurde. „Eine instabile Strom- und
Gasversorgung bis hin zu Blackouts können wir uns aber in
Bayern auf keinen Fall leisten“, sagt Peter Driessen, Hauptge-
schäftsführer des Bayerischen Industrie- und Handelskam-
mertages (BIHK).

Die bayerischen IHKs haben
deshalb zusammen mit dem Ver-
band der Bayerischen Ener-
gie- und Wasserwirtschaft e.V.
(VBEW) untersuchen lassen,
welche Netzausbauprojekte für
eine sichere Versorgung unver-
zichtbar sind, wenn in den kom-
menden neun Jahren alle Kern-
kraftwerke abgeschaltet und die
erneuerbaren Energien weiterhin
kräftig ausgebaut werden.

„Wir wollen einen zentralen
Zusammenhang der Energie-
wende darstellen: Sie bringt ei-
nen massiven Um- und Ausbau
der Strom- und Gasnetze mit
sich und nur eine gut ausgebaute
Netzinfrastruktur führt zu einer
volkswirtschaftlich vernünftigen
Energieversorgung“, sagt Det-
lef Fischer, Geschäftsführer
des VBEW. Der Traum von der
Energieautarkie von Gemeinden
oder sogar Städten sei dagegen
schnell ausgeträumt, wenn die
Sonne sich hinter dickem Hoch-
nebel verstecke und der Wind zu
schwach sei.

Auch wenn die Optimierung
der bestehenden Leitungen Vor-
rang habe, so ein Ergebnis der
Studie, führt kein Weg am Aus-
bau der Energienetze in Bayern
vorbei. So müssen über 1000 Ki-
lometer Stromfernleitungen ver-
stärkt und knapp 650 Kilometer
neu gebaut werden. Hinzu kom-
men 230 Kilometer neue Gas-
fernleitungen. Eine weitere

große Herausforderung liege
darin, die notwendigen Strom-
verteilernetze zu errichten. Lokal
überschüssiger Wind- und Pho-
tovoltaikstrom muss immer häu-
figer in höhere Netzebenen
transportiert werden, um auch in
größeren Entfernungen genutzt
werden zu können. Neben ?den
Stromleitungen müssten deshalb
flächendeckend neue Umspann-
werke und Ortsnetzstationen er-
richtet werden. „Insgesamt sind
alleine für die gesamte neue
Netzinfrastruktur in Bayern In-
vestitionen von rund 6,6 Milliar-
den Euro nötig“, so Driessen.

Thüringer Strombrücke

Neben den Kosten sieht die
Wirtschaft noch ein weiteres
Problem. Wenn der Neubau von
Übertragungsleitungen nach wie
vor nur mit knapp 40 Kilometern
pro Jahr vorankomme, würden
die im Netzentwicklungsplan bis
2022 stehenden 8000 Kilometer
in Deutschland erst in 200 Jah-
ren fertig.

Das wichtigste und vordring-
lichste Projekt sieht die Wirt-
schaft in der „Thüringer Strom-
brücke“. Diese Leitung zwi-
schen Altenfeld in Thüringen
und Redwitz in Oberfranken ver-
bindet das bayerische mit dem
norddeutschen Stromnetz. Sie ist
heute schon häufig überlastet.
Mit der Abschaltung weiterer

Kernkraftwerke in Bayern wird
die von dieser Leitung zu trans-
portierende Strommenge noch
einmal kräftig steigen. Das Pro-
jekt soll, so die Planung, bis ?En-
de 2015 fertig sein, wenn das
Kernkraftwerk Grafenrheinfeld
vom Netz geht. „Sollte das nicht
gelingen, wovon man realistisch
gesehen ausgehen muss, wäre ab
2016 die Sicherheit der Strom-
versorgung in Bayern gefähr-
det“, warnt der BIHK-Chef.

Das zweite unverzichtbare
Projekt aus Sicht der Wirtschaft
ist die geplante 85 Kilometer
lange Erdgasleitung „MONACO
1“ von Burghausen nach Fin-
sing. Wie der Engpass 2012 ge-
zeigt habe, wäre sie schon heute
nötig. Ab 2022 sind noch weit
höhere Transportkapazitäten ge-
fragt, um die Gaskraftwerke ver-
sorgen zu können. Bau und Inbe-
triebnahme bis 2017 seien noch
realistisch. Aber nur dann, so
Driessen, wenn Politik, Öffent-
lichkeit und Verwaltung hierbei
konsequent an einem Strang –
und in die gleiche Richtung –
ziehen würden.

Die Energiewende, warnt auch
VBEW-Geschäftsführer Fischer,
rüttle ganz gewaltig an unserem
Lebensstil: „Man kann vor allem
den wirtschaftlich erfolgsver-
wöhnten Bayern nur wünschen,
dass sie rasch aufwachen von
ihrem Traum, eine Energiever-
sorgung aufbauen zu können, die
maßgeblich nur auf heimischen
erneuerbaren Energien beruht.“
Für das Gelingen der Energie-
wende bedürfe es einer ganz-
heitlichen Sichtweise, die Eins-
par- und Effizienzpotentiale bei
Erzeugung und Verbrauch in al-
len Energiebereichen berück-
sichtigt.

Ergebnisse des Forschungsprojektes „Kombikraftwerk 2“:

Biogas als Ausgleich von
Wind und Sonne notwendig 
In Berlin sind in einer Live-Demonstration die Ergebnisse des
Forschungsprojektes „Kombikraftwerk 2“ vorgestellt worden.
Wissenschaftler des Fraunhofer-Instituts für Windenergie und
Energiesystemtechnik (IWES) hatten im Rahmen des Projek-
tes untersucht, wie die intelligente Verknüpfung verschiedener
Erneuerbare Energien-Anlagen trotz der Schwankungen in
der Stromproduktion aus Wind und Sonne die Stabilität des
Stromnetzes auch im zukünftigen Energieversorgungssystem
sicherstellen kann.

Wind-, Photovoltaik- (PV) und
Biogasanlagen, so die Wissen-
schaftler, können im selben Maße
Netzstabilität sicherstellen wie
Atom-, Kohle- oder Erdgaskraft-
werke, wenn die in ihrer Produkti-
on schwankenden Wind- und PV-
Anlagen mit regelbaren Biogasan-
lagen zu einem „Kombikraft-
werk“ zusammengeschaltet sind.

Feldtest

Ist die Netzstabilität beispiels-
weise durch einen unerwarteten
Abfall oder Anstieg der Windstär-
ke oder Sonneneinstrahlung ge-
fährdet, kann mittels moderner In-
formationstechnologie die Strom-
produktion aus Biogasanlagen au-
tomatisch herauf- bzw. herunter-
gefahren werden. Wie ein Kombi-
kraftwerk die Netzfrequenz durch
die Bereitstellung von Regelener-
gie stabilisiert, zeigten die Wissen-
schaftler in einem Feldtest mit
dem von ihnen aufgebauten Kraft-
werk, das zwei Windparks, eine
PV-Anlage und vier Biogasanla-
gen in Brandenburg, Hessen und
Rheinland-Pfalz miteinander ver-
knüpft.

„Das Kombikraftwerk-Projekt 2
zeigt, welche Rolle Biogasanla-
gen im zukünftigen Stromversor-
gungssystem zukommt“, kom-
mentiert Dr. Claudius da Costa

Gomez, Hauptgeschäftsführer des
Fachverband Biogas e.V., die Er-
gebnisse des Projektes. „Biogas ist
der einzige erneuerbare Energie-
träger, aus dem bereits heute regel-
bar Strom und Wärme erzeugt
werden kann. Biogasanlagen müs-
sen deshalb Systemdienstleistun-
gen zur Netzstabilität übernehmen
und als Ergänzung zu Wind- und
PV-Anlagen eine sichere Strom-
versorgung garantieren.“

Positive Regelenergie

Bereits heute erbringen viele
Biogasanlagen durch eine Herun-
terregelung ihrer Stromproduktion
negative Regelenergie. Die Flexi-
bilitätsprämie des Erneuerbare-
Energien Gesetzes (EEG) 2012
reizt schon heute erfolgreich die
Flexibilisierung von Biogasanla-
gen an, so dass verstärkt positive
Regelenergie angeboten wird.
„Viele der rund 7.700 Biogasanla-
gen in Deutschland können in den
nächsten Jahren flexibilisiert und
auf die Erbringung von System-
dienstleistungen ausgerichtet wer-
den“, macht da Costa Gomez
deutlich. „Wenn die rechtlichen
Unsicherheiten im Zusammen-
hang mit der Flexibilitätsprämie,
wie der unklare Anlagen- und
Inbetriebnahmebegriff, beseitigt
sind, werden mehr Landwirte in

die Flexibilisierung von bestehen-
den Biogasanlagen und den Bau
von neuen flexiblen Biogasanla-
gen investieren.“

Das Projekt „Kombikraftwerk
2“ baut außerdem darauf, dass
Biogasanlagen für die Erbringung
weiterer Systemdienstleistungen
hervorragend geeignet sind. Eine
Flexibilisierung ermöglicht bei-
spielsweise die Überbrückung von
Netzengpässen. Durch eine Ein-
speisung von Blindstrom kann die
Netzspannung reguliert werden.
Auch beim Versorgungswieder-
aufbau nach einem Black-Out
(Schwarzstart) können Biogasan-
lagen die Versorgungssicherheit
gewährleisten.

Signal für Biogas 

„Mit ihrer Innovationskraft hat
sich die Biogasbranche auf die
neuen Herausforderungen einge-
stellt“, erläutert Claus Rückert,
Sprecher des Firmenbeirates im
Fachverband Biogas. „Die Unter-
nehmen haben seit in Kraft treten
des EEG 2012 innerhalb kürzester
Zeit die technischen und logisti-
schen Ansätze für die Erbringung
von Systemdienstleistungen durch
Biogasanlagen entwickelt“, be-
schreibt Rückert die Aufbruch-
stimmung in der Biogas-Unter-
nehmerschaft. „Was wir brauchen,
sind verlässliche Rahmenbedin-
gungen und das klare politische
Signal für Biogas als wichtiger er-
neuerbarer Systemdienstleister da-
mit wir diese Entwicklung konse-
quent fortsetzen können. Die an-
stehende Überarbeitung des EEG
muss hier klare Signale setzen“, so
der Firmenbeiratssprecher.

Fischwanderhilfe Feldkirchen, Eröffnung Schlitzpass.
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Denkendorf:

Oberbayerns größter
Bürgerwindpark nimmt Gestalt an

Entscheidende Bauphase: Die ersten Rotorblätter wurden montiert 

Der Bau des größten Bürgerwindparks in Oberbayern geht in
die entscheidende Phase. In den kommenden Wochen werden
an den Türmen in Denkendorf (Landkreis Eichstätt) die Gene-
ratoren und Rotorblätter montiert. Läuft alles nach Plan, wer-
den sich die fünf Windräder ab Ende des Jahres drehen. Zu-
sammen hat die Anlage, die seit April im Naturpark Altmühl-
tal entsteht, nach ihrer Fertigstellung eine Leistung von rund
zwölf Megawatt. Insgesamt wird sie letztlich 19,6 Millionen Ki-
lowattstunden Strom pro Jahr erzeugen, was dem Jahresver-
brauch von zirka 5.000 Dreipersonenhaushalten entspricht.

Vor kurzem hat ein Spezial-
kran die ersten sternförmig an-
geordneten Rotorblätter in 138
Meter Höhe gezogen: Das war
nicht nur ein beeindruckendes
Schauspiel, sondern vor allem
eine technische Meisterleistung.
Die drei Rotorblätter wiegen
zusammen rund 65 Tonnen, je-
des einzelne ist 46 Meter lang. 

Auch in den kommenden Ta-
gen richten die beiden Ge-

schäftsführer des Bürgerwind-
parks, Armin Geyer und Step-
han Schinko, ihren Blick vor al-
lem auf die Wettervorhersage.
Für die Verantwortlichen ist es
eine durchaus kuriose Situation:
„Ist die Anlage erst einmal in
Betrieb, wünschen wir uns
natürlich so viel Wind wie mög-
lich. Aber in dieser entscheiden-
den Bauphase ist er beinahe un-
ser größter Feind“, erklärt Ar-

min Geyer. Deshalb lassen sich
Vorhersagen über den zeitlichen
Ablauf der weiteren Bauarbei-
ten im Augenblick nur sehr
schwer treffen. „Rund sechs
Stunden vorher entscheidet das
Team vor Ort, ob der Stern an
diesem Tag gezogen werden
kann oder nicht“, sagt Armin
Geyer „Das macht die Planung
an den weiteren Türmen nicht
gerade einfach.“

Bauarbeiten im Plan

Dennoch: Alle Beteiligten
sind mehr als zuversichtlich,
dass sich die bis zur Rotorspitze
184 Meter hohen Windräder
heuer noch drehen werden -
rund acht Monate nach Beginn
der Bauarbeiten. Im April haben
die ersten Baumaschinen ihre
Arbeit aufgenommen. Zunächst
wurden über 18 Kilometer Ka-
bel verlegt, für alle fünf Anla-
gen 7500 Quadratmeter Kran-
stellfläche geschaffen und 330
Rüttelstopfsäulen zur Boden-
verbesserung eingebracht. 60
Tonnen Stahl und 1400 Tonnen
Beton wurden anschließend pro
Fundament verarbeitet. Einge-
speist wird der Strom nach der
Fertigstellung der Anlage über
eine Trasse von 15 Kilometern
in das Umspannwerk Kinding.

Bürgerliche Mehrheit

Die Mehrheit an dem Wind-
park halten mit 51 Prozent die
Bürger: 100 Privatpersonen
sind mit über 3,5 Millionen Eu-
ro daran beteiligt. Mit im Boot
sitzen außerdem die vier Ener-
gieunternehmen N-ERGIE Re-
generativ GmbH, infra Fürth
GmbH, Stadtwerke Schwabach
und die Gemeindewerke Wen-
delstein. Die Gesamtkosten be-

laufen sich auf rund 20 Millio-
nen Euro. 

Außergewöhnlich ist die brei-
te Zustimmung, die der Bürger-
windpark in der Region rund 20
Kilometer nördlich von Ingol-
stadt erfährt. Vor dem Hinter-
grund der Größe des Parkes sagt
Carsten Eckart, der als Projekt-
leiter der N-ERGIE Regenerativ
GmbH eine Vielzahl von Wind-
energieprojekten betreut, dass
er selten ein Projekt gesehen ha-
be, das von der Bevölkerung so
geschlossen akzeptiert worden
sei. Was vor allem daran liegt,
dass die Bürger vom ersten Tag
an auf mehreren Veranstaltun-
gen umfangreich informiert
wurden. Dabei kamen auch 3D-
Simulationen zum Einsatz.

Stärke und Standhaftigkeit

Vom Erfolg des Konzeptes
überzeugt zeigte sich beim sym-
bolischen Spatenstich Ende Juli
auch die stellvertretende Land-
rätin des Landkreises Eichstätt
und Bürgermeistern von Kin-
ding, Rita Böhm. Gerade im
Hinblick auf die Energiewende
habe sie die Denkendorfer Idee
beeindruckt, bewusst, ernsthaft
und fundiert echte Bürgerwind-
räder zu schaffen. Darüber hin-
aus lobte Denkendorfs Bürger-
meisterin Claudia Forster die
Stärke und Standhaftigkeit, mit
der die Verantwortlichen das
Projekt vorangetrieben haben.

Augenmerk auf Naturschutz

Besonderes Augenmerk hat
der Projektentwickler neoVIS
Energie GmbH und dessen Ge-
schäftsführer Markus Oßner
von Beginn an auf den Natur-
schutz gelegt: Detektoren erfass-
ten unter anderem in der Pla-
nungsphase sämtliche Fleder-
mausbewegungen. Die Standor-
te der fünf Windräder, die im
Naturpark Altmühltal liegen, er-
füllen alle naturschutzrechtli-
chen Auflagen. Dabei ist der
Bürgerwindpark Denkendorf
ein Paradebeispiel dafür, dass
sich Naturschutz und Stromer-
zeugung aus Windenergie nicht
ausschließen.

„Wasser marsch“ 
in Richtung Main 

Stöckigsbach beim Main-Kraftwerk Knetzgau der
RMD AG im neuen fischfreundlichen Bachbett

Eine wertvolle ökologische Maßnahme, die aus dem Projekt „Dorf
am Fluss“ erwachsen ist, steht kurz vor derVollendung. Knetzgaus
Erster Bürgermeister Stefan Paulus schickte gemeinsam mit Wolf-
gang Fischbacher von der Rhein-Main-Donau AG das Wasser des
Stöckigsbach erstmals in seinem neuen Bachbett auf die Reise Rich-
tung Main. Innerhalb von nur neun Wochen gestalteten Baufach-
leute nach behördlich genehmigten Plänen der RMD Consult
GmbH ein ökologisch wertvolles Fließgewässer für jede Form hei-
mischer Wasserlebewesen.

Dazu Bürgermeister Stefan Pau-
lus: „Wir freuen uns, dass E.ON
und die Rhein-Main-Donau AG
diese auch für unsere Gemeinde so
wichtige Baumaßnahme im ge-
planten ambitionierten Zeitrahmen
realisiert haben. Die ökologische
Aufwertung des Stöckigsbachs ist
eine sehr gelungene Kombination
aus Fischschutz und Verbesserung
des Freizeitwertes für die Bürgerin-
nen und Bürger Knetzgaus.“

Wolfgang Fischbacher stellte
fest: „Ohne die Unterstützung aller
Beteiligten hätten wir das enge
Zeitfenster nicht einhalten können.
Wir dürfen uns bei den zuständigen
Behörden für die rasche Bearbei-
tung und Genehmigung sowie die
begleitenden Anregungen zu unse-
rem Bauvorhaben sehr herzlich be-
danken.“ Rechtzeitig vor den näch-
sten Hochwasserwellen steht jetzt
erstmals der „neue“ Stöckigsbach
den Fischen als Schutz- und Rück-
zugsraum zur Verfügung.

Naherholungsparadies

Nach den von E.ON und der
Rhein-Main-Donau AG ange-
stoßenen ökologischen Verbesse-
rungsmaßnahmen beim Main-
kraftwerk Knetzgau soll das weite-
re Areal am Knetzgauer Main in
ein Naherholungsparadies für
die Knetzgauer Bürgerinnen und
Bürger umgewandelt werden.
Die landschaftsgestalterischen
Modellierungsmaßnahmen wer-
den im Frühjahr 2014 in Angriff
genommen. Im kommenden
Sommer ist dann das Areal auch
für die Menschen von Nutzen.
Ein Wasserspielplatz und ein neu
gestalteter Uferbereich mit Sitz-
stufen südlich des Bachverlaufs
laden zum Verweilen für Erho-
lungssuchende ein. Auf der ge-
genüberliegenden Uferseite des
Stöckigsbachs wird eine naturna-
he geschützte Landschaftszone für
das Auge entstehen.

Der Verlauf des umgestalteten
Stöckigsbach ist dem eines natür-
lichen Bachs in Form eines Rau-
gerinnes mit Beckenstrukturen
nachempfunden. Er mündet nun
120 Meter weiter flussabwärts in
den Main. Aus Hochwasser-
schutzgründen und um eine Aus-
höhlung zu vermeiden, ist der
neue Mündungsbereich mit Was-
serbausteinen befestigt. 

Durch die Verlängerung des
Bachlaufs auf insgesamt 280 Meter

konnte der Höhenunterschied von
knapp 2,5 Meter zum Main hin
schrittweise abgeflacht werden. 

Mit dem Einbau von 15
Querriegeln aus Wasserbaustei-
nen sind unterschiedlich lange
Wasserbecken mit geringer Strö-
mungsgeschwindigkeit entstan-
den. Die Becken sind zwischen
drei und zehn Meter lang und
zwischen 25 cm und einem Meter
tief. Die maximale Fließge-
schwindigkeit liegt bei etwa 1,25
Meter pro Sekunde. Der Höhen-
unterschied zwischen den einzel-
nen Becken beträgt rund 13 Zen-
timeter und ist von den Wasserle-
bewesen gut zu meistern.

Die Becken sind an einigen
Stellen auf 25 Zentimeter ver-
schmälert. Somit ist auch bei
Niedrigwasser mit rund 50 Litern
pro Sekunde eine ausreichende
Wassertiefe vorhanden. Bei einem
Abfluss von mehr als 140 Litern
pro Sekunde fließt das Wasser
durch einzelne Schlitze in den
Querriegeln, mit einer Breite von
ebenfalls 25 Zentimetern. Bei
noch größeren Wassermengen
läuft das Wasser über die Becken
und verteilt sich gegebenenfalls
auf den Uferbereich.

Durch die neue Gestaltung des
Stöckigsbach ist es für Fische und
andere Wassertiere jetzt erstmals
möglich, in das Gewässer einzu-
schwimmen und dieses als Wander-
korridor zu nutzen. Gleichzeitig fin-
den sie in einzelnen ruhigen Gewäs-
serabschnitten neue Laichplätze so-
wie Schutz- und Lebensräume.

Insgesamt wurden rund 5.000
m³ Erdreich bewegt und rund 350
Tonnen naturnahe Wasserbaustei-
ne verbaut. Während der Ausbag-
gerungen stießen die ausführen-
den Arbeiter auf in keinem Plan
verzeichnete Kabeltrassen, die
ordnungsgemäß verlegt wurden.
Auch wurden Fundamentpfo-
sten einer mehrere hundert Jah-
re alten Mainmühle ausgegra-
ben, die vorsichtshalber von ei-
nem amtlichen Archäologen be-
gutachtet wurden. Die Untersu-
chungen zum genauen Alter
sind noch nicht abgeschlossen.
Die Gemeinde wird mit einem
Gedenkstein und einer Infotafel
auf diese Funde hinweisen.

Die Gesamtkosten für den jetzt
gestalteten Bereich belaufen sich
auf rund 250.000 Euro und werden
von der Rhein-Main-Donau AG
getragen.

Knetzgaus Erster Bürgermeister Stefan Paulus (r.) und Wolf-
gang Fischbacher (l.), Prokurist bei der Rhein-Main-Donau
AG, freuten sich gemeinsam mit den Knetzgauer Bürgerinnen
und Bürgern (im Hintergrund auf der Brücke) über die ge-
lungene Umgestaltung und Flutung (Bildmitte beim Bagger)
des renaturierten, fischfreundlich gestalteten „neuen“
Stöckigsbach beim Main-Kraftwerk Knetzgau der Rhein-
Main-Donau AG. Bild: Jan Kiver

Gunzenhausen:

Altbürgermeister Willi
Hilpert verstorben

Nach schwerer Krankheit ist der Altbürgermeister der Stadt
Gunzenhausen Willi Hilpert im Alter von 81 Jahren verstor-
ben. Der Verstorbene war in der Zeit von 1978 bis 1996 Erster
Bürgermeister der Stadt Gunzenhausen und Verbandsvorsit-
zender des Zweckverbandes Altmühlsee.

Hilpert war Bürgermeister
mit Leib und Seele. Bereits mit
28 Jahren war er in den Stadtrat
seiner Heimatstadt gewählt
worden und war damit jüngstes
Mitglied im Stadtrat. Er über-
nahm damals schon den Frakti-
onsvorsitz der CSU-Fraktion.

Besonderes Steckenpferd

Maßgeblich geprägt hat er
das Stadtbild von Gunzenhau-
sen u. a. durch den Bau des Hal-
lenbad-Freizeitzentrums „Jura-
mare“, den Bau der Jugendher-
berge und des Jugendzentrums,
die Umgestaltung der ehemaligen
Markgräflichen Hofhaltung zum
Haus des Gastes, die Errichtung
des Parkhauses und die Neuge-
staltung der Altmühlpromenade.
Er trieb die Ausweisung von
Wohn- und Gewerbeflächen so-
wie die Altstadtsanierung weit
voran. 

Hilperts besonderes Stecken-
pferd war der Altmühlsee. Er ar-
beitete intensiv an der Entwick-
lung der Freizeiteinrichtungen am
See. Nach zähen Verhandlungen
setzte er auch die Etablierung ei-
ner Personenschifffahrt am Alt-
mühlsee durch.

Neben vielen anderen Aus-
zeichnungen war er Träger des

Verdienstkreuzes Erster Klasse
des Verdienstordens der Bun-
desrepublik Deutschland, Trä-
ger des Bayerischen Verdienst-
ordens der Bayerischen Staats-

Willi Hilpert.

regierung, Träger der Kammer-
verdienstmedaille in Silber der
Industrie- und Handelskammer
Nürnberg, Träger des THW-
Ehrenzeichens in Gold auf
Bundesebene, Träger des Gol-
denen Ehrenringes der Stadt
Gunzenhausen und Träger der
Verdienstmedaille der Stadt
Gunzenhausen.

Wettbewerb für
„Hexenmahnmal“ ausgelobt

Bürgerverein Bamberg-Mitte fordert Künstler
zur Bewerbung auf

Der Bürgerverein Bamberg-Mitte lobt einen künstlerischen Wett-
bewerb für ein „Hexenmahnmal“ in Bamberg aus. Aktiv unter-
stützt wird das Vorhaben von der Stadt Bamberg. Als Ort für das
Mahnmal hat die Kommission „Kunst im öffentlichen Raum“
(KiöR) bereits einstimmig die historische Kopfsteinpflasterfläche
hinter Schloss Geyerswörth vorgeschlagen. Das ortsbildprägende
Gebäude im Herzen des Welterbes war ursprünglich Sitz der Bam-
berger Fürstbischöfe. Gemeinsam mit Bürgermeister und Kultur-
referent Werner Hipelius sowie Vertreterinnen von Kunstverein
und BBK, gaben die Vorsitzende des Bürgervereins Bamberg-Mit-
te Sabine Sauer und Schatzmeisterin Christiane Laaser den Start-
schuss für den Wettbewerb.  

Der Wettbewerb wird als einstu-
figer, beschränkter Wettbewerb
mit vorgeschaltetem „Ideenwett-
bewerb“ durchgeführt. In einem
ersten Schritt sind Künstler aus
dem gesamten Bundesgebiet auf-
gefordert, ihre Vorstellungen zu ei-
nem Mahnmal zu skizzieren. Bei
diesem Ideenwettbewerb wird
vorrangig die Entwurfsidee be-
wertet. Grundsätzlich werden kei-
ne Beschränkungen im künstleri-
schen Genre oder im Medium ge-
troffen. Die  Präsentation muss
aber im Freien realisierbar und
dauerhaft sein. In einer zweiten
Phase werden einzelne Künstle-
rinnen und Künstler dazu aufge-
fordert ihre Ideen zu konkreti-
sieren. 

Die Jury

Auch die Jury steht mittlerweile
fest. Als Fachpreisrichterinnen und
– richter haben zugesagt: der
Künstler Erwin Wortelkamp, die
erste Vorsitzende des Kunstvereins
Bamberg Dr. Barbara Kahle, die
Vorsitzende des Berufsverbands
Bildender Künstler Oberfranken
Christiane Toewe, die Leiterin des
Internationalen Künstlerhau-
ses Villa Concordia Nora Gomrin-
ger sowie Kunsthistoriker Dr.
Markus Hörsch. 

Sachpreisrichterinnen und –
richter sind Werner Hipelius, die
ehemalige Welterbemanagerin
und Stadtheimatpflegerin Dr.
Karin Dengler-Schreiber, Sa-
bine Sauer, Dr. Britta Distler so-
wie Bezirksheimatpfleger Prof.
Dr. Günter Dippold. Die Vorschlä-
ge für den Ideenwettbewerb müs-
sen bis zum 31. Januar 2014,
24.00 Uhr im Rathaus Bamberg
abgegeben werden. Eine endgülti-
ge Entscheidung soll im Juli 2014
getroffen werden. 

Gesamteuropäisches 
Phänomen 

Die Hexenverfolgungen des
frühen 17. Jahrhunderts im Hoch-
stift Bamberg ordnen sich ein in
ein gesamteuropäisches Phäno-

men – und sind doch singulär hin-
sichtlich Zahl der Opfer und der
Besonderheiten der Verfahren. In
drei Prozesswellen mit vermut-
lich unterschiedlichen Hintergrün-
den, wurden zwischen 1612 und
1630/31 etwa 1000 Frauen, Män-
ner und Kinder unterschiedlichster
sozialer Herkunft, nach teils un-
sagbaren Folterungen grausam
hingerichtet. Im Stadtbild sind je-
doch keine sichtbaren Überreste
der Verfolgungen geblieben. Be-
kannt ist der Standort des Hexen-
Gefängnisses, des Malefizhauses
oder der ehemaligen Hinrich-
tungsstätten, doch kein Mahnmal,
keine Gedenktafel erinnert bis
heute an diesen wichtigen Teil der
Stadtgeschichte. 

Kulturelle Identität

„Doch unserer Meinung nach
sollte dieser Teil unserer Geschich-
te im städtischen Raum auch ables-
bar sein - auch weil er ein Teil unse-
rer kulturellen Identität ist“, betonte
die Vorsitzende des Bürgerverein
Bamberg-Mitte Sabine Sauer. Ihr
Engagement erklärt sie auch damit,
dass sich die „Hexenverfolgung“
räumlich zum großen Teil auf dem
Gebiet der Inselstadt, d.h. auf dem
Gebiet des Bürgerverein Bamberg-
Mitte abgespielt habe. 

Gebot der Wachsamkeit

Das Mahnmal soll an die Opfer
erinnern. „Gleichzeitig jedoch an
viel mehr: nämlich an eine Syste-
matik, die es in der Geschichte
immer gegeben hat und heute lei-
der immer noch gibt: Aus Fana-
tismus gepaart mit Angst entsteht
ein Denken, dass es einen Feind
gibt, der vernichtet werden muss.
Und aus der Erkenntnis, dass Op-
fer und Diskriminierungen bis
heute immer nach der gleichen
Systematik entstehen, ergibt sich
unseres Erachtens die Verpflich-
tung, der Opfer zu gedenken und
in der Gegenwart gegenüber jeder
Form von Fanatismus und Diskri-
minierung wachsam zu sein“, be-
tont Sauer.
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Tettau und Benningen:

Neue 
Rathauschefs

Peter Ebertsch vom „Bündnis
für Tettau“ heißt der neue 
Bürgermeister von Tettau, Land-
kreis Kronach. Mit 58,1 Pro-
zent der Stimmen setzte er sich
deutlich gegen Lydia Müller
(SPD, 41,9 Prozent) durch. Die
Wahlbeteiligung lag bei 78 Pro-
zent. Der bisherige Bürgermei-
ster Hans Kaufmann (SPD)
verabschiedete sich gesund-
heitsbedingt in den vorzeitigen
Ruhestand.

Neuer Rathauschef von
Benningen, Landkreis Unter-
allgäu, ist der bisherige zwei-
te Bürgermeister und örtliche
CSU-Chef Martin Osterrieder.
Der 45-Jährige war der ein-
zige Kandidat und erhielt
90,2 Prozent der abgegebe-
nen Stimmen. Die Wahlbetei-
ligung lag bei 44 %. Die Wahl
war notwendig geworden,
weil der amtierende Bürger-
meister Meinrad Bernhard im
Sommer verstarb. Bernhard
war 29 Jahre lang Rathauschef
und damit einer der dienstäl-
testen Bürgermeister im Un-
terallgäu. DK

„Wenn sie da sind, 
dann helfen wir auch“

Traunsteins Landrat Hermann Steinmaßl lud zum „Maria Ecker Gespräch“ 
über die Situation derAsylbewerber

„Wäre die Welt ein Dorf mit 100 Einwohnern, dann wäre nur ein
einziger Deutscher dabei“ – mit diesem interessanten Vergleich lei-
tete Landrat Hermann Steinmaßl das jüngste „Maria Ecker Ge-
spräch“ mit Bürgermeistern und Geistlichen beiderKonfessionen ein,
das ausschließlich dem brandaktuellen Thema Asylbewerber gewid-
met war. Er machte damit deutlich, dass Deutschland lediglich etwa
ein Prozent der Weltbevölkerung stellt, gleichzeitig aber weltweit als
Zufluchtsort für Menschen gilt, die in ihren Heimatländern an Leib
und Leben bedroht sind. Genau das bekommen auch die Menschen
im Chiemgau immer mehr zu spüren, seit der Zustrom von Asylbe-
werbern nach Deutschland und Europa stark angeschwollen ist.

Für Steinmaßl ist klar: „Die Be-
gegnung mit Menschen aus einem
fremden Kulturkreis erzeugt zu-
nächst Unsicherheit, ja sogar
Angst. Trotzdem müssen wir uns
darauf einstellen, dass im Lauf des
nächsten Jahres noch einmal so
viele Asylbewerber kommen wer-
den, wie jetzt schon da sind.“ An
die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer des Gesprächs appellierte er,
das Bestmögliche zu unterneh-
men, um diese Menschen am Le-
ben in der jeweiligen Stadt oder
Gemeinde teilhaben zu lassen.

302 Asylbewerber

„Zurzeit wohnen 302 Asylbe-
werber im Landkreis Traunstein“,
erläuterte Rudi Mühlbauer, im
Landratsamt verantwortlich für
das Sachgebiet Soziales und Seni-
oren. Bis Ende Dezember müssten
voraussichtlich weitere 80 Perso-
nen aufgenommen und unterge-
bracht werden. Bereits jetzt sei so
gut wie sicher, dass die Zahl der
Asylbewerber im Landkreis bin-
nen Jahresfrist auf 700 bis 800
Menschen ansteigen werde.

Der zuständige Abteilungsleiter
im Landratsamt Florian Amann
schilderte die Hintergründe der für
alle Beteiligten äußerst schwieri-
gen Situation: „Die langjährigen

und bewährten Gemeinschaftsun-
terkünfte in Engelsberg und Gras-
sau sind voll. Das Landratsamt ist
deshalb gesetzlich verpflichtet,
eine ausreichende Zahl dezentra-
ler Unterkünfte zu finden. Dabei
haben wir die Vorgabe, vier Pro-
zent der nach Oberbayern zuge-
wiesenen Asylbewerber aufzu-
nehmen. Im Übrigen haben wir
auf die Gesamtentwicklung
keinerlei Einfluss – auch nicht
auf den Zeitpunkt der Ankunft
dieser Menschen bei uns im
Landkreis. Aber wir haben dafür
zu sorgen, dass sie ein Dach über
dem Kopf haben.“

Einen besonders kritischen
Blickwinkel auf die Ursachen des
Asylbewerber-Zustroms öffnete
der Stimmkreisabgeordnete Klaus
Steiner: „Viele werden mit dem
Bus zu uns reingeschleust und an
der Autobahn einfach ausgeladen.
Das Erschütterndste sind Kinder,
die aus den entferntesten Ländern
mutterseelenallein zu uns einreisen.
Wir müssen ein Instrumentarium
finden, um den Schleuserbanden
das Handwerk zu legen, gleichzei-
tig aber den Menschen, die schon
mal hier sind, zu helfen.“ 

Fridolfings Bürgermeister Jo-
hann Schild pflichtete dem bei:
„Aufgabe der großen Politik muss
es sein, auf eine Änderung der 

Lebensbedingungen in den Her-
kunftsländern hinzuwirken.“
Gleichwohl habe der Fridolfinger
Gemeinderat im Einvernehmen
mit den örtlichen Organisationen
offiziell den Beschluss gefasst,
Asylbewerber aufzunehmen und
auf Wohnungssuche zu gehen.
Schild: „Wir wollen damit zeigen,
dass die Gemeinde dahinter steht.“

Nicht nur Vorbehalte

Noch nicht in allen Kommunen

des Landkreises Traunstein woh-
nen Asylbewerber. Dort jedoch,
wo dies der Fall ist, konnten die
anwesenden Bürgermeister und
Geistlichen über bemerkenswerte
Entwicklungen berichten. So gibt
es in der einheimischen Bevölke-
rung bei weitem nicht nur Vorbe-
halte und Ablehnung. Vielmehr
finden sich überall Bürgerinnen
und Bürger, die sich aktiv darum
bemühen, das Beste aus der jewei-
ligen Situation zu machen.

Kirchanschörings Bürgermei-
ster Hans-Jörg Birner: „Wir haben
eine Wohnung im alten Pfarrhaus
zur Verfügung gestellt. Unsere Ge-
meinde hat ein gutes Netzwerk.
Das ist sehr wichtig, denn Integra-
tion ist eine langwierige und
schwierige Aufgabe. Inzwischen
sind die jungen Burschen aber
schon Mitglied im Fußballverein.“

Sein Engelsberger Kollege Mar-

Landkreis-Gesundheitstage in Vilsbiburg:

Grundstock des Lebens
Eine der attraktivsten Informations-Veranstaltungen rund um
medizinische Themen in ganz Ostbayern sind die Landkreis-
Gesundheitstage in Vilsbiburg, die mit mehr als 4.000 Besu-
chern einen bisher nicht gekannten Zuspruch erfahren durf-
ten. Kompetent wie immer führte Dr. med. Marianne Koch
durch das umfangreiche Programm.

„Gesundheit ist der Grund-
stock des Lebens“, hatte Staats-
minister Dr. Marcel Huber, der
Schirmherr der Veranstaltung,
in seinem Grußwort zu den 6.
Gesundheitstagen des Landkrei-
ses Landshut festgestellt. Er
verwies darauf, dass Bayern
insgesamt das macht, wofür der
Landkreis Landshut bekannt ist:
„Um die qualitativ hochwertige
Versorgung zu erhalten, sind
kontinuierlich hohe Investitio-
nen in Bau und Ausstattung der
Krankenhäuser notwendig.“

Geballte Information

Unter dem Motto „Gemein-
sam gesund“ gaben rund 60
Aussteller, soviel wie noch nie,
wertvolle Tipps - von der Er-
nährung über die Körperpflege
bis zur Kosmetik. Zudem gab es
geballte Informationen über
modernste Diagnose- und The-
rapieverfahren durch Ärzte,
Therapeuten und Pflegekräfte,
darüber hinaus Diskussionsrun-
den mit renommierten Experten
und dies alles eingebettet in ein
buntes Rahmenprogramm mit
viel Unterhaltung.

Dieser ebenso unkomplizierte
wie unmittelbare Informations-
austausch war auch heuer einer
der großen Pluspunkte der
Landkreis-Gesundheitstage.
Das Spektrum der medizini-
schen Themen, zu denen re-
nommierte Mediziner aus der
Region Landshut referierten,
war wie immer sehr breit ge-

fächert: Es reichte von „Herz-
rhythmus-Störungen – von harm-
los bis lebensgefährlich“ und
„Das Kreuz mit dem Kreuz –
gibt es Alternativen zur Opera-
tion?“ über „Adipositas – Ab-
nehmen mit Vernunft“ und
„Sportverletzungen an Knie und
Schulter“ bis zu „Wenn der
chronische Schmerz mein Le-
ben verändert – was kann ich
tun?“ und einem Bereich, den
ab einem gewissen Alter wohl
die meisten kennen: „Schnar-
chen – ein nächtliches Melo-
dram“.

Vilsbiburger Hospiz

MdL Erwin Huber war Teil-
nehmer an mehreren Diskussi-
onsrunden, allen voran der Dis-
kussion „Hospiz – Tod, ein Teil
des Lebens“, bei der er sich
nachdrücklich für den Bau eines
Hospizes in Vilsbiburg aus-
sprach. Landrat Josef Eppene-
der unterstrich dabei nach-
drücklich, dass er kein Ver-
ständnis dafür habe, wenn nun
von Seiten der Stadt Landshut
versucht werde, das Projekt zu
verzögern. Der Landkreis habe in
den vergangenen Jahren ein ferti-
ges Konzept für ein Hospiz ausge-
arbeitet und er stelle ein Grund-
stück zur Verfügung. Man sei es
todkranken Menschen schuldig,
nun endlich für den Raum Lands-
hut ein Hospiz zu errichten, es sei
unverantwortlich, hier etwas zu
verschleppen, machte Eppen-
eder deutlich. DK

tin Lackner berichtete: „Unser
Heim gibt es schon seit dem Viet-
namkrieg. Die Betreuung klappt
sehr gut, weil sich viele unserer
Bürgerinnen und Bürger ehren-
amtlich einsetzen. Umgekehrt
bringen sich Asylbewerber aktiv
ins Gemeindeleben ein.“ Ähnli-
che Erfahrungen schilderten die
Gemeindeoberhäupter bzw. ihre
Stellvertreter aus anderen betrof-
fenen Kommunen. In Schnaitsee
hat sich demnach sehr schnell
ein Helferkreis aufgebaut, in
Traunstein kümmern sich der
„Runde Soziale Tisch“ sowie die
kirchliche Initiative „Café Inter-
national“ um die Integration, und
Grassaus stellvertretender Bür-
germeister Josef Grießenböck
überraschte mit der Aussage,
dass der örtliche Standesbeamte
immer mehr zu tun habe, weil
manche Asylbewerber nun auch
heiraten würden.

Fokus auf Sprachunterricht

Bei dieser insgesamt positiven
Entwicklung blieben die besonde-
ren Herausforderungen jedoch nicht
unter dem Teppich. So wünschen
sich die Bürgermeister auch profes-
sionelle Unterstützung bei den Ein-
gliederungsbemühungen. Besonde-
ren Wert legen sie auf den Sprach-
unterricht. „Aber auch die Fragen,
die aus der Bevölkerung kommen,
müssen wir sehr ernst nehmen“,
mahnte Bergens Bürgermeister
Bernd Gietl, für dessen Gemeinde
die Unterbringung von Asylbewer-
bern vor kurzem sehr überraschend
gekommen war und deshalb für Ir-
ritationen gesorgt hatte. 

Robert Münderlein vom Diako-
nischen Werk Traunstein sicherte
zu, dass eine passende Stelle zur
Asylbewerber-Sozialberatung ge-
schaffen werde. Dennoch bleibe
ehrenamtliche Unterstützung ein
unverzichtbarer Bestandteil der In-
tegration. Franz Burghartswieser
vom Caritaszentrum Traunstein un-
terstrich ebenfalls die gesamtgesell-
schaftliche Verantwortung: „Asyl-
bewerber sind in erster Linie Men-
schen, um die wir uns gemeinsam
kümmern müssen.“

Positives Signal

„Es breitet sich inzwischen eine
zunehmend konstruktive Grund-
stimmung aus“, fasste Landrat
Hermann Steinmaßl das Ergebnis
des Nachmittags zusammen und
sprach dafür sein großes Danke-
schön aus. Er fügte hinzu: „Wir
brauchen keine große Euphorie,
aber die Einstellung: Wenn sie da
sind, dann helfen wir auch. Und das
ist wichtig.“ Dieses positive Signal
aus dem Landkreis Traunstein will
Steinmaßl auch der Staatsregierung
in München schriftlich mitteilen.

Hervorragender Historischer Verein:

„Goldene Spur“ von 
Dillingen nach Augsburg

Dillingen(jdt). Für die ganz hervorragende Bewahrung eines ein-
zigartigen historischen Erbes wurde der Historische Verein Dillin-
gen zu seinem 125. Jubiläum groß gefeiert. Der Festakt fand im
Fürstbischöflichen Schloss statt, in dem vom 15. Jahrhundert bis
zur Säkularisation die Augsburger Bischöfe regierten. In Erinne-
rung daran blieb bis heute der in die Geschichte eingegangene Be-
griff von der „Goldenen Spur von Dillingen nach Augsburg“.
Im Festvortrag bestätigte Professor Manfred Treml (Vorsitzender
des Verbandes Bayerischer Geschichtsvereine) die Spitzenstellung
des vom 1. Vorsitzenden Dieter M. Schinhammer geführten, über
Bayern hinaus hoch angesehenen Jubiläumsvereins. Erpflegt in be-
sonderer Weise die treue Verbindung zur reichen Geschichte des
Bistums Augsburg. Landrat Leo Schrell ehrte Schinhammer mit
der Verdienstmedaille des Kreises Dillingen. Bezirkstagspräsident
Jürgen Reichert und Oberbürgermeister Frank Kunz übermittelte
mit ihren Glückwünschen höchste Anerkennung.
Im Bild vordem Denkmal des berühmten Bischofs Hartmann Graf
von Dillingen (1248-1286) im Dillinger Schlosshof der Historiker
Arnold Schromm, Stadtheimatpfleger Karl Baumann, Ehrenbür-
ger Professor Ludwig Häring, Manfred Treml, Dieter Schinham-
mer, Bezirktagspräsident Jürgen Reichert, Oberbürgermeister
Frank Kunz, Landrat Leo Schrell (von links). Bild: jdt

Blick hinter die Kulissen 
„Lange Nacht der Wissenschaften“ im Großraum Nürnberg-Fürth-Erlangen

Wissensdurstige Nachschwärmer kamen jüngst wieder auf ih-
re Kosten: Bei der sechsten „Langen Nacht der Wissenschaf-
ten“ präsentierten rund 300 Einrichtungen an über 130 Veran-
staltungsorten im Großraum Nürnberg-Fürth-Erlangen an-
schaulich wissenschaftliche Zusammenhänge und gaben Ein-
blick in ihre Forschungsergebnisse. 

Unter dem Motto „Wissen-
schaft zum Anfassen“ boten
Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen, Unternehmen,
Vereine, Kunstlabore und Werk-
stätten ein umfangreiches Pro-
gramm. Das Angebot reichte
von Ausstellungen und Diskus-
sionen, Praxisbeispielen und
Rundgängen bis hin zu Vorträ-
gen und Vorführungen.

Die Lange Nacht der Wissen-
schaften lebt seit jeher von der
Unmittelbarkeit, mit der kom-
plexe Themen und schwierige
Sachverhalte über die Rampe
gebracht werden. Da ist es auf-
fällig, verwundert aber nicht
wirklich, wie viele junge Men-
schen unterwegs sind. „Wir
zählten viele junge Familien,
bei denen gleichsam die Kinder
die Eltern an die Hand genom-
men haben“, berichtet Ralf Ga-
briel, Geschäftsführer der Agen-

tur „Kulturidee“, die traditionell
die Wissenschaftsnacht feder-
führend organisiert.

An dem mehr als 1.000 Ver-
anstaltungen umfassenden Pro-
gramm waren die sechs Hoch-
schulen der Region, For-
schungseinrichtungen wie die
Fraunhofer-Institute und das
Max-Planck-Institut für die
Physik des Lichts, städtische
Einrichtungen wie der Bildung-
scampus Nürnberg oder das Er-
langer Stadtmuseum und zahl-
reiche forschungsaktive Unter-
nehmen beteiligt.

Insbesondere Technikfans ka-
men auf ihre Kosten. Die Besu-
cher konnten sich über 3D-
Druck informieren, für die Da-
tensicherheit in sozialen Netz-
werken sensibilisieren oder sich
einen Einblick in die Welt der
Elektromobilität geben lassen.
An der Hochschule für Musik

Nürnberg konnten Besucher ei-
nen Blick hinter die Kulissen
werfen. Wissenschaft zum Stau-
nen und Erleben bot die Techni-
sche Hochschule Nürnberg. Al-
le Veranstaltungen standen hier-
bei unter dem Motto „Werden
Sie nachtaktiv!“ 

Bei der zentralen Ankerver-
anstaltung im Audimax der Er-
langer Universität kamen The-
men aus sehr unterschiedli-
chen Fachgebieten zur Spra-
che. Zunächst ging es um den
freien Willen aus der Sicht neu-
ester Erkenntnisse der Hirn-
forschung. Danach wurden
„Monster im Weltall“ vorge-
stellt - schwarze Löcher. Mit Er-
fahrungen aus der Praxis wurde
anschließend belegt, was sich
gegen religiösen Hass tun lässt.

Schließlich stand das Licht im
Blickpunkt: In dem mit Experi-
menten angereicherten Vortrag
wurde die gesamte Bandbreite
der Optik präsentiert, die die
Grundlage für die heutigen For-
schungen des Erlanger Max-
Planck-Instituts für die Physik
des Lichts bildet. DK
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„Happy birthday to you,
happy birthday to you, happy
birthday, dear Fußgängerzone
….“ Mein Chef, der Bürger-
meister, trällerte dieses alberne
Liedchen, als er auf den Vor-
stand des Einzelhandelsver-
bandes wartete.

Tja, damit hat er alle er-
staunt, denn kaum einer war
sich klar darüber, dass im No-
vember 1953, also vor genau
60 Jahren, die erste Fußgän-
gerzone Deutschlands eingerichtet wurde. In
Kassel, an einer Straße, die auf einen Schuttberg
führte. Damals war das Konzept revolutionär:
Eine Straße, auf der man ohne vom übrigen Ver-
kehr auf einen schmalen Bürgersteig reduziert
zu sein, flanieren und bummeln konnte, ganz
dem Einkaufen gewidmet, das damals noch ein
Stück entfernt davon war, ein Konsumvergnügen
zu sein, sondern doch noch primär der Deckung
des Grundbedarfes diente. Deshalb vielleicht

trat das Konzept keinen wirklichen Siegeszug
an, sondern es brauchte doch noch gut zwei
Jahrzehnte, bis alle größeren deutschen Städte
ihre Flaniermeile hatten. Und selbst so kleine
Städtchen wie das unsere sind heute nicht mehr
denkbar ohne den verkehrsfreien Marktplatz
samt ein paar historischen Straßen drum herum.

Dort sieht es im Großen und Ganzen so aus,
wie in jeder Fußgängerzone in Europa – Filiali-
sten, die man auch in Berlin, Krakau oder Ant-
werpen antrifft, Restaurantketten, die die exakt
gleiche Ware auch in St. Petersburg, Agra oder
Rapid City feilbieten und Dienstleister, die in der
gesamten Republik flächendeckend präsent sind.
Ein Unterschied möchte schon sein: Die Mieten
sind bei uns nichts im Vergleich zur Kaufinger
Straße in München, der Kö in Düsseldorf oder
der Zeil in Frankfurt.

Natürlich ist die Faszination von Fußgänger-
zonen längst passé. Man kauft dort ein, weil man
was braucht oder weil der angesagte Filialist
halt dort zu finden ist. Ein „Shoppingerlebnis“
ist die Aneinanderreihung von Klamotten-,
Schuh- und Telefonläden, angereichert mit Dö-
ner-, Fischsemmel- und Hamburgerbuden wahr-

lich nicht. Events sind gefragt,
wie man sie in den Miniatur-
Shoppingmalls pflegt, die sich
über die ganze Republik aus-
breiten. Oder man kauft sein
Zeug schlicht im Internet, wo
es meist billiger zu haben ist
und man sich die Parkplatzsu-
che oder den nervigen Trans-
port der erstandenen Waren in
überfüllten Stadtbussen sparen
kann.

Die Einfallslosigkeit vieler
Fußgängerzonen heutzutage hat auch zur Folge,
dass diese nach Geschäftsschluss oder an Sonn-
tagen weniger lebendig und öder sind als der
Zentralfriedhof. Ein Schaufensterbummel ohne
konkretes Kaufinteresse, nur zum Zwecke des
Staunens über das bunte und vielfältige Waren-
angebot, war vielleicht noch in meiner Kinder-
zeit ein Freizeitvergnügen. Heute bringt uns das
Fernsehen rund um die Uhr die ganze Waren-
welt umstandslos auf die Mattscheibe.

Ganz klar: Wer heute die Innenstadt beleben
will, muss von der Fußgängerzone als Kaufland
Abschied nehmen. Kunst, Kultur, Kneipen, Brettl
und vor allem gehobene, traditionelle und inter-
nationale Gastronomie gehören da hin, wo in
der Nachbarschaft T-Shirts für 4 Euro 50 ver-
hökert werden. Die Leute wollen genießen,
schauen, etwas Neues erfahren, sich zur Not
auch bilden. Aber von einem haben sie die
Schnauze voll: Von seelen- und identitätslosen
Innenstädten.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist seit Jahren
engagiert bei der Wiederbelebung oder sagen
wir „Re-Urbanisierung“ unserer Fußgängerzo-
ne. Ein hartes Brot, denn gegen die Mieten, die
Filialisten oder Schnellimbisse auf den Tisch des
Hauses legen können, hat er meist nur gute Ar-
gumente. Aber immer wieder gelingt es doch, ei-
nen Vermieter davon zu überzeugen, dass es
nicht der letzte Euro pro Quadratmeter mehr
sein muss, der zählt, sondern dass ein Immobili-
enobjekt auch an Wert verliert, wenn die Umge-
bung ihren Charakter einbüßt. Deshalb schnell
ein Zitat des amerikanischen Poeten Henry D.
Thoreau gemailt: „Mit Geld kann man nichts
kaufen, dessen die Seele bedarf.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Fußgängerzonen
wiederbeleben!

Unterfränkischer Integrationspreis:

„Miteinander leben,
voneinander lernen“

„Integration findet dort statt, wo Menschen leben: eben in den Ge-
meinden, Städten und Landkreisen. Hier kommt den Kommunen
eine Schlüsselrolle zu. Sie sind der Motor der Integration“, betonte
Regierungspräsident Dr. Paul Beinhofer beim Unterfränkischen
Integrationsforum in Würzburg, in dessen Rahmen bereits zum
sechsten Mal der Integrationspreis verliehen wurde. Mit der Aus-
zeichnung wird die Bedeutung von Initiativen zur Integration von
Zuwanderern hervorgehoben. 

Insgesamt waren 25 Projekte, so
viele wie noch nie, für den Integra-
tionspreis vorgeschlagen worden.
Das Preisgeld für die drei Preisträ-
ger in Höhe von insgesamt 5.000
Euro wurde vom Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und
Soziales, Familie und Integration
aus den vom Bayerischen Landtag
bewilligten Haushaltsmitteln zur
Verfügung gestellt.

Den mit 2.500 Euro dotierten
ersten Preis erhielt die Katholische
Kindertagesstätte KiZ St. Maximi-
lian Kolbe in Schweinfurt für das
„Rucksackprojekt“. Das Ruck-
sackprojekt ist ein Förderpro-
gramm für die frühkindliche Bil-
dung von Kindern mit einer Zu-
wanderungsgeschichte und richtet
sich gezielt an Mütter, die im Pro-
jekt angeleitet, begleitet und ge-
stärkt werden.

Heterogenität in der Kita positiv
nutzen und mit allen Bildungsbe-
teiligten auf Augenhöhe die Inte-
gration fördern. Kindern mit Mi-
grationshintergrund gleiche Chan-
cen in der Bildungskette ebnen,
Ressourcen nutzen, Netzwerke
knüpfen, Dialog gestalten... all
dem widmet sich KiZ St. Maximi-
lian Kolbe mit Engagement und
Herzblut. All das sind Ziele, die
mit dem Rucksackprojekt verbun-
den sind. 

Über den zweiten Preis und da-
mit 1.500 Euro, erhielt der Sport-
club Heuchelhof für sein Projekt
M4all – Migranten-Mädchen ma-
chen mit im Alltagssport. Das Pro-
jekt wurde im März 2010 gestar-
tet. Es beinhaltet derzeit neben
speziellen Fußballangeboten für
Mädchen auch Sport-AGs an Kin-
dertageseinrichtungen und Grund-
schulen. Betreuerinnen mit Migra-
tionshintergrund leiten die speziel-
len Sportkurse. Von derzeit 45 ak-
tiven Spielerinnen im Verein wei-
sen 29 einen Migrationshinter-
grund auf. Zusätzliche Unterstüt-
zung in ihrem Schulalltag erhalten
die Mädchen durch eine Hausauf-
gaben- und Lernhilfe in den Ver-
einsräumen an drei Nachmittagen
der Woche, die von Pädagogikstu-
denten der Universität Würzburg
vor dem Fußballtraining angebo-
ten werden.

Beispielhafte Integrationsarbeit
leistet auch der „Afrika Freundes-
kreis Aschaffenburg e.V.“ (AF-
KA), der den dritten Preis und ei-
nen Scheck über 1000 Euro in
Empfang nehmen konnte. Der
Verein wurde vor fünf Jahren ge-
gründet und hat mittlerweile rund
150 Mitglieder aus 15 Nationen. 

Allein im Vorstand sind laut
dem früheren AFKA-Präsident
José-Pierre Mbuku, auf dessen In-

itiative die Bewerbung für den In-
tegrationspreis zurückgeht, acht
Länder vertreten. Integration sei
aber keine Einbahnstraße, weshalb
dem Verein auch Deutsche mit ei-
nem Herz für Afrika angehören.

Der AFKAfördert die Integrati-
on von Menschen aus Afrika
durch Sportprojekte, interkulturel-
le Begegnungen und die Teilnah-
me an vielen städtischen Veran-
staltungen. Die Mitglieder leisten
Afrikanern außerdem Hilfestel-
lung bei Behördengängen und an-
deren Alltagsproblemen. „Dieser
Preis ist eine Ehre und Ansporn für
uns, unsere Arbeit weiter zu lei-
sten“, betonte Mbuku.

Wie Regierungspräsident Bein-
hofer bei der Preisverleihung her-
vorhob, hat in vielen Kommunen
inzwischen jeder vierte oder gar
jeder dritte Einwohner einen Mi-
grationshintergrund. Die gesell-
schaftliche Teilhabe, das Engage-
ment der Zuwanderinnen und Zu-
wanderer sowie die Auswirkun-
gen erfolgreicher, aber auch miss-
lungener Integration seien in den
einzelnen Städten, Gemeinden
und Landkreisen direkt erkennbar. 

Integration könne nicht verord-
net werden, sondern müsse mit
den Menschen zusammen gesche-
hen. Gesellschaftliche Teilhabe,
aber auch Vertrauen, Wertschät-
zung und Anerkennung stellten
das Fundament für ein gutes Mit-
einander vor Ort dar.

„Immer mehr unterfränkische
Kommunen erkennen daher auch,
dass angesichts des demografi-
schen Wandels und des Fachkräf-
temangels Vielfalt zunehmend
zum wichtigen Wettbewerbsvor-
teil und Standortfaktor wird“, so
Beinhofer. In Unterfranken müs-
se in den nächsten 20 Jahren mit
einer Abnahme der Bevölkerung
von rund 6 Prozent gerechnet
werden. In Bayern werden im
Jahr 2015 rund 500.000 Fach-
kräfte fehlen. Auch Unterfranken
sei von dieser Entwicklung be-
troffen. In einigen Landkreisen
sei sogar von einem Bevölke-
rungsrückgang von über 10 Pro-
zent in den kommenden zwei
Jahrzehnten auszugehen. 

„Angesichts dieser Prognosen
können wir dem drohenden Fach-
kräftemangel nur begegnen, wenn
verstärkt auch Frauen in den Ar-
beitsmarkt integriert werden“,
machte Beinhofer deutlich. Hier
gelte es vorrangig, die besonderen
Kompetenzen von Migrantinnen,
wie Mehrsprachigkeit oder Sensi-
bilität für den Umgang mit unter-
schiedlichen Kulturen stärker zu
nutzen. Aber auch das 2012 in
Kraft getretene Anerkennungsge-
setz und das seit diesem August
geltende Bayerische Gesetz über
die Feststellung der Gleichwertig-
keit ausländischer Berufsqualifi-
kationen für die im Freistaat Bay-
ern landesrechtlich geregelten
Berufe seien wichtige Bausteine,
um dem Fachkräftemangel zu be-
gegnen; sie dienten zugleich auch
der besseren Integration von Mi-
grantinnen und Migranten in den
Arbeitsmarkt. DK

377.500 Euro für das
Johannes-Hospitz in Pentling

Paula-Kubitscheck-Vogel-Stiftung fördert mit Spende die Innenausstattung

Regensburg. (osr) Das Gebäude steht, der Innenausbau läuft auf
Hochtouren und auch Innenausstattung und Einrichtung können
jetzt bestellt werden. Die Weichen sind gestellt, dass das Johannes-
Hospiz im Regensburger Vorort Pentling am 14. März nächsten
Jahres mit der Einweihung in Betrieb gehen kann.

Für die Innenausstattung sorgt
die Münchner Paula-Kubitscheck-
Vogel-Stiftung. Deren Geschäfts-
führer Dr. Andreas Hönig kam  mit
einem überdimensionalen Scheck
nach Pentling, um sich vom Bau-
fortschritt zu überzeugen und die
Spende der Stiftung in Höhe von
377.500 Euro zu überreichen.

Die Stiftung, eingerichtet von
der 2007 an Krebs verstorbenen
Paula Kubitscheck-Vogel, ist bay-
ernweit aktiv und unterstützt Ein-
richtungen im Bereich Hospiz so-
wie Palliativversorgung mit Pro-
jekten, die über großzügige Spen-
dengelder möglich werden. Zu-
dem, so Hönig, sei sie bundesweit
in der Förderung von Forschung
und Wissenschaft tätig.

In den vergangenen Jahren habe
man Hospize in Würzburg und
Vilsbiburg gefördert, informierte
Hönig, „und wir freuen uns, dass
jetzt auch in der Oberpfalz ein
weißer Fleck verschwindet“. Der-
zeit seien weitere drei Projekte in
Bayern mit Förderung der Stiftung
am Entstehen.

Das Johannes-Hospiz ist ein
Kooperationsprojekt der Johanni-
ter in Ostbayern und des Hospiz-
vereins Regensburg. Nach den ak-
tuellen Kostenrechnungen beläuft
sich die Bausumme auf rund 3,3
Millionen Euro. Dazu haben Men-
schen aus Ostbayern knapp 1,6
Millionen Euro an Spendengeldern

beigetragen. Mit ausgelöst habe
den Neubau die Kubitscheck-Vo-
gel-Stiftung, erinnert sich Johanni-
ter-Regionalvorstand Martin Stein-
kirchner, denn sie habe die erste
Spendenzusage gemacht.

Für den Betrieb der Einrichtung
übernehmen die Pflegekassen 90
Prozent der Kosten. Deshalb wird
aktuell mit einem jährlichen Defi-
zit von 150 000 Euro gerechnet.
Um dies abzudecken, so Stein-
kirchner, hätten die Johanniter ei-
nen Freundeskreis des Johannes-
Hospiz ins Leben gerufen. Wie bei
jedem öffentlichen Auftreten warb

der Regionalvorstand auch am
Mittwoch um Mitglieder: „Ge-
sucht werden 3 000 Freunde, die
mit ihrer Spende von 50 Euro im
Jahr den todkranken Patienten ein
Sterben im Würde ermöglichen.“

Steinkirchner stellte den Gä-
sten bei der Scheckübergabe Sa-
bine Sudler vor, die die Leitung
des Hospizes übernimmt. Und er
„überreichte“ Vorschusslorbee-
ren: „Sie wird zusammen mit Pe-
tra F. Seitzer, der Vorsitzenden
des Hospizvereins, den guten
Geist im Haus verkörpern.“ Im
stationären Hospiz in Pentling
werden zehn Plätze für Patienten
eingerichtet. Dort wird Sterben-
den und Angehörigen eine fach-
lich qualifizierte und ganzheitli-
che Begleitung angeboten.

Memmingen. „Liest man doch
heute öfter im Wirtschaftsteil der
großen Tageszeitungen über Me-
dizin und das Gesundheitswesen,
als im Wissenschaftsteil.“ Der
kranke Mensch dürfe nicht Zielob-
jekt marktwirtschaftlicher Interes-
sen sein, betonte Pfeiffer. „Ich bin
froh, dass ich in meiner über 30-
jährigen Berufstätigkeit bisher
noch keinem Patienten, insbeson-
dere auch im Klinikum Memmin-
gen, aus finanziellen Gründen et-
was vorenthalten musste.“

Neben den über 70 Ausstellern
informierten bei den Gesund-
heitstagen 25 Organisationen
und Selbsthilfegruppen über ihre
Arbeit.

Memminger Gesundheitstage:

Bewährtes Erfolgsrezept
Die 14. Memminger Gesundheitstage sind mit einem Besucheran-
sturm zu Ende gegangen: 10.000 Interessierte lockte eine gekonnte
Mischung aus Information und Unterhaltung in die Memminger
Stadthalle. Die Veranstalter von Stadt, Klinikum und AOK sind zu-
frieden: „UnserErfolgskonzept hat sich bewährt“, resümierte Orga-
nisator Michael Birk vom städtischen Hauptamt.

„Das Veranstaltungskonzept mit
einem breitgefächerten Angebot
von über 70 Ausstellern, einem in-
formativen Vortragsprogramm
und einem kurzweiligen Rahmen-
programm war wieder Garant
dafür, dass die Messe zu einem
Publikumsmagnet wurde“, freute
sich Memmingens Oberbürger-
meister Dr. Ivo Holzinger. 

Die Gesundheitsmesse, die seit
Mitte der 1980er Jahre Besucher
aus Memmingen und dem Um-
land in ihren Bann zieht, begann
mit einem mit Spannung erwarte-
ten Eröffnungsvortrag des neuen
Chefarztes der Memminger Kar-
diologie, Professor Dr. Andreas
May, der erst wenige Tage zuvor als
Nachfolger von Professor Dr. Ger-
hard König am Klinikum Mem-
mingen seinen Dienst aufgenom-
men hatte. Bei der Gesundheits-
messe feierte der 45-Jährige, der
zuvor an der Universitätsklinik in
Tübingen praktiziert hatte, seinen
ersten öffentlichen Auftritt und in-
formierte dabei über die aktuellen
Entwicklungen in der Herz- und
Kreislaufmedizin - denn Herz- und
Kreislauferkrankungen seien die
führenden Todesursachen in der
westlichen Welt, wie der Chefarzt
in der Memminger Stadthalle in-
formierte. 

Anhand von Videos und Bildern
verdeutlichte der Kardiologe, der
in Erlangen, München und den
USA Medizin studiert hatte, wie
heute Patienten mit komplexem
Herzklappenfehler allein über ei-
nen Zugang an der Leiste erfolg-
reich behandelt werden können –
in Lokalanästhesie und in wachem
Zustand. „Eine solche Prozedur
kann große Herzoperationen mit
Herz-Lungen-Maschine ersetzen“,

betonte der 45-jährige Kardiologe
und Wissenschaftler auf dem Ge-
biet der koronaren Herzerkran-
kung.

Neben May informierte der
Chefarzt der Unfallchirurgie Pro-
fessor Dr. Christian Schinkel über
Neuerungen beim künstlichen Ge-
lenkersatz, Privatdozent Dr. Chri-
stoph Lichy von der Neurologie
klärte über Schwindelanfälle auf,
Professor Dr. Christoph Höhnke
über die Möglichkeiten von plasti-
scher und ästhetischer Chirurgie
und Professor Dr. Lars Fischer
über Schmerztherapien rund um
eine Operation – um nur einige der
vielen Referenten zu nennen. 

Entdeckungsreise

Die mitveranstaltende Gesund-
heitskasse AOK bot eine Ent-
deckungsreise durch den Mund in
Form eines begehbaren Zahnmo-
dells, anhand dessen sich nicht nur
die kleinen Besucher vergewissern
konnten, was mangelndes Putzen
mit den Zähnen anrichten kann.
Unweit des Kariestunnels wurden
die Besucher unter dem Motto
„Mut-Food“ verführt mit gesun-
den Genüssen aus der Gesund-
heitskassen-Küche. „Wir wollten
zeigen, dass gesunde Küche auch
lecker sein kann“, unterstrich die
stellvertretende AOK-Direktorin
Regina Merk-Bäuml.

„Zu meiner großen Freude stan-
den bei der erfolgreichen Messe
das Kerngebiet des Gesundheits-
wesens im Vordergrund, nämlich
die Medizin, die ärztliche und die
pflegerische Versorgung – und
nicht finanzielle Aspekte“, betonte
Professor Dr. Albrecht Pfeiffer,
Ärztlicher Direktor des Klinikums

Dr. Andreas Hönig (links) überreichte einen Scheck der Paula-
Kubitscheck-Vogel-Stiftung für das Johannes-Hospiz an Petra F. 
Seitzer, Sabine Sudler und Martin Steinkirchner. Foto: osr
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Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:
Constanze von Hassel
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Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell
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Abfallbehälter Wartung und Reinigung von 
Lüftungs- und Feuerungsanlagen

LÜFTUNGS-
REINIGUNGS-

SERVICE

Lüftungs-Reinigungs-Service
Wolfratshauser Straße 9a
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98
Fax:        (089) 74 44 24 99
E-Mail:   info@l-r-service.de
Internet: www.l-r-service.de

Franz Sedlmeier
Inhaber

DEUTSCHER FACHVERBAND FÜR
LUFT- UND WASSERHYGIENE e.V.

Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

BECK GmbH & Co. KG  
71364 Winnenden · Tel. 07195/69 33 00
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Bänke

Nusser Stadtmöbel GmbH & Co. KG  
71364 Winnenden · Tel. 07195/693-111
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Kommunale Energieberatung

Standort- und Kommunal-
beratung

Weihnachtsbeleuchtung

Geschenke für Neugeborene

Willkommensgeschenke für Neugeborene:
bestickte Babyhandtücher /Babylätzchen oder auch

bedruckte Babyhalstücher mit dem Wappen Ihrer Stadt
als Begrüßungsgeschenk des Bürgermeisters

Alles in Textil ..... bestickt – gewoben –

bedruckt – individuell gefertigt! 

Kerler GmbH – Accessoires & Fashion team

Schwanthaler Straße 100, 80336 München

Tel.: 089 / 543 29 890, Fax: 089 / 543 43 587

post@kerler.de                     www.kerler.de

Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

An- und Verkauf von 
Kommunalfahrzeugen

Unimog und Ersatzteile
Fa. Donnerbauer, Tel. 0170-5729733

www.donnerbauer.com

Software für Behörden

Vorschau auf GZ 23
In unserer Ausgabe Nr. 23, die am 5. Dezember 2013
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Wasser . Abwasser
Umwelt- und Abfalltechnik
Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Kommunalfahrzeuge . Dienstfahrzeuge
Garten- und Landschaftsbau, Grünanlagen

20 Jahre Euregio Bayerischer Wald - Böhmerwald - Unterer Inn:

Grenzen überwinden
Festakt in Rohrbach/Mühlviertel, Oberösterreich

Vor 20 Jahren, am 20. September 1993, wurde auf Schloss Krumau
die Euregio „geboren“. Christoph Leitl für das Bundesland Ober-
österreich, Landrat a. D. Ingo Weiß (Straubing-Bogen) und Jan
Vrána für den Böhmerwald unterzeichneten damals die Grund-
satzvereinbarung über die Zusammenarbeit zwischen den Grenz-
regionen des Freistaates Bayern, Südwestböhmens und des Landes
Oberösterreich. 

Dieses Vorhaben sei damals
von vielen Befürchtungen, Ängs-
ten und Problemen begleitet
worden, wie einer der drei Vor-
sitzenden der Euregio-Sektio-
nen, Freyungs Landrat Ludwig
Lankl, bei einer Festveranstal-
tung in Rohrbach/Mühlviertel,
Oberösterreich, betonte. Seit-
her sei aber viel Positives für
die Menschen im Dreiländereck
geschehen. Was früher Vision
war, wurde Realität: Die ge-
öffneten Grenzübergänge etwa,
die liberalisierte Grenzgänger-
regelung, Wirtschaftsparks im
Grenzraum oder der Ausbau der
Verkehrswege.

Drehscheibe in
vielen Bereichen

Die Kernaufgabe der Euregio
liegt in der Initiierung, Umset-
zung und Begleitung von grenz-
überschreitenden Regionalent-
wicklungsprozessen und Akti-
vitäten. In den vergangenen 20
Jahren ist sie zur Drehscheibe in
den Bereichen Wirtschaftsko-
operationen, Verkehr und Mobi-
lität, Arbeitsmarkt, Soziales,
Landwirtschaft, Ökologie und

Umwelt, Tourismus, Bildung,
Sport und Kultur, Technologie-
transfer und Energienutzung in
der europäischen Grenzregion
Niederbayern, Süd- und West-
böhmen und Oberösterreich ge-
worden. 350 Städte und Gemein-
den gehören der Euregio an, sie
umfasst und betreut ein Gebiet
von rund 16.000 Quadratkilome-
tern mit 1,3 Millionen Menschen
in den drei Ländern.

Europäischer Gedanke

„Seit 20 Jahren machen wir in
der Region den europäischen
Gedanken spürbar – mit vielen
kleinen Projekten wollen wir
unseren Lebensraum weiter ent-
wickeln und Grenzen überwin-
den“, stellte Gabriele Lackner-
Strauss, Obfrau der Euregio
Bayerischer Wald/Böhmerwald/
Regionalmanagement Mühl-
viertel, fest. So finde jährlich
der Drei-Länder-Cross-Triath-
lon von Horni Plana nach Kol-
lerschlag statt, die Eislaufstre-
cke am Moldaustausee locke
ebenso Touristen an wie das
Granitzentrum in Hauzenberg,
zudem träfen sich Einsatzkräfte

aller drei Länder in Rohrbach,
1.600 Kilometer Radweg in Süd-
böhmen und im Mühlviertel wür-
den vernetzt und einheitlich be-
schildert und gerade eben sorge
eine grenzüberschreitende Lan-
desausstellung für Aufsehen.

Dass sich die völkerverbinden-
den Initiativen fortsetzen, machte
auch der oberösterreichische Lan-
deshauptmann Dr. Josef Pührin-
ger deutlich. Vor allem auch im
Hinblick auf das Jahr 2014, in
dem sich der Fall des Eisernen
Vorhangs zum 25. Mal jährt.
„Das war eine wirklich gewaltige
politische Leistung. Nach dem
Jubel dieser Tage brauchte es
aber Menschen, die diese Auf-
bruchstimmung weitertragen, so
wie es die Euregio macht. Das
Zusammenführen von Men-
schen und Herzen geschieht
nicht allein mit einer Unter-
schrift“, erklärte Pühringer. Eu-
ropa passiert für ihn nicht nur in
Straßburg oder Brüssel, sondern
„in jedem dieser Projekte für die
Menschen in der Region“.

Perspektiven für die Jugend

In einer Gesprächsrunde mit
Landeshauptmann Pühringer,
dem Passauer Landrat Franz
Meyer und dem stellvertreten-
den Bezirkshauptmann aus Pil-
sen/Westböhmen, Ivo Grüner,
wies letzterer darauf hin, dass
es künftig darum gehe, die Ju-
gend in die ländlichen Regionen
zurück zu bringen und ihr Per-
spektiven für ein Leben in der
Heimat inmitten eines geeinten
Europa zu geben. Landrat Mey-
er wiederum bezeichnete Ge-
schäftsführer Kaspar Sammer
als „Glücksfall für die Region“.
Er mahnte Fortschritte in Rich-
tung Europaregion Donau-
Moldau an – besonders als „Wis-
sensstandort“ mit seinen Hoch-

schulen -, deren wichtiges und
unerlässliches Fundament die
Euregio sei.

In der Feierstunde wurde
nicht nur den Gründungsvätern
des Jahres 1993 gedacht, son-
dern es wurden auch herausra-
gende Projekte ausgezeichnet.
Preise in Form eines Reisegut-
scheines zu den Nachbarn in der
Euregio erhielten für ihre wert-
vollen Projektideen die Jugend-
bildungsstätte Waldmünchen,
die Berufsschule Waldmünchen
(Regenerative Energien), der
Förderverein der Berufsschule
Waldmünchen, die Grundschule
Kollnburg und der „Treffpunkt
Ehrenamt“ Cham. 

Pioniervorhaben

„Zukunft im Fokus - ein
Kundschafter- und Botschafter-
Projekt für Jugendliche aus
Böhmen und Bayern“: Unter
diesem Titel startete im Septem-
ber 2012 ein Langzeitprojekt und
Pioniervorhaben der Jugendbil-
dungsstätte Waldmünchen und
von Tandem Pilsen: 1.000 Ju-
gendliche aus Bayern und Böh-
men sollen die Potentiale und Zu-
kunftschancen ihrer Regionen er-
fahren und zwar durch Jugendli-
che aus der Region. 

Beteiligt sind Schüler des
Robert-Schumann-Gymnasi-
ums Cham, des Comenius-
Gymnasiums Deggendorf und
des Adalbert-Stifter-Gymnasi-
ums Passau sowie die Gymna-
sien aus Strakonice, Budweis
und Vimperk in Tschechien. Mit
den Schwerpunkten „Regionale
Entwicklung und „Berufliche
Orientierung“ soll ein Beitrag
zur Sprachmotivation und Be-
gegnung geleistet werden. Dass
dieser Heimatraum mehr als ein
Zwischenraum ist und in seinen
vielfältigen Ressourcen unge-
ahnte Chancen bieten kann, dies
beurteilen und erkunden 44
hochmotivierte Jugendliche aus
Bayern und Böhmen seit Ende
September 2012. 

„Qualifizierungsmodul rege-
nerative Energien für tschechi-
sche Berufsschulen“: Für dieses

Projekt war die Werner-von Sie-
mens-Berufsschule verantwort-
lich. In dessen Rahmen koope-
rierten rund 150 Schülerinnen
und Schüler aus sieben Klassen
von der SOU Domazlice und
der Technikerschule Waldmün-
chen. Im Fach Ökologie wurden
brandaktuelle Themen wie „En-
ergieversorgung der Zukunft“,
„Strom von der Sonne“ und En-
ergie aus Biomasse“ behandelt.

Sprachanimation...

Der auf bayerischer Seite
nicht sonderlich ausgeprägten
Bereitschaft, die Sprache der
tschechischen Nachbarn zu er-
lernen, möchte der Treffpunkt
Ehrenamt mit seinem Projekt
„Sprachanimation in Kindergär-
ten und Schulen“ entgegenwir-
ken. So werden seit 2009 in
deutschen Kindergärten und
Schulen Grundkenntnisse im

Tschechischen auf ehrenamtli-
cher Basis vermittelt. 

... in Kindergärten 
und Schulen

Als Lehrerinnen fungieren hier
tschechische Freiwillige, die da-
mit ihrerseits ihre ohnehin sehr
guten Deutschkenntnisse verbes-
sern. Auf spielerische Art und
Weise wird die natürliche Neu-
gierde der Kinder geweckt und der
Grundstein für eine spätere inten-
sivere Beschäftigung mit den öst-
lichen Nachbarn gelegt. Anderer-
seits war eine deutsche Freiwillige
in einem Kindergarten in Domaz-
lice im Einsatz, um dort den Kin-
dern Deutschkenntnisse beizubrin-
gen. Insgesamt haben sich rund
200 Kinder dies- und jenseits der
Grenze beteiligt. In den Kinder-
gärten Ränkam und Furth im Wald
wird diese Sprachanimation nach
wie vor angeboten. DK

Landkreis Donau-Ries:

Online-Magazin jetzt auch
als Druckversion

Nach 18 erfolgreichen Monaten für das Online-Magazin mit über
5.000 Besuchern hat der Landkreis eine gedruckte Version heraus-
gegeben. Diese ist als Klappkarte entwickelt und stellt in aller Kür-
ze die interessantesten Seiten des Landkreises vor.

Der Landkreis Donau-Ries ist
eine wirtschaftlich erfolgreiche
Region mit einer Vielzahl inter-
essanter Unternehmen und ei-
nem hohen Freizeit- und Erho-
lungswert. Weil diese Vorzüge
im Landkreis und außerhalb des
Landkreises zu unbekannt sind,
startete der Landkreis Donau-
Ries am 27. März 2013 sein in-
novatives Online-Magazin. Da-
mit ist der Landkreis Donau-
Ries einer der ersten Landkreise
in Deutschland, der mit einer
3D-Zeitschrift ähnlich wie
BMW, Audi oder Lufthansa für
seine Region wirbt. 

Das Online-Magazin (abrufbar
unter der Webadresse www.ema-
gazin-donau-ries.de) ist dank dem
Einsatz von Diashows, Videos,

Karten, Links und anderer Anwen-
dungen sehr vielseitig. 

Um das Online-Magazin auch
anderen Zielgruppen, Touristen
oder Firmenkunden zur Verfügung
zu stellen, wurde nun eine ge-
druckte Broschüre herausgegeben.
Diese stellt den Landkreis mit sei-
nem hohen Freizeitwert und den
leistungsfähigen Unternehmen im
Landkreis Donau-Ries auf weni-
gen Seiten dar. Die Broschüre
kann an regionalmanagement@
lra-donau-ries.de oder unter Tele-
fon 0906/74-339 kostenlos bestellt
werden.

Das Online-Magazin ist ein
Projekt der landkreisweiten Ima-
gekampagne und wird vom Re-
gionalmanagement des Land-
kreises Donau-Ries betreut.


